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AUS DEN ZEITSCHRIFTEN

BRAK-Mitteilungen und Anwaltsblatt sind für jeden be-
rufsrechtlich Interessierten Pflichtlektüre. Nachfolgend
dokumentiert das Institut für Anwaltsrecht an der
Universität zu Köln Aufsatzliteratur zum Berufsrecht
der Rechtsanwälte, Notare und Steuerberater, die in
den zurückliegenden Wochen in anderen Periodika und
Sammelwerken veröffentlicht worden ist. Aus Platzgrün-
den muss eine wertende Auswahl getroffen werden.

Zusammengestellt vom Institut für Anwaltsrecht durch
Anne-Sophie Jung LL.M.

Kontakt zur Literaturschau:
anwaltsrecht@googlemail.com

Anwalt, Anwältin im Sozialrecht Nr. 4: Schröder, Wichti-
ge (sozialrechtliche) Änderungen des RVG-Gesetzestex-
tes (172); Schafhausen, Einigungs- und Erledigungs-
gebühr (177).

Anwaltsgebühren spezial (AGS) Nr. 10: Thiel, Editorial:
Erfahrungen kosten. Oder: Richtig aufklären und Ge-
bührenanspruch sichern! (2); Lissner, Gebühren in der
Strafvollstreckung (445).

Anwalt und Kanzlei (AK) Nr. 6: Mock, RVG-Reform: Die-
se Neuerungen bringen bares Geld in Strafsachen
(95); Cosack, Umsatzplanung: Wirtschaftliche Kanzlei-
führung: Sieben Tipps für Ihren Erfolg (97); o.Verf., Feh-
lervermeidung: Organisatorische Ausstattung einer
Anwaltskanzlei (102); Große-Wilde, Kanzleiübernahme:
Das müssen Verkäufer und Erwerber bedenken (103).

Berliner Anwaltsblatt (BerlAnwBl) Nr. 11: o.Verf., Die
Reichweite der Verschwiegenheitsverpflichtung (384).

Computer und Recht (CR) Nr. 8: Orth/Preetz, Telekom-
munikationsüberwachung im Mobilfunk – Umsetzung
und Entschädigung. Was das 2. KostenRMoG für die Er-
stattung von Überwachungskosten im Mobilfunkbereich
klarstellt und was verfassungswidrig bleibt (499).

Das Juristische Büro (JurBüro) Nr. 11: Enders, Das
2. KostRMoG. Einigungsgebühr bei Zahlungsverein-
barungen (561); Lissner, Die wichtigsten Änderungen
durch das 2. KostRMoG im Bereich der Beratungshilfe
(564); Nr. 12: Enders, Das 2. KostRMoG. Sozialrecht-
liche Angelegenheiten. Anrechnung in der Kostenfest-

setzung. Abrechnung mit dem Rechtsschutzversicherer
(617); Hambloch, Die Auskunfts- und Abrechnungsver-
pflichtung eines Rechtsanwalts gegenüber einer
Rechtsschutzversicherung in zivil- und standesrecht-
licher Hinsicht (623).

DER BETRIEB (DB) Nr. 51: Henssler/Deckenbrock, Das
Berufsrecht der Rentenberater (2909).

Der Familien-Rechts-Berater (FamRB) Nr. 8: Ahn-Roth,
Fehler bei der Telefax-Übersendung und Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand (260).

Deutsches Steuerrecht (DStR) Nr. 46: Oetterich, Aus-
lagerung von Dienstleistungen im Widerspruch zum
Berufsrecht? (2482).

Festschrift für Rolf Stürner (2013): Gottwald, Aufklärung
über Aufklärungspflicht der Parteien (301). (Nachtrag
zu Heft 4/2013).

Kanzleiführung professionell (KP) Nr. 11: Feiter, Gel-
tendmachung des Honoraranspruchs: Hilfe, der Man-
dant will nicht zahlen: Die gerichtliche Durchsetzung
von Gebührenforderungen (191); Nr. 12: o.Verf., BMF:
Für PartGmbB besteht keine Gewerbesteuerpflicht
(205); Goez, Geltendmachung eines Honorar-
anspruchs: Mandatsverhältnis zu dem nicht beauftra-
genden Ehegatten bei zusammenveranlagten Ehepart-
nern (210).

Kammermitteilungen der Rechtsanwaltskammer Düssel-
dorf (KammerMitteilungen) Nr. 2: Offermann-Burckart,
Der Fachanwaltsantrag (154), Oberlander, Rechts-
anwälte als Vertrauensdienstleister im Selbst- und
Fremdbild (164); Deckers, Das Machtwort des Bundes-
verfassungsgerichts: Das Urteil des BVerfG vom
19. März zum Verständigungsgesetz in der StPO (169);
Stronczek, Das neue SEPA-Verfahren: Die Kammer rät
(199); Nr. 3: Ewer, Die systemische Sicherung der Quali-
tät anwaltlicher Leistungen – ein notwendiger Schritt
zur Verteidigung des Rechtsberatungsmonopols der An-
waltschaft (257); Schons, Rechtsschutzversicherungen
und ihre Rationalisierungsabkommen (264); Deckers,
Die Verzögerungsrüge (266); Schons, Die (Vor-)Freude
ist vorbei! – Das 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz
ist – doch noch – in Kraft getreten (269); Stronczek, An-
zeige von Verstößen gegen das Rechtsdienstleistungs-
gesetz und Vorgehen der Rechtsanwaltskammer (289).
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AUS DEN ZEITSCHRIFTEN

FERNSTUDIUM für KANZLEI-FACHANGESTELLTE
Assessorreferent jur. (FSH) · Rechtswirt (FSH) · Rechtsreferent jur. (FSH)

Staatlich zugelassen, berufsbegleitend, 3-7 Semester
Zielgruppe: ReNo-Fachangestellte/Fachwirte/Sachbearbeiter mit Interesse an der Übernahme von mandatsbezogenen,

materiellrechtlichen/prozessualen Aufgabenstellungen zur juristischen Entlastung des Anwaltes.
Das Fernstudium ermöglicht den Wechsel von der büroorganisatorischen auf die fachjuristische Mitarbeiterebene.

FSH, Universität, Science-Park 2, 66123 Saarbrücken, www.e-FSH.de, Tel. 0681/390-5263, Fax 0681/390-4620
Am FSH-Examensinstitut: Fernstudiengänge zur Vorbereitung auf die 1. und 2. juristische Staatsprüfung



Neue Juristische Wochenschrift (NJW) Nr. 48: Fromm,
Kanzlei & Mandat. Pauschalierte Vergütungsverein-
barungen in rechtsschutzversicherten Bußgeldman-
daten (3498); Nr. 50: Grunewald, Die Entwicklung des
anwaltlichen Berufsrechts im Jahr 2013 (3620); Nr. 52:
Schneider, Die Änderungen in Strafsachen durch das
2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz (3768).

Neue Juristische Wochenschrift aktuell (NJW-aktuell)
Nr. 50: Braun, Haftungsseite. Drohung mit Mandats-
niederlegung (16).

Neue Juristische Wochenschrift kompakt (NJW-kompakt)
Nr. 24: Dahns, Aufklärungspflichten bei möglichen In-
teressenkollisionen (766).

Neue Wirtschafts-Briefe direkt (NWB direkt) Nr. 48:
Blechschmidt, Editorial. Das Warten hat ein Ende. Die
neue Partnerschaftsgesellschaft mbB (3729); Römer-
mann/Jähne, Die unterschiedlichen Wege in die Part-
nerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung.
Übersicht über die Umwandlungsmöglichkeiten (3776).

Praxis Steuerstrafrecht (PStR) Nr. 12: Aue, Der Steuerbe-
rater fragt, der Strafverteidiger antwortet: Straf- und
Berufsrecht: Wenn der StB/WP seinen eigenen steuerli-
chen Pflichten nicht nachkommt (329).

Praxis Freiberufler-Beratung (PFB) Nr. 12: George/
Schmolinske, Rechtsformenwahl: Die Partnerschafts-
gesellschaft mit beschränkter Berufshaftung. Allheil-
mittel für Freiberufler? (439).

RVG professionell (RVG prof.) Nr. 11: o.Verf., Kanzlei-
EDV – EGVP: Wann von Anwälten nutzbar? (42); Mock,
2. KostRMoG: Das ist bei den Übergangsregelungen
zu beachten (181); Nr. 12: o.Verf., Kanzleimanage-
ment. BORA: Briefkopf mit Kanzleihauptsitz (Beilage
RENOkompakt) (48); Burhoff, Die anwaltliche Ver-
gütung in Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften (454).

Straßenverkehrsrecht (SVR) Nr. 7: Otting: Fünf Jahre
Rechtsdienstleistungsgesetz. Der Berg kreißte und ge-
bar ein Abtretungsmäuslein. War da noch was? (241).

Versicherungsrecht (VersR) Nr. 34: Linardatos, Die Part-
nerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung-
eine echte Alternative zur Limited Liability Partnership
oder eine systemwidrige Implementierung in das Part-
nerschaftsgesellschaftsgesetz? (1488).

Zeitschrift für das gesamte Familienrecht (FamRZ)
Nr. 17: Giers, Die Reform der Prozesskosten-, Verfah-
renskosten- und Beratungshilfe (1341).

Zeitschrift für die Anwaltspraxis (ZAP) Nr. 20: Hansens,
Die wesentlichen Änderungen des RVG durch das
2. KostRMoG (1) (1069); Nr. 21: o.Verf., Merkblatt zur
neuen PartGmbB (1092); Hansens, Die wesentlichen
Änderungen des RVG durch das 2. KostRMoG (2)
(1119); Nr. 23: o.Verf., Änderungen im Berufsrecht (2)
(1203); Althoff, Die Vergütung des Betriebsratsanwalts
in der arbeitsrechtlichen Praxis (1225).

BUCHHINWEISE

Grunsky/Waas/Benecke/Greiner, Arbeitsgerichtsge-
setz, 8., neubearbeitete Aufl., 2014, XVII, 733 Seiten,
in Leinen, 99 Euro, Verlag Franz Vahlen, ISBN:
978-3-8006-4659-3
Mit der 8. Auflage setzen die Autoren die Kommentie-
rung von Prof. Wolfgang Grunsky fort, der die 7. Auf-
lage dieses „Klassikers“ bearbeitet hatte.
Das Werk bietet eine an wissenschaftlichen Ansprü-
chen orientierte Darstellung des arbeitsgerichtlichen
Verfahrens und erläutert in knapper, präziser Weise
die Besonderheiten dieses Verfahrens, natürlich immer
mit den erforderlichen Bezügen zur ZPO.
Zur Neuauflage:
Seit der Vorauflage hat es eine Vielzahl von Änderun-
gen und Ergänzungen des ArbGG gegeben, die voll-
ständig in die Neubearbeitung eingeflossen sind, so
zuletzt die Einfügung des § 54a durch das Mediations-
gesetz.
Mit den neuen Autoren haben drei Wissenschaftler die
Kommentierung übernommen, die als Experten aus-
gewiesen und vielfach hervorgetreten sind.

Kraft/Mangold, Die 100 typischen Mandate im Erb-
recht, Praxisleitfaden mit CD-ROM und Online-Service,
1. Auflage 2013, 828 Seiten, gebunden, mit CD-ROM
und Online-Service, 149 Euro zzgl. MwSt., Deubner
Verlag, Köln, ISBN: 978-3-88606-798-5

Die wirtschaftliche Bedeutung erbrechtlicher Mandate
steigt. Die Höhe der zu verteilenden Erbmasse, recht-
lich komplexe Konstellationen wie Patch-Work-Familien
und die Bereitschaft, Ansprüche „auszufechten“, sind
dafür wesentliche Gründe.
Doch bevor es ans „Eingemachte“ gehen kann, sind
eine Vielzahl von Paragraphen und Entscheidungen zu
berücksichtigen. Nicht zu vergessen, die Bezüge zum
Steuer- und Gesellschaftsrecht, Familien- und Sozial-
recht sowie dem Betreuungs- und Vorsorgerecht. Kein
leichtes Unterfangen für denjenigen, der hier ohne Spe-
zialisierung ist.
Besonders für diese Zielgruppe legt der Deubner-Ver-
lag jetzt den Praxisleitfaden „Die 100 typischen Man-
date im Erbrecht“ vor. Orientiert an typischen Fallkon-
stellationen werden die klassischen Erbrechtsmandate
nach einer einheitlichen Systematik Schritt für Schritt
aufbereitet. Im Vordergrund stehen immer die prakti-
sche Mandatsbearbeitung und die kompetente Betreu-
ung der Mandanten. Das Spektrum reicht dabei von
der Testamentsgestaltung über die Nachlasssicherung
bis zur Prozessführung. Fallkonstellationen für gleich-
geschlechtliche Lebenspartnerschaften werden ebenso
erfasst wie Mandate mit Auslandsbezug.
Jeder Themenkomplex beginnt mit einer Einführung in
das materielle Recht. Die Mandatssituationen werden
stets nach demselben Schema behandelt: Sachverhalt,
Checkliste, Falllösung, Verfahrenshinweise einschließ-
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lich Kosten, Korrespondenz- und Klagemuster. Zahlrei-
che Praxistipps, auch zur steuerlichen Gestaltung, und
Warnhinweise begleiten die Darstellung.

Alle Schriftsatzmuster und Checklisten finden sich zur
direkten Bearbeitung auf der beiliegenden CD-ROM
und online unter www.100mandate-erbrecht.de. Ne-
ben der digitalen Version des Buches stehen hier alle
einschlägigen Vorschriften und zitierten Entscheidun-
gen im Volltext sowie sämtliche Checklisten und Mus-
ter zur Verfügung.

Marxen/Tiemann, Die Wiederaufnahme in Strafsa-
chen, 3., neu bearbeitete Aufl. 2014, XVI, 224 Seiten.
Kartoniert, 49,99 Euro, C.F. Müller, Verlagsgruppe
Hüthig Jehle Rehm GmbH, ISBN: 978-3-8114-4320-4,
(Praxis der Strafverteidigung), Auch als E-Book:
49,99 Euro, ISBN: 978-3-8114-5465-1

Spektakuläre Fälle haben in jüngster Zeit dem Wieder-
aufnahmerecht große öffentliche Aufmerksamkeit ver-
schafft. Das in neuer Auflage erschienene Handbuch
stellt die schwierige Materie des Wiederaufnahme-
rechts so dar, dass der Praktiker schnell einen Über-
blick über das erforderliche Vorbringen bei einem Wie-
deraufnahmeantrag erhält.

Das Buch legt dar,
• wie ein schlüssiger Sachvortrag zu erfolgen hat
• welche Beweismittel anzugeben sind
• welche Wiederaufnahmegründe vorliegen können.

Praktische Hinweise zum Verfahren, zahlreiche Fall-
und Formulierungsbeispiele sowie Muster von Verteidi-
gerschriftsätzen sind eine wertvolle Unterstützung bei
der Mandatsbearbeitung.

Die Darstellung erstreckt sich auch auf die Wiederauf-
nahme nach § 79 Abs. 1 BVerfGG, die Wiederaufnah-
me in Bußgeldsachen sowie die Entschädigung des
Verurteilten nach erfolgreicher Wiederaufnahme.

Groß, Beratungshilfe, Prozesskostenhilfe, Verfah-
renskostenhilfe – BerH/PKH/VKH, Kommentar, 12.,
völlig neu bearbeitete Auflage. 2014. XXIX, 586 Seiten,
gebunden, 79,99 Euro, C.F. Müller, Verlagsgruppe
Hüthig Jehle Rehm GmbH, ISBN: 978-3-8114-4127-9
(Heidelberger Kommentar), Auch als E-Book: 79,99 Eu-
ro, ISBN: 978-3-8114-4128-6

Die 12. Auflage berücksichtigt die Reformen durch das
Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilferechts und

Beratungshilferechts, das umfassende Auswirkungen
auf die Praxis haben wird.
Wichtig: Die Vertretung ist nicht mehr auf Anwälte
und Rechtsbeistände beschränkt – auch Steuerberater,
Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte
Buchprüfer und Rentenberater können „Beratungsper-
sonen“ sein!
Umfassend kommentiert sind das 2. Kostenrechts-
modernisierungsgesetz (2. KostRMoG) und die damit
verbundenen Änderungen im Vergütungsrecht. Die An-
lagen sind auf den aktuellen Stand gebracht.
Die für die Praxis wichtigen Antragsformulare für Bera-
tungshilfe, Prozesskostenhilfe und Verfahrenskostenhil-
fe (Anhänge 5 und 7) werden infolge der grundlegen-
den gesetzlichen Neuregelungen reformiert und dem
neuen Rechtsstand angepasst. Unter dem Link
www.cfmueller.de/BerH-PKH-VKH in der Rubrik „Pro-
duktservice“ finden Sie in Kürze aktuelle Nachträge zu
einigen Vordruckverordnungen.
Die dynamische Rechtsanwendung in allen drei Berei-
chen durch die Rechtsprechung wird nachgezeichnet.
Die Konzeption: Der Ansatz, Beratungshilfe, PKH und
VKH in einem Werk zu erläutern, hat sich bewährt, da
die Materien durch gesetzestechnische Verweisungen
und das rechtspolitische Anliegen miteinander verbun-
den sind.

Bischof/Jungbauer/Bräuer/Curkovic/Klüsener/Uher,
RVG-Kommentar, 6. Aufl. 2014,
1.540 Seiten, Hardcover, inkl. jBook, 129 Euro, Bücher
Luchterhand, ISBN: 978-3-472-08563-8

Anlass für die Neuauflage knapp ein Jahr nach
Erscheinen der Vorauflage, ist das 2. Kostenrechts-
modernisierungsgesetz dessen neue Vorschriften und
Gebührennummern ausführlich kommentiert werden.
Markenzeichen des Kommentars ist seine praxisorien-
tierte Ausrichtung. Hierfür bürgt schon das Autoren-
team, welches Fachwissen der richterlichen Seite, der
rechtsanwaltlichen Seite wie auch der der Fachange-
stellten zusammenführt. Das Werk gewährleistet den
schnellen Zugriff auf die einschlägige Norm und gibt
fundierte Antworten auf gebührenrechtliche Fragestel-
lungen, die praktikabel sind und auch ohne ein vertie-
fendes Nachlesen im Großkommentar auskommen.
Die Kommentierung ist kompakt und wird durch Bei-
spiele und praktische Handlungsanweisungen ergänzt.
Die aktuelle Rechtsprechung zum RVG ist selbstver-
ständlich berücksichtigt.
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Kanzleisoftware
für Anwälte und Anwaltsnotare
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Fachanwältin für Arbeitsrecht Kanzlei Roth & Roth, Nürnberg
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Informationen und Anmeldung: Deutsches Anwaltsins-
titut e.V., Telefon: 0234-97 06 40, E-Mail: info@anwalts
institut.de, www.anwaltsinstitut.de

Arbeitsrecht

Arbeitsrecht aktuell Teil 1

1.3.2014, München, Hanns Seidel Stiftung

Neues zum TzBfG

12.4.2014, Kiel, Haus des Sports Kiel

Bank- und Kapitalmarktrecht

Privates Bankrecht 2014 – Teil 1: Zahlungsverkehr, Kre-
ditrecht und Kreditsicherung

12.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

Bau- und Architektenrecht

HOAI 2013: Vertragsgestaltung und Honorarabrech-
nung optimal gestalten

22.3.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter

Erbrecht

Tücken und Haftungsfallen im Pflichtteilsrecht

1.3.2014, Heusenstamm, DAI-Ausbildungscenter
Rhein/Main

Europarecht und Internationales Recht

2. Fachanwaltslehrgang Internationales Wirtschafts-
recht

ab 20.3.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter

Familienrecht

17. Jahresarbeitstagung Familienrecht

4.4.2014–5.4.2014, Köln, Maritim Hotel Köln

Gewerblicher Rechtsschutz

Aktuelle Praxisprobleme Internetrecht

5.4.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter

Handels- und Gesellschaftsrecht

12. Gesellschaftsrechtliche Jahresarbeitstagung

21.3.2014 – 22.3.2014, Hamburg, Bucerius Law
School

Aktuelles GmbH-Strafrecht

11.4.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter

IT-Recht

Sichere elektronische Kommunikation in der Anwalts-
kanzlei

14.3.2014, Potsdam, Kongresshotel Potsdam Am
Templiner See

Insolvenzrecht

Massegenerierung in Zeiten des ESUG

22.3.2014, Heusenstamm, DAI-Ausbildungscenter
Rhein/Main

Restschuldbefreiung im Verbraucher- und Regelins-
olvenzverfahren – die aktuelle Rechtsprechung aus ers-
ter Hand

28.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

Kanzleimanagement

Zwangsvollstreckung effektiv gestalten

26.3.2014, Heusenstamm, DAI-Ausbildungscenter
Rhein/Main

Medizinrecht

Taktik im arzthaftungsrechtlichen Zivilprozess

7.3.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter
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(Fortsetzung S. IX)

Das FortbilDungszertiFikat
Der brak
· Fachkompetenz sichtbar gemacht
· Orientierung für Mandanten und potenzielle Mandanten
· Zur Werbung auf Briefkopf, Homepage, Visitenkarten
oder in Anzeigen

Weitere Informationen unter: www.brakfortbildungszertifikat.de



AKZENTE
RECHTSPOLITIK – RELOADED

Im Koalitionsvertrag steht es schwarz auf weiß: „Wir wer-
den uns für den Erhalt der Selbstverwaltung von Kammern
und Verbänden in den Freien Berufen auf europäischer
Ebene einsetzen.“ Das ist eine gute und klare Aussage.
Eine Aussage, die uns auch der neue Justizminister Heiko
Maas, der jetzt Minister der Justiz und für Verbraucher-
schutz heißt, auf unserem Parlamentarischen
Abend vor einigen Wochen in Berlin aus-
drücklich bestätigt hat. „Die Bundesrechts-
anwaltskammer kann sich deshalb darauf
verlassen, dass ich mich im Bund, aber vor
allem in Europa für unsere besondere Form
der berufsständischen Selbstverwaltung im-
mer stark machen werde“, sagte er wörtlich
beim diesjährigen Treffen der Kammerprä-
sidenten mit den Rechtspolitikern.
Damit hat der neue Minister auch gleich
einen Pflock eingeschlagen – Hände weg
von der Selbstverwaltung! Immer wieder
werden in Brüssel Stimmen laut, die – nicht
selten unter dem Deckmäntelchen des Verbraucher-
schutzes – die Abschaffung der Kammern fordern. Dass
ein Justizminister, der auch für den Verbraucherschutz
zuständig ist, hier klar Farbe bekennt, darf als guter, po-
sitiver Auftakt gewertet werden.
Recht und Verbraucherschutz gehören jetzt also – zumin-
dest auf bundesministerieller Ebene – zusammen. Wir
werden in den kommenden vier Jahren sehen, ob das tat-
sächlich funktioniert, oder ob sich die Befürchtungen der
Skeptiker, die vor einem Primat des Verbraucherschutzes
vor dem Recht warnen, bewahrheiten. Grundsätzlich se-
hen wir Rechtsanwälte die Zusammenlegung der Res-
sorts positiv, sind wir doch tagtäglich sowohl Recht- als
auch Verbraucherschützer. Jeder private Mandant ist
schließlich gleichzeitig auch ein Verbraucher. Und zwar
ein – das sollte als Leitbild auch erhalten bleiben – mün-
diger Verbraucher.
Ein so verstandener mündiger Verbraucher rsp. Mandant
muss selbstverständlich auch in der Lage sein, sein Recht
geltend zu machen. Das mecklenburgische Justizministeri-
um, das offensichtlich den Verbraucherschutz nicht auf
seine Fahnen geschrieben hat, will unter dem in diesem
Zusammenhang zynisch klingenden Motto „effizient und
bürgerfreundlich“ zahlreiche Gerichtsstandorte schließen.
Ein Gericht, das für einen Teil der Bevölkerung allein auf-
grund der Entfernung faktisch nicht mehr erreichbar ist,
ist nicht „bürgernah“ und schon gar nicht „effizient“. Ich
hoffe sehr, dass die bei unserem Parlamentarischen
Abend anwesenden Landesjustizminister mir darin zu-
stimmen und nicht dem Beispiel Mecklenburgs folgen.

Einem mündigen Bürger muss man auch zugestehen,
selbst zu entscheiden, was mit seinen Daten geschieht.
Wir als BRAK sprechen uns daher nach wie vor gegen
die Vorratsdatenspeicherung in der bisher vorgesehenen
Form aus. Als Minister Maas vor einigen Wochen ankün-
digte, die im Koalitionsvertrag vorgesehene Neurege-

lung zunächst nicht umzusetzen, konnten
wir dem nur nachdrücklich zustimmen.
Wenn schon der Generalanwalt beim EuGH
die entsprechende Richtlinie für europa-
rechtswidrig hält, welchen Sinn macht dann
eine Neuregelung auf der Basis eben jener
Rechtsgrundlage? Ein etwaiges Gesetz-
gebungsverfahren muss von Beginn an da-
rauf gerichtet sein, eine Regelung zu erlas-
sen, die sowohl verfassungsrechtlichen als
auch europarechtlichen Voraussetzungen
entspricht. Wobei festzuhalten bleibt, dass
aus unserer Sicht an dieser Stelle keine Re-
gelung die bessere Regelung ist.

Eines der größten, wenn nicht das größte Projekt, das die
Bundesrechtsanwaltskammer in den nächsten Jahren
realisieren wird und das als Gesprächsthema beim Par-
lamentarischen Abend natürlich nicht fehlen durfte, ist
der Elektronische Rechtsverkehr. Der Gesetzgeber hat
der BRAK aufgetragen, bis zum 1.1.2016 für jede
Rechtsanwältin und jeden Rechtsanwalt ein besonderes
elektronisches Postfach bereitzustellen, damit ab 2018
alle Kolleginnen und Kollegen so ausgestattet sind, dass
sie mit Gerichten aller Gerichtszweige ausschließlich und
sicher – letzteres ist für uns ganz besonders wichtig –
elektronisch kommunizieren können. Uns wurde ein straf-
fer Zeitplan vorgegeben, wir sind aber überzeugt, dass
wir bis zum Stichtag die gesamte Anwaltschaft per elek-
tronischem Postfach sicher „am Netz“ haben werden.
Und wir hoffen sehr, dass dann die Gerichte, denen
vom Gesetzgeber ein etwas weiterer Umsetzungszeitrah-
men gewährt wurde, alsbald nachziehen. Der elektro-
nische Rechtsverkehr kann nur funktionieren, wenn er
keine Einbahnstraße ist.

In den kommenden Jahren stehen also wichtige rechts-
politische Projekte auf der Agenda. Unser Parlamentari-
scher Abend hat gezeigt, dass wir auf Bundes- und auf
Landesebene kompetente und offene Gesprächspartner
haben werden. Und auch wir können unsere ganze Kom-
petenz und unser Engagement in die Waagschale wer-
fen. Mögen die nächsten vier Jahre gute Jahre für den
Rechtsstaat werden.

Ihr Axel C. Filges
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AUFSÄTZE
RECHTSPRECHUNG DES SENATS FÜR ANWALTSSACHEN
DES BGH IM JAHRE 2013
RECHTSANWALT PROF. DR. MICHAEL QUAAS, M.C.L., STUTTGART*

Die Zahl der zum Senat für Anwaltssachen des BGH
insgesamt gelangten Verfahren ist gegenüber 2012
wieder deutlich angestiegen. Die Neueingänge in Ver-
waltungssachen haben sich gegenüber 76 in 2011
auf 99 (Stand 31.12.2012) erhöht. Davon betrafen
ein Verfahren eine sofortige Beschwerde nach altem
Recht (vgl. § 215 BRAO), 84 Berufungs- oder Beru-
fungszulassungsverfahren, zwei Beschwerden nach
neuem Recht oder sonstige Rechtsmittel, zwei einstwei-
lige Rechtschutzanträge zu in der Hauptsache beim
Senat anhängigen Rechtsmitteln sowie sechs erst-
instanzliche Verfahren (davon vier Anträge auf einst-
weiligen Rechtschutz, zwei Klagen).

Hinzu kamen – wie 2012 – acht Neueingänge in Dis-
ziplinarverfahren (davon drei Nichtzulassungs- oder
sonstige Beschwerden, fünf Revisionen).

I. DER ANWALTSSENAT DES BGH ALS
„OBERVERWALTUNGSGERICHT“1

1. RECHTSWEG UND SACHLICHE ZUSTÄNDIGKEIT
Mit der BRAO-Reform wurden das Verwaltungsverfah-
ren und das gerichtliche Verfahren im anwaltlichen Be-
rufsrecht grundlegend geändert. Seitdem bestimmt
sich das gerichtliche Verfahren vor dem Anwalts-
gerichtshof (AGH) und dem Anwaltssenat des BGH
nach den Vorschriften der VwGO.

Nach § 112a BRAO entscheidet der AGH in allen
– dort legal definierten – „verwaltungsrechtliche An-
waltssachen“ im ersten Rechtszug. Der BGH entschei-
det nach § 112a Abs. 2 BRAO über die Rechtsmittel
und ist gleichzeitig gem. § 105a Abs. 3 BRAO erst-
instanzlich für die dort aufgeführten Streitigkeiten zu-
ständig.

a) STREITIGKEITEN ÜBER DIE ZULASSUNG
Streitigkeiten über die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft, die Rücknahme oder den Widerruf der Zulas-
sung oder sonstige verwaltungsrechtliche Anwalts-
sachen waren in der Sache schon immer öffentlich-
rechtliche Streitigkeiten. Hierüber waren an sich gem.
§ 40 Abs. 1 VwGO die Gerichte der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit berufen. Dass der Gesetzgeber sie als
Teil der ordentlichen Gerichtsbarkeit ansieht, hatte ur-
sprünglich seinen Grund darin, dass die Zulassung
zur Rechtsanwaltschaft nicht den Rechtsanwaltskam-
mern, sondern den Landesjustizverwaltungen oblag
und es sich somit um Justizverwaltungsakte handelt,
für deren Überprüfung traditionell (§ 23 EGVG) die or-
dentlichen Gerichte zuständig sind. Dabei ist es nach
Übertragung der Zuständigkeit von der Landesjustiz-
verwaltung auf die Rechtsanwaltskammern geblieben.
Der Gesetzgeber hat den alten Zopf nicht abgeschnit-
ten. Manche sehen darin – nach Einführung der
VwGO als Verfahrensordnung der Anwaltsgerichte in
verwaltungsrechtlichen Anwaltssachen – nur einen
halbherzigen Schritt, der beizeiten reformiert werden
sollte. Die Überprüfung von Verwaltungsakten öffent-
lich-rechtlicher Körperschaften nach Maßgabe der
VwGO gehöre vor die Verwaltungsgerichte.

b) ABGRENZUNGSFRAGEN
Zu Recht hat allerdings die BRAO-Reform 2009 an der
Unterscheidung zwischen verwaltungsrechtlichen Strei-
tigkeiten und Disziplinarsachen festgehalten. Zwar
wird man auch das anwaltliche Disziplinarrecht als
eine berufsrechtliche Streitigkeit im Sinne verwaltungs-
rechtlicher Streitigkeiten (im weiteren Sinne) ansehen
können. Das anwaltliche Disziplinarrecht ist indessen
der Anwaltsgerichtsbarkeit nicht durch § 112a, sondern
durch § 116 BRAO zugewiesen. Es ist auch grund-
legend anders strukturiert. In verwaltungsrechtlichen
Anwaltssachen ist der Rechtsweg zweizügig aufgebaut.
Für das gerichtliche Verfahren gilt im Wesentlichen die
VwGO. Demgegenüber ist das anwaltsgerichtliche Dis-
ziplinarverfahren dreistufig aufgebaut. Es gilt im We-
sentlichen die StPO. Daran hält die BRAO-Novelle fest.
Allerdings ist auch das nicht selbstverständlich. Für
das gerichtliche Verfahren in Disziplinarsachen gegen
Beamte und Richter des Bundes gelten nach dem BDG
und dem DRiG die Vorschriften der VwGO, nicht (mehr)
die der StPO. Das gleiche gilt für das Disziplinarrecht
der Notare seit der Novelle ebenfalls aus dem Jahre
2009. Die Gründe, warum die StPO bei Richtern, Beam-
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* Der Autor ist Fachanwalt für Verwaltungsrecht und Medizinrecht in Stuttgart und
Richter im Senat für Anwaltssachen des BGH. Der Beitrag ist die Fortsetzung von
BRAK-Mitt. 2013, 7, über die Rechtsprechung des Senats für Anwaltssachen des
BGH im Jahr 2012. Für die hilfreiche Unterstützung hinsichtlich der Verfahrens-
eingänge beim Anwaltssenat dankt der Autor dem wissenschaftlichen Mitarbeiter
beim BGH, Herrn Richter am Landgericht Christoph Lehmeyer. Der Beitrag ist
dem am 31.1.2014 aus dem Amt scheidenden Präsidenten des BGH und zugleich
Vorsitzender des Anwaltssenats, Prof. Dr. Klaus Tolksdorf gewidmet.

1 Vor die Klammer gezogen werden zunächst – wie in den vergangenen Jahren
auch – prozessuale Hinweise und Vorüberlegungen, die aufgrund der 2009 er-
folgten BRAO-Reform für das Verständnis der Rechtsprechung des Anwaltssenats
als „Berufungs(zulassungs)gericht“ sinnvoll erscheinen; vgl. im Übrigen zur
BRAO-Reform 2009 und der daraus folgenden Rechtsstellung des Anwaltssenats
des BGH als „Oberverwaltungsgericht (OVG) in verwaltungsrechtlichen Anwalts-
sachen“ Quaas, FS Stüer, Bau- und Fachplanungsrecht, 2013, 661 ff.; ders., DVBl.
2012, 1413 ff.



ten und Notaren nicht mehr gilt, sollten gegebenenfalls
auch zu einer Novellierung der anwaltlichen Disziplinar-
gerichtsbarkeit führen.

c) UMFASSENDE ZUSTÄNDIGKEIT
Die Rechtswegzuweisung für verwaltungsrechtliche An-
waltssachen an die Anwaltsgerichtsbarkeit ist umfas-
send, aber nicht erschöpfend. Die Gerichtsbarkeit von
AGH und BGH erstreckt sich nur auf Berufsangehöri-
ge, Berufsbewerber und ehemalige Rechtsanwälte.2,3

Keine Streitigkeiten „nach diesem Gesetz“ sind ins-
besondere Streitigkeiten, in denen Bürger (Mandanten)
oder Behörden außerhalb der „Berufsrechtsverwal-
tung“ die Gerichte in einer einen Rechtsanwalt betref-
fenden Angelegenheit anrufen. Als „öffentlich-recht-
liche Streitigkeit“ im Anwaltsrecht sind dafür die Ver-
waltungsgerichte zuständig.4 Entschieden ist das für
den Antrag des Mandanten eines Rechtsanwalts an
die Rechtsanwaltskammer, ihm die Daten von dessen
Haftpflichtversicherung mitzuteilen.5 Andererseits ist
die durch § 112a Abs. 1 BRAO eröffnete Zuständigkeit
„in verwaltungsrechtlichen Anwaltssachen“ umfassend
zu verstehen. Von dieser weitgespannten Kompetenz
sind alle Streitigkeiten umfasst, die aus der Anwen-
dung der BRAO und des untergesetzlichen Rechts ent-
stehen. Auch für rechtliche Streitigkeiten, die aus An-
lass der Verhängung anwaltsgerichtlicher Maßnah-
men gegen einen Rechtsanwalt (§ 113, § 114, § 119
BRAO) entstehen, gehören in die Zuständigkeit von
AGH und Anwaltssenat des BGH.6

2. KLAGEARTEN
Anstelle des Antrags auf gerichtliche Entscheidung frü-
heren Rechts sind die Klagearten der VwGO getreten.
Prozessuale Schwierigkeiten bereiten in verwaltungs-
rechtlichen Anwaltssachen mitunter die Zulässigkeit der
Anfechtungsklage (a) und der Feststellungsklage (b):

a) ANFECHTUNGSKLAGE
Die Anfechtungsklage setzt das Vorliegen eines Ver-
waltungsaktes (VA) voraus. Wann er vorliegt, be-
stimmt sich nach § 32 BRAO i.V.m. § 35 Satz 1
VwVfG. Danach ist ein VA jede Verfügung, Entschei-
dung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Be-
hörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet
des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare
Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. Streitig kann
sein, ob Mitteilungen der Kammer an einen Rechts-
anwalt mit berufsrechtlichem Gehalt das Merkmal der
„Regelung“ erfüllen:

aa) Das gilt insbesondere bei Verstößen des Rechts-
anwalts gegen berufsrechtliche Vorschriften, welche
die RAK nicht mit den Mitteln des anwaltsgerichtlichen
Verfahrens (Warnung, Verweis), sondern mit dem in
der Praxis geläufigen Mittel einer „missbilligenden Be-
lehrung“ (auch „belehrender Hinweis“ genannt) ahn-
den will. Dieses Instrument hat sich unter der Geltung
des § 223 BRAO a.F. als eine Art „Zwischenlösung“ für
den häufig vorkommenden Fall etabliert, dass eine
konkrete Verhaltensweise eines Rechtsanwaltes berufs-
rechtlich zwar zunächst zu missbilligen ist, sie aber
eine Rüge (noch) nicht rechtfertigt. Für diese Fallgrup-
pe, in der eine „einfache“ Belehrung nach § 73 Nr. 1
BRAO nicht ausreicht, um dem konkreten Pflichtenver-
stoß gerecht zu werden, hatte die Rechtsprechung
„missbilligende“ oder „schuldzuweisende“ Belehrungen
akzeptiert, die in entsprechender Anwendung des
§ 223 BRAO a.F. mit dem Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung angegriffen werden konnten.7

bb) Mit der BRAO-Reform 2009 ist § 23 BRAO a.F.
weggefallen. Die an seine Stelle getretene Anfech-
tungsklage setzt – wie gezeigt – nach § 42 Abs. 1
VwGO voraus, dass sich der Kläger gegen einen ihn
belastenden VA wendet, dessen Aufhebung er begehrt.
Daraus folgt, dass eine Belehrung auch in der Form ei-
nes „belehrenden Hinweises“, die nach dem 1.9.2009
ergangen ist, die Begriffsmerkmale eines VA erfüllen
muss, um rechtsmittelfähig zu sein. Sie muss – mit an-
deren Worten – eine verbindliche Regelung enthalten,
d.h. Rechte des Betroffenen begründen, aufheben
oder sonst verbindlich feststellen. Das hat der Anwalts-
senat in einem Fall bejaht, in dem eine RAK das Vorlie-
gen einer Interessenkollision in einem Scheidungsver-
fahren gegenüber dem Rechtsanwalt feststellt und da-
mit auf die Rechtsfolgen der Mandatsniederlegung
gem. § 3 Abs. 3 BORA hinwies.8 In einem weiteren Ur-
teil, das einen belehrenden Hinweis über die „Außen-
darstellung“ einer Anwaltssozietät im Briefbogen und
im Internetauftritt der Kanzlei betraf, machte der Se-
nat darauf aufmerksam, dass eine solche – mit Rechts-
mittelbelehrung versehene – hoheitliche Maßnahme,
wenn sie schriftlich ergehe, nicht die Unterschrift sämt-
licher beschließender Vorstandsmitglieder in der Be-
scheidsurkunde enthalten muss.9

b) FESTSTELLUNGSKLAGE
Nach altem Recht waren Feststellungsanträge grund-
sätzlich unzulässig und nur bei leerlaufender Recht-
schutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG mit einem An-
trag auf gerichtliche Entscheidung verfolgbar.10 § 43
VwGO sieht (subsidiär) die Feststellungsklage vor, der
zur Folge der Rechtsanwalt ein streitiges Rechtsver-
hältnis mit der RAK gerichtlich klären lassen kann. Ob
sich allerdings in der Sache etwas geändert hat, muss
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2 Kleine-Cosack, BRAO, 6. Aufl., § 112a, Rdnr. 3.
3 Der Autor, ein Rechtsanwalt, belässt es im Folgenden aus Gründen der sprach-
lichen Gestaltung – wenn auch mit schlechtem Gewissen – bei der männlichen
Form.

4 Schmidt-Räntsch, Gaier/Wolf/Göcken, Anwaltliches Berufsrecht, 2010, § 112a
BRAO, Rdnr. 5a.

5 AGH Baden-Würtemberg, NJW 2008, 1967.
6 BGH, Beschl. v. 2.3.2011 – AnwZ (Brfg) 50/10, BRAK-Mitt. 2011, 143; zu weiteren
Fragen der Anwendbarkeit der §§ 112a ff. BRAO, s. Quaas, DVBl. 2012, 1413 ff.

7 BGH, NJW 2005, 2692; BRAK-Mitt. 2010, 132; s.a. BVerfGE 50,16.
8 BGH, Urt. v. 23.4.2012 – AnwZ (Brfg) 35/11, BRAK-Mitt. 2012, 224 = juris.
9 BGH, Urt. v. 12.7.2012 – AnwZ (BrfG) 37/11, BRAK-Mitt. 2012, 232 = juris; s.a.
Quaas, FS Stüer (o.Fn. 1), 661 (672).

10 Vgl. Kleine-Cosack, BRAO, (o.Fn. 2) § 112c Anhang Rdnr. 1 zu § 43 VwGO.
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bezweifelt werden. Die Zulässigkeit der Feststellungs-
klage nach § 43 VwGO setzt ein Feststellungsinteresse
voraus. Dazu reicht es nicht, wenn der Rechtsanwalt
als Reaktion auf die präventive Bitte um Auskunft
über die berufsrechtliche Zulässigkeit einer Werbemaß-
nahme die Klärung über eine Feststellungsklage errei-
chen möchte.11 Eine sachgerechte Klärung von Rechts-
fragen ist auch nach neuem Recht nur möglich, wenn
ein konkretes Verhalten des Rechtsanwalts zu beurtei-
len ist, aus dem sich Rechtsfolgen für seine am Art. 12
Abs. 1 GG abzuleitende Rechtsstellung ergeben.12 Des-
halb ist die für eine Feststellung notwendige Konkreti-
sierung (Individualisierung) noch nicht erreicht, wenn
die Kammer dem Rechtsanwalt ihre Rechtsauffassung
zu einer bestimmten Frage mitteilt. Andernfalls könnte
die Kammer mit ihren Mitgliedern nie in einen Mei-
nungsaustausch treten und eine Rechtsdiskussion füh-
ren. Insofern wird man den Konkretisierungsgrad ent-
sprechend dem Niveau einer missbilligenden Beleh-
rung annehmen müssen. Dann aber ist – wie gezeigt
– das entsprechende Schreiben der Kammer als „Be-
lehrungsbescheid“ angreifbar.13 Die Unzulässigkeit ei-
ner Feststellungsklage wird insoweit auch aufgrund de-
ren Subsidiarität anzunehmen sein.14

3. ABLEHNUNG WEGEN BESORGNIS DER BEFANGEN-
HEIT

§ 54 Abs. 1 VwGO garantiert über die §§ 42 ff. ZPO
das – grundrechtlich über den gesetzlichen Richter
(Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) geschützte – Ablehnungs-
recht. Die dafür erforderliche Besorgnis der Befangen-
heit liegt vor, wenn ein Prozessbeteiligter bei vernünfti-
ger Würdigung aller Umstände Anlass hat, an der Un-
voreingenommenheit eines Richters zu zweifeln, etwa
wenn ein anwaltliches Mitglied des Anwaltssenats des
BGH den Antragsstellern in einem Verfahren einige
Jahre zuvor in einem Rechtsbeschwerdeverfahren vor
dem BHG vertreten hat.15

a) MISSBRÄUCHLICHES ABLEHNUNGSGESUCH
Auf die umfangreiche Kasuistik zu § 42 Abs. 2 ZPO ist
hier nicht einzugehen.16 Was den Anwaltssenat immer
wieder beschäftigt, ist das missbräuchliche Ableh-
nungsgesuch. Er liegt vor, wenn es im Prozessrecht kei-
ne Grundlage hat, also nicht einmal den Ansatz einer
Begründung erkennen lässt.17 Missbräuchlich ist ins-
besondere, wenn sich das Ablehnungsgesuch pauschal
gegen ein Gericht als solche oder gegen den ganzen

Senat richtet, ohne Sachargumente gegen namentlich
benannte Richter vorzutragen.18

b) VERFAHREN
Liegt ein Ablehnungsgesuch vor, darf das Verfahren
– von unaufschiebbaren Maßnahmen abgesehen – in
der Sache bis zur Erledigung des Ablehnungsgesuchs
nicht betrieben werden (§ 47 Abs. 1 ZPO). Erledigt ist
das Gesuch erst, wenn eine gegen die Zurückweisung
erhobene Anhörungsrüge beschieden worden ist.19

Dementsprechend darf der abgelehnte Richter trotz
Zurückweisung des Ablehnungsgesuches an der Ent-
scheidung über die Anhörungsrüge nicht mitwirken.
Ist dagegen die Anhörungsrüge noch nicht erhoben,
sondern nur möglich, darf das Verfahren weitergeführt
werden.20

Über die Ablehnung entscheidet der AGH in seiner Be-
setzung ohne das abgelehnte Mitglied. Bei der Ent-
scheidung über ein missbräuchliches Ablehnungs-
gesuch wirkt dagegen der abgelehnte Richter mit.21

Die Entscheidung ist abschließend, da der AGH einem
Oberverwaltungsgericht gem. § 112c Abs. 1 Satz 2
BRAO gleichsteht. Deshalb ist eine Beschwerde – un-
abhängig von § 146 Abs. 2 VwGO – ausgeschlossen
und die Ablehnungsgründe sind gem. § 173 Satz 1
VwGO, § 512 ZPO einer richterlichen Überprüfung in
einem Berufungsverfahren entzogen. Die Ablehnung ei-
nes Befangenheitsantrags stellt damit grundsätzlich
keinen im Zulassungsverfahren zu berücksichtigenden
Verfahrensmangel dar.22 Die unrichtige Zurückweisung
eines Ablehnungsgesuches ist allerdings im Zulas-
sungs- und Berufungsverfahren ausnahmsweise dann
beachtlich, wenn mit ihr die Verletzung der verfas-
sungsrechtlichen Garantie einer vorschriftsmäßigen
Besetzung des Gerichtes gem. Art. 101 Abs. 1 GG gel-
tend gemacht wird. Das setzt voraus, dass für die Ent-
scheidung willkürliche oder manipulative Erwägungen
maßgeblich waren.23

II. ENTSCHEIDUNGEN IN ZULASSUNGSSACHEN

1. DER VERMÖGENSLOSE ANWALT

a) ALLGEMEINES
Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist nach § 14
Abs. 2 Nr. 7 BRAO zu widerrufen, wenn der Rechts-
anwalt in Vermögensverfall geraten ist, es sei denn,
dass dadurch die Interessen der Rechtssuchenden
nicht gefährdet sind. Ein Vermögensverfall wird ver-
mutet, wenn ein Insolvenzverfahren über das Ver-
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11 So zu Recht AGH NRW, Urt. v. 5.7.2012, NJW Spezial 2013, 639, der allerdings
für den streitgegenständlichen „belehrenden Hinweis“ nach der hier vertretenen
Auffassung die Zulässigkeit einer Anfechtungsklage hätte bejahen müssen.

12 BGH, NJW 2007, 3499; Böhnlein, Feuerich/Weyland, BRAO, 8. Aufl. 2012,
§ 112c, Rdnr. 34.

13 Schmidt-Räntsch, Gaier/Wolf/Göcken (o.Fn. 4), § 112c, Rdnr. 65.
14 Schmidt-Räntsch, Gaier/Wolf/Göcken (o.Fn. 4), § 112c, Rdnr. 65a.
15 BGH, Beschl. v. 28.5.2008 – AnwZ (Brfg) 38/07, juris: Selbstablehnung.
16 Vgl. zuletzt BGH, Beschl. v. 25.9.2013 – AnwZ (Brfg) 51/12, juris, Rdnr. 8; Beschl.
v. 10.6.2013 – AnwZ (Brfg) 24/12, BRAK-Mitt. 2013, 247 = juris, Rdnr. 6. (Beide
Entscheidungen im Zusammenhang der Gestattung zur Führung einer Fach-
anwaltsbezeichnung).

17 Schmidt-Räntsch, Gaier/Wolf/Göcken (o.Fn. 4), § 112, Rdnr. 86 m.w.N.

18 Schmidt-Räntsch, Gaier/Wolf/Göcken (o.Fn. 4), § 112c, Rdnr. 65a.
19 BGH, NJW–RR 2011, 427.
20 BGH, Beschl. v. 5.3.2012 – AnwZ (Brfg) 13/11, juris, Rdnr. 11; Schmidt-Räntsch,
Gaier/Wolf/Göcken (o.Fn. 4), § 112c, Rdnr. 89.

21 Schmidt-Räntsch, a.a.O., Rdnr. 90.
22 BGH, Beschl. v. 8.12.2011 – AnwZ (Brfg) 46/11, juris, Rdnr. 7; BGH, Beschl. v.
15.3.2012 – AnwZ (Brfg) 55/11, juris, Rdnr. 14.

23 BGH, Beschl. v. 25.9.2013 – AnwZ (Brfg) 52/12, BRAK-Mitt. 2014, 39 (in diesem
Heft) = juris, Rdnr. 7 unter Verweis auf BVerwG, NVWZ RR 2011, 621.
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mögen des Rechtsanwalts eröffnet oder der Rechts-
anwalt in das vom Insolvenzgericht oder vom Vollstre-
ckungsgericht zu führende Verzeichnis eingetragen ist.
Wie aus der – verfassungsmäßigen24 – Bestimmung
des § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO ersichtlich, hängt der Wi-
derruf der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wegen
Vermögensverfalls von zwei Voraussetzungen ab, die
kumulativ vorliegen müssen: Der betroffene Rechts-
anwalt muss sich in Vermögensverfall befinden und
die Interessen der Rechtsuchenden müssen dadurch
gefährdet sein. Beide Voraussetzungen unterliegen un-
eingeschränkter gerichtlicher Nachprüfung. Insoweit
prüft das Gericht, ob im Zeitpunkt der Widerrufsver-
fügung ein Vermögensverfall vorlag. Davon ist aus-
zugehen, wenn der Rechtsanwalt in ungeordnete,
schlechte finanzielle Verhältnisse, die er in absehbarer
Zeit nicht ordnen kann, geraten und außer Stande ist,
seinen Verpflichtungen nachzukommen; Beweisanzei-
chen hierfür sind insbesondere die Erwirkung von
Schuldtiteln und Vollstreckungsmaßnahmen gegen
ihn.25 Gegenstand der gerichtlichen Überprüfung ist
damit – allein – das Vorliegen von ungeordneten Ver-
mögensverhältnissen. Dabei handelt es sich um ein
materielles Prüfungskriterium, das auf eine inhaltliche
Ordnung der Vermögensverhältnisse abzielt.

In der gerichtlichen Praxis ist das Vorliegen des Ver-
mögensverfalls im Zeitpunkt der Widerrufsverfügung re-
gelmäßig unstreitig. Streitig ist dagegen die Frage, ob
sich die Vermögensverhältnisse des Betroffenen im
Laufe des Verfahrens so gebessert haben, dass der
Widerrufsgrund nachträglich weggefallen ist. Dafür
– also für „geordnete Vermögensverhältnisse“ – muss
der Rechtsanwalt vollen Beweis erbringen. Er muss
eine Aufstellung sämtlicher gegen ihn erhobenen Forde-
rungen vorlegen, die auch Angaben enthält, welche der
Forderungen bereits erfüllt worden sind und wie die
noch offenen Forderungen erfüllt werden sollen. Die in
der Aufstellung gemachten Angaben sind zu belegen.26

b) MASSGEBENDER BEURTEILUNGSZEITPUNKT
Maßgebender Beurteilungszeitpunkt für die gericht-
liche Überprüfung des Vorliegens der Widerrufsvoraus-
setzungen ist grundsätzlich – da es sich der Sache
nach um eine „Anfechtungsklage“ (§ 42 Abs. 2 VwGO)
handelt – der Zeitpunkt der letzten Behördenentschei-
dung (d.h. des Widerspruchsbescheides bzw. – bei ge-
setzlichem Ausschluss des Widerspruchsverfahrens –
der Widerrufsverfügung durch die RAK).27 Das gilt –
seit dem grundlegenden Beschluss des Anwaltssenats
v. 29.6.201128 – auch für die Beurteilung der Rechts-

mäßigkeit des Widerrufs der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft wegen Vermögensverfall und wurde in
der Rechtsprechung des Senats auf weitere Widerrufs-
fälle nach § 14 BRAO erstreckt.29

An dieser Rechtsprechung zum maßgebenden Beurtei-
lungszeitpunkt hat der Anwaltssenat auch im Jahre
2013 konsequent festgehalten.30 Ein mit Art. 12 Abs. 1
GG unvereinbarer, weil unverhältnismäßiger Eingriff in
die Berufsfreiheit ist mit dieser Rechtsprechung nicht
verbunden. Ein Rechtsanwalt, der sich auf den nach-
träglichen Wegfall des Widerrufsgrundes berufe, habe
jederzeit und uneingeschränkt die Möglichkeit, einen
Antrag auf Wiederzulassung zu stellen und notfalls im
Wege der Verpflichtungsklage durchzusetzen. Eine sol-
che Klage könne schon vor Abschluss eines gegen den
Zulassungswiderruf angestrengten Anfechtungsverfah-
rens eingereicht und gegebenenfalls mit diesem verbun-
den werden. Auf diese Weise könne bei zweifelsfreiem
Wegfall des Widerrufsgrundes eine lückenlose Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft sichergestellt werden.31

c) DIE FLUCHT IN „ANGESTELLTEN-ALTERNATIVE“
Für den Widerrufstatbestand des § 14 Abs. 2 Nr. 7
BRAO ist weiter erforderlich, dass durch den Ver-
mögensverfall die Interessen der Rechtssuchenden ge-
fährdet werden. Aus der Formulierung „es sei denn,
dass dadurch die Interessen der Rechtssuchenden nicht
gefährdet sind“ ergibt sich eine Beweislastumkehr, so-
dass die Gefährdung vermutet wird und der betroffene
Rechtsanwalt ihren Ausschluss nachweisen muss.32 Al-
lerdings ist die gesetzliche Regelung nicht im Sinne ei-
nes Automatismus zu verstehen, sodass die Gefähr-
dung nicht zwangsläufig und ausnahmslos schon aus
dem Vorliegen eines Vermögensverfalls folgt. Gleich-
wohl wird man – nach der gesetzlichen Wertung – ein
vorrangiges Interesse der Rechtssuchenden nur in selte-
nen Ausnahmefällen verneinen können.33

Die Rechtsprechung des BGH ist extrem streng („gna-
denlos“34) und verlangt, dass der Rechtsanwalt weder
auf dem Briefkopf noch auf dem Praxisschild der Kanz-
lei erscheint, nur noch als Angestellter tätig und es zu-
dem ausgeschlossen ist, dass er mit Mandantengel-
dern in Berührung kommt. Besonderen Wert legt der
Senat auf die Überprüfung der Einhaltung der Be-
schränkung durch die Sozietätsmitglieder.35 Die Kon-
trolle des angestellten Anwalts kann nicht durch ande-
re Angestellte der Kanzlei übernommen werden. Auch
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24 Vgl. BGH, u.a. Beschl. v. 22.6.2011 – AnwZ (Brfg) 12/11, BRAK-Mitt. 2011, 249
(LS); Bartosch-Koch, AnwBl. 2008, 737.

25 St. Rspr., Senat, Beschl. v. 25.3.1991 – AnwZ (Brfg) 73/90, BRAK-Mitt. 1991, 102;
Beschl. v. 26.3.2007 – AnwZ (Brfg) 45/06, juris.

26 BGH, Beschl. v. 31.3.2008 – AnwZ (Brfg) 8/07, BRAK-Mitt. 2008, 221 (nur LS).
27 Zur Verfassungsmäßigkeit von § 110 JustG NRW, mit dem das Vorverfahren nach
§ 112c Abs. 1 BRAO, § 68 VwGO für berufsrechtliche Verfahren der Rechts-
anwälte in NRW abgeschafft worden ist, vgl. BGH, Beschl. v. 7.10.2013 – AnwZ
(Brfg) 34/13, juris, Rdnr. 4.

28 BGH, Beschl. v. 29.6.2011 – AnwZ (Brfg) 11/10, BRAK-Mitt. 2011, 246 = BGHZ
190, 187.

29 Vgl. zum Widerruf der Zulassung wegen fehlender Berufshaftpflichtversicherung
(§ 14 Abs. 2 Nr. 9 BRAO) BGH, Beschl. v. 23.6.2012 – AnwZ (Brfg) 58/11, BRAK-
Mitt. 2012, 247 = juris, Rdnr. 19.

30 BGH, Beschl. v. 22.5.2013 – AnwZ (Brfg) 73/12, juris, Rdnr. 6; Beschl. v. 21.2.
2013 – AnwZ (Brfg) 68/12 und 69/12, juris, Rdnr. 8.

31 BGH, Beschl. v. 24.11.2012 – AnwZ (Brfg) 47/12, juris, Rdnr. 6.
32 BGH, st. Rspr. u.a. Beschl. v. 4.12.2006 – AnwZ (Brfg) 110/05; weiteren Nach-
weise zur Rechtsprechung des Senats bei Quaas, BRAK-Mitt. 2010, 42, 44 ff.;
2011, 46, 47 f.

33 BGH, Beschl. v. 22.5.2013 – AnwZ (Brfg) 73/12, juris, Rdnr. 4; Beschl. v. 21.2.
2013, AnwZ (Brfg) 68/12, juris, Rdnr. 10, u.v.m.

34 Vgl. Anm. der Redaktion AnwBl. zu BGH, Beschl. v. 24.10.2012 – AnwZ (Brfg)
61/11, AnwBl. 2013, 145.

35 Vgl. nur BGH, Beschl. v. 22.5.2013 – AnwZ (Brfg) 73/12, juris, Rdnr. 5.



in Vertretungsfällen (Urlaub, Krankheit uns sonstige
Abwesenheit) müssen effektive Kontrollmöglichkeiten
bestehen. Die Einhaltung solcher vertraglich vereinbar-
ter Sicherungsmaßnahmen ist nach der ständigen Se-
natsrechtsprechung nur in einer Sozietät, nicht aber
in einer Einzelkanzlei sichergestellt.36 Entsprechende
Vereinbarungen sind nicht nur – rechtswirksam – ab-
zuschließen; sie müssen auch „gelebt“ werden.37 Das
ist bei einer Ortsverschiedenheit der Kanzlei, bei der
der Kläger nach seinem Anstellungsvertrag beschäftigt
ist, zu einer anderen, von der Sozietät betriebenen Nie-
derlassung regelmäßig nicht möglich.38

2. DER VORBESTRAFTE RECHTSANWALT
In aller Regelmäßigkeit erreichen den Senat immer wie-
der Fälle, in denen ein vorbestrafter Rechtsanwalt sei-
ne „Wieder-Zulassung“ begehrt. Dabei kommt es im
Hinblick auf den Versagungsgrund der „Unwürdigkeit“
(§ 7 Nr. 5 BRAO) darauf an, wie viele Jahre der „Wohl-
verhaltensphase“ zwischen einem die Unwürdigkeit be-
gründenden Verhalten und einer möglichen Zulassung
liegen müssen, wobei zwischen schweren und weniger
schweren Straftaten und einer Berufsbezogenheit der
einschlägigen Straftat zu differenzieren ist. Bereits da-
mit verbietet sich eine schematische Festlegung auf be-
stimmte Fristen. Gefordert ist eine einzelfallbezogene
Gewichtung aller für und gegen den Bewerber spre-
chenden Umstände. Bei besonders gravierenden Straf-
taten, etwa schweren Fällen von Betrug und Untreue,
hat der Senat einen zeitlichen Abstand zwischen der
die Unwürdigkeit begründenden Straftat des Bewer-
bers und dessen Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
von in der Regel 15 bis 20 Jahren für erforderlich ge-
halten.39 Bei solchen Straftaten „im Kernbereich der
beruflichen Tätigkeit des Rechtsanwalts“ könne die blo-
ße straffreie Führung nach einer Verurteilung nicht ent-
scheidend zu Gunsten des Bewerbers berücksichtigt
werden, wenn dieser noch unter dem Druck einer zur
Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe stand.40 Auch
wenn daher seit der letzten Straftat mehr als 15 Jahre
vergangenen sind, der Kläger den von ihm angerichte-
ten Schaden ausgeglichen hat und er nicht erneut
straffällig geworden ist, kann selbst bei einem zwi-
schenzeitlich 65 Jahre alt gewordenen Bewerbers die
Wiederzulassung ausscheiden.
In dem am 8.5.201341 entschiedenen Fall hatte der
Kläger schwere Straftaten im Kernbereich der Tätigkeit
eines als Insolvenzverwalter tätigen Rechtsanwalts be-
gangen. Dabei hatte er beträchtliche kriminelle Ener-
gie entwickelt und über Jahre hinweg systematisch
und mit Hilfe Dritter, welche er an dem erbeuteten
Geld beteiligte, sich an den von ihm verwalteten Mas-
sen vergriffen. Ein solches Fehlverhalten des Klägers

liege – so der Anwaltssenat – damit deutlich über
einem durchschnittlichen Fall, in welchem unter be-
stimmten Voraussetzungen ein zeitlicher Abstand von
15 Jahren als ausreichend angesehen werden konnte.

3. DER BERUFSUNFÄHIGE RECHTSANWALT
Nach § 14 Abs. 2 Nr. 3 BRAO ist die Zulassung zur
Rechtsanwaltschaft zu widerrufen, wenn der Rechts-
anwalt aus gesundheitlichen Gründen42 nicht nur vorü-
bergehend unfähig ist, den Beruf eines Rechtsanwalts
ordnungsgemäß auszuüben, es sei denn, dass sein Ver-
bleiben in der Rechtsanwaltschaft die Rechtspflege
nicht gefährdet. Diese Voraussetzungen lagen im Hin-
blick auf die Berufsunfähigkeit „aus gesundheitlichen
Gründen“ in dem vom Senat am 22.10.201243 ent-
schiedenen Fall vor. Der Anwalt hatte es versäumt ein
ärztliches Gutachten über seinen Gesundheitszustand
nach Maßgabe des § 15 Abs. 3 BRAO vorzulegen. Da-
mit spricht die Vermutung der nicht nur vorübergehen-
den Berufsunfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen
gegen ihn.

Allerdings hatte sich der Kläger vor dem Senat darauf
berufen, eine Gefährdung der Rechtspflege bei einem
Verbleiben in der Rechtsanwaltschaft scheide aus, da
er den Beruf des Rechtsanwalts seit mehreren Jahren
nicht mehr ausübe. Er lasse seine Anwaltskanzlei
durch seinen Sozius führen, der auch die laufenden
Mandate betreue. Diesen – im Grundsatz zulässigen44

– Einwand ließ der Senat nicht gelten. Ähnlich wie bei
der Rechtsprechung zum Widerruf bei Vermögensver-
fall müsse durch eine konkrete (Vertrags-)Gestaltung
sichergestellt sein, dass der Betroffene nicht mehr als
Rechtsanwalt tätig sei. Im Zweifel müsse der Widerruf
erfolgen.45 Im vorliegenden Fall sei nicht erkennbar, ob
vertraglich und tatsächlich gewährleistet sei, dass der
Kläger, solange er gesundheitlich beeinträchtigt sei,
keine Mandate selbst bearbeite. Der Widerruf der Zu-
lassung sei daher zu Recht erfolgt.

4. DER NICHT ERREICHBARE RECHTSANWALT
Rechtsuchende bedürfen der Klarheit, welche Rechts-
anwälte in einem bestimmten örtlichen Bezirk tätig
sind und an welchem Ort sie den Rechtsanwalt ihrer
Wahl erreichen können. Gleiches gilt für die Gerichte
und Behörden wegen der vielfältigen Kontakte, die
sich im Laufe eines Verfahrens mit einem Rechtanwalt
ergeben können. Es muss vor allem eine räumlich ein-
deutig definierte Stelle oder zumindest einen Zustel-
lungsbevollmächtigten geben, an die alle für den
Rechtsanwalt bestimmten Zustellungen, Mitteilungen
und sonstige Nachrichten wirksam gerichtet werden
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36 BGH, a.a.O.
37 BGH, a.a.O.; Beschl. v. 4.4.2012 – AnwZ (Brfg) 62/11, juris, Rdnr. 7.
38 BGH, a.a.O.; Beschl. v. 5.9.2012 – AnwZ (Brfg) 26/12, BRAK-Mitt. 2013, 85 =
NJW-RR 2013, 175, Rdnr. 6.

39 BGH, Beschl. v. 28.3.2013 – AnwZ (Brfg) 40/12, BRAK-Mitt. 2013, 197 (198).
40 BGH, a.a.O.; Beschl. v. 8.5.2013 – AnwZ (Brfg) 46/12, juris, Rdnr. 6.
41 BGH, Beschl. v. 8.5.2013 – AnwZ (Brfg) 46/12, juris.

42 Zu einem querulatorischen Rechtsanwalt dem – darauf gestützt – die Zulassung
entzogen wurde, vgl. BGH, Beschl. v. 22.11.2010 – AnwZ (B) 74/07, BRAK-Mitt.
2011, 79; Quaas, BRAK-Mitt. 2011, 46 (50).

43 BGH, Beschl. v. 22.10.2012 – AnwZ (Brfg) 5/12, juris.
44 BGH, Beschl. v. 26.5.1997 – AnwZ (B) 4/97, BRAK-Mitt. 1997, 200; BVerfGE 37,
67 (78).

45 BGH, Beschl. v. 22.10.2012 – AnwZ (Brfg) 5/12, juris, Rdnr. 10.



können. Das ist Hintergrund der nach § 27 BRAO be-
stehenden Kanzleipflicht.46

Vor diesem Hintergrund kommt ein „Ermessens-Wider-
ruf“ der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft in Betracht,
wenn der Rechtsanwalt nicht binnen drei Monaten,
nachdem die Pflicht hierzu entstanden ist, im Bezirk
der Rechtsanwaltskammer eine Kanzlei einrichtet
(§ 14 Abs. 3 Nr. 1 BRAO) oder – nachdem er von der
Pflicht, eine Kanzlei zu unterhalten, befreit worden ist
(§ 29 Abs. 1, § 29a Abs. 2 BRAO) oder der bisherige
Zustellungsbevollmächtigte weggefallen ist, keinen Zu-
stellungsbevollmächtigten bestellt (§ 14 Abs. 3 Nr. 3
BRAO). So war es im Fall der in Südkorea residieren-
den Rechtanwältin, mit dem sich der Senat im Beschl.
v. 18.11.201347 befasst hat. Die Rechtsanwältin hatte
nicht binnen drei Monaten nach Wegfall ihres bisheri-
gen Zustellungsbevollmächtigten einen (neuen) Zustel-
lungsbevollmächtigten bestellt. Den von der RAK da-
raufhin verfügten Widerruf der Zulassung zur Recht-
anwaltschaft hat der Senat gleichwohl aufgehoben.
Anders als in den Fällen des § 14 Abs. 2 BRAO steht
der Widerruf nach § 14 Abs. 3 BRAO im Ermessen
der Kammer.48 Das Ermessen muss überhaupt und zu-
dem fehlerfrei (vgl. § 32 i.V.m. § 40 VwVfG) sowie vor
allem verfassungskonform am Maßstab des Art. 12
Abs. 1 GG unter strikter Beachtung des Grundsatzes
der Verhältnismäßigkeit ausgeübt werden. Danach
wäre die RAK gehalten gewesen, nach Aufklärung des
Sachverhalts unter Abwägung auf den Einzelfall bezo-
gener Umstände darzulegen, warum hier gerade die
am stärksten in die Rechtstellung der Anwältin eingrei-
fende Maßnahme des Zulassungswiderrufs zum Schut-
ze wichtiger Gemeinschaftsgüter zwingend erforder-
lich war. Insbesondere hätte die RAK erwägen müssen,
ob nicht mit den anwaltsgerichtlichen Maßnahmen
nach § 114 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BRAO schonendere Mit-
tel zur Verfügung gestanden hätten.49

5. DER ERFOLGLOSE BGH-ANWALTSBEWERBER
Im Jahr 2013 hatte sich der Senat wiederholt mit
Rechtsanwälten zu befassen, die sich um die Zulas-
sung als Rechtsanwalt bei dem BGH bewarben und
vermeintliche Ansprüche bereits im Wege einer einst-
weiligen Anordnung (§ 123 VwGO) durchzusetzen ver-
suchten:

a) In dem von dem Anwaltssenat am 25.6.2013 ent-
schiedenen Fall50 gehörte der Antragssteller zum Kreis
der in einer Vorschlagsliste der BRAK aufgenommenen
und damit vorgeschlagenen Rechtsanwälten beim
BGH. Zur Vorbereitung der Wahl bestellte der Wahl-
ausschuss aus seinen Mitgliedern jeweils einen Erst-
und Zweitberichterstatter, die jeden Bewerber persön-

lich anhörten. Entsprechend wurden mit ihm Gesprä-
che geführt und schriftliche Beurteilungen gefertigt.
Zur Vorbereitung eines mit dem Präsidenten des BGH
als Vorsitzendes des Wahlausschusses zu führenden
Bewerbergespräches bat er bei dem Wahlausschuss
um Akteneinsicht, die im versagt wurde. Er hat darauf-
hin – noch vor dem Gespräch mit dem Präsidenten –
im Wege der einstweiligen Anordnung sein Aktenein-
sichtsrecht geltend gemacht.

Der Antrag hatte keinen Erfolg. Neben dem erforderli-
chen Anordnungsgrund fehlte es an einem Anord-
nungsanspruch. Das in § 167a Abs. 2 BRAO vorgese-
hene Akteneinsichtsrecht eines in die Vorschlagsliste
aufgenommenen Rechtsanwalts beschränkt sich nach
Abs. 2 auf die Einsicht in die Gutachten der Bericht-
erstatter (Verfahrensausschusses), soweit die persönli-
chen, beruflichen und persönlichen Verhältnisse des
Bewerbers betroffen sind. Der – für die Zulassung oft
entscheidende – „bewertende Teil“ des Gutachtens ist
nicht Gegenstand der Akteneinsicht. Der Senat konnte
insoweit dahinstehen lassen, ob im Rahmen einer ge-
richtlichen Überprüfung der Entscheidung des Wahl-
ausschusses das (vollständige) Akteneinsichtsrecht auf
§ 100 Abs. 1 VwGO (i.V.m. § 112c Abs. 1 BRAO) ge-
stützt werden kann.

b) In mehreren am 11.10.2013 entschiedenen Fällen51

sollte im Wege der einstweiligen Anordnung erreicht
werden, dem Bundesministerium der Justiz zu untersa-
gen, vor Abschluss des Klageverfahrens die auf den
Plätzen 1 bis 8 der Wahlliste des Wahlausschusses ste-
henden Personen als Rechtsanwälte beim BGH zuzu-
lassen. Eine entsprechende Absicht des Bundesministe-
riums der Justiz wurde dem jeweiligen Antragsteller
zuvor schriftlich mitgeteilt.

Auch diese Anträge hatten keinen Erfolg. Es bestand
kein Anordnungsgrund. Den Antragstellern ist nach
Auffassung des Anwaltssenats ein Abwarten auf das
Ergebnis der Hauptsache zumutbar. Sie könnten auch
nach der vom Bundesminister der Justiz beabsichtig-
ten Zulassung der 8 auf der Liste des Wahlausschus-
ses stehenden Rechtsanwälte ihr Ziel der Zulassung
zum Rechtsanwalt beim BGH weiter verfolgen. Eine
zum Notarbestellungsverfahren vergleichbare Rechts-
lage52 liege nicht vor. Mit ihrer Klage machten die An-
tragsteller geltend, der Bedarf an (zusätzlich) zuzulas-
senden BGH-Anwälten liege erheblich höher und min-
destens in Höhe der von der BRAK und der RAK beim
BGH vorgeschlagenen 34 Personen. Auch habe der
Wahlausschuss seinen Beurteilungsspielraum über-
schritten, so dass die Klage gegen den Ausschuss Er-
folg haben werde. Die Richtigkeit dieser Argumentati-
on unterstellt war ein Anordnungsgrund für die bean-
tragte einstweilige Anordnung zu verneinen.
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46 BVerfG, NJW 1986, 1801; 2005, 1418; BGH, NJW 2005, 1420; Kleine-Cosack,
BRAO, 6. Aufl., § 27, Rdnr. 1.

47 BGH, Beschl. v. 18.11.2013 – AnwZ (B) 3/13, juris.
48 BGH, AnwBl. 2006, 416; Kleine-Cosack, BRAO, 6. Aufl., § 14, Rdnr. 31.
49 BGH, Beschl. v. 18.11.2013 – AnwZ (B) 3/13, Rdnr. 7 u. Vw. auf BVerfG, BRAK-
Mitt. 2005, 275 (276).

50 BGH, Beschl. v. 25.6.2013 – AnwZ 1/13, BRAK-Mitt. 2013, 232.

51 BGH, Beschl. v. 11.10.2013 – AnwZ 2/13, 4/13, BRAK-Mitt. 2014, 40 (in diesem
Heft) und 5/13.

52 Dazu BGH, Beschl. v. 28.11.2005 – BGHZ 165, 139 (142 f.); BVerfG, NJW 2006,
2395 (2396).
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III. ENTSCHEIDUNGEN IN SONSTIGEN
STREITVERFAHREN

1. DER ANWALT ALS „PROZESSBEOBACHTER“
Einen etwas ungewöhnlichen Fall hatte der Senat am
5.11.201353 zu entscheiden: Ein Rechtsanwalt begehr-
te von der RAK, auf die Tagesordnung der nächsten
Kammerversammlung einen Beschlussantrag zu set-
zen, dass der Vorstand beauftragt werde, „in rechtlich
zweifelhaften, untypisch oder grotesk verlaufenen Ver-
fahren vor allen Gerichtsbarkeiten, auf Anregung ei-
nes, an einem solchen Verfahren beteiligten Kammer-
mitglieds, einen offiziellen Prozessbeobachter zu be-
stellen“. Hintergrund war, dass der Rechtsanwalt in
den letzten Jahren einige „Justizgrotesken“ habe erle-
ben müssen, für die er sich als Organ der Rechtspflege
schäme. Seine Erfahrungen mit den Gerichten und
Staatsanwaltschaften zeigten eine „degenerierte, ver-
fassungswidrig agierende Kastenjustiz“, der gegen-
über sich die RAK als „serviles Organ im Kriechgang“
befinde und damit einem „einsam kämpfenden Kam-
mermitglied“ nicht hinreichend beistehe.
Die RAK hat die Anträge des Klägers zurückgewiesen.
Die dagegen gerichtete Klage wurde durch den AGH
Baden-Württemberg abgewiesen. Der Antrag auf Zu-
lassung der Berufung hatte vor dem Senat keinen Er-
folg: Der AGH habe zu Recht entschieden, dass die
vom Kläger begehrten Maßnahmen nicht vom Funk-
tionsbereich der Rechtsanwaltskammern (§ 73, § 89
BRAO) erfasst werden. Zwar sei die Öffentlichkeits-
arbeit im Grundsatz eine legitime Aufgabe der Rechts-
anwaltskammern, soweit sie die Stellung der Anwalt-
schaft als Teil der Rechtspflege und das Selbstver-
ständnis anwaltlicher Tätigkeit betreffe.54 Die vom
Kläger angestrebte „Gerichtsreporter-Abteilung“ solle
jedoch nicht den Belangen der Rechtsanwaltschaft ins-
gesamt dienen, sondern zu einer Kontrolle der Justiz in
Einzelfällen führen. Das gehöre nicht zu den Aufgaben
der RAK.

2. FACHANWALTSRECHT
Grundlegende Entscheidungen hat der Anwaltssenat
2013 zu Fachanwaltsordnung (FAO) getroffen:

a) ALLGEMEINES
Die Rechtsprechung des Anwaltssenats zum Fach-
anwaltsrecht55 geht von der FAO als Grundlage eines
„formalisierten Nachweisverfahrens“ aus. Das in
§ 43c Abs. 1 und 2 BRAO vorgesehene Anerkennungs-
verfahren sei nicht auf die individuelle Ermittlung des
Wissens und der Fähigkeiten des Einzelnen Bewerbers
im Fachgebiet durch eine mehr oder minder umfassen-
de schriftliche und/oder mündliche Prüfung des
Rechtsanwalts ausgerichtet. Vielmehr sei die Kom-

petenz des Fachausschusses auf eine Prüfung der von
dem Rechtsanwalt vorzulegenden Nachweise in for-
meller Hinsicht beschränkt. Die auf der Grundlage
der FAO vorzunehmende Verleihung der Fachanwalts-
bezeichnung sei also „weitgehend formalisiert“.56 Die
in § 43c Abs. 2 BRAO vorgesehene „Prüfung“, die der
Fachausschuss als Entscheidungsgrundlage für den
Vorstand der RAK vornehme, stelle damit – bezogen
auf die Anforderungen für den Erwerb der besonderen
theoretischen Kenntnisse (§ 4 FAO) und den Erwerb
der besonderen praktischen Erfahrungen (§ 5 FAO) –
eine „formalisierte Vollständigkeitsprüfung“ der von
dem Antragsteller (nach § 6 FAO) vorzulegenden Un-
terlagen dar. Der Fachgebietsausschuss sei deshalb –
negativ formuliert – nicht befugt, die fachliche Qualifi-
kation des Bewerbers inhaltlich zu prüfen.57

b) FALLBEGRIFF
Die FAO selbst enthält keine Definition des Fallbegriffs.
Darauf hat die Satzungsversammlung bewusst verzich-
tet und die Klärung der Rechtsprechung überlassen.58

Der Anwaltssenat ist dieser Aufgabe nachgekommen
und versteht unter dem Begriff „Fall“ im Sinne der
FAO entsprechend dem herkömmlichen Verständnis
im Rechtsleben und im täglichen Gebrauch die juristi-
sche Aufarbeitung eines einheitlichen Lebenssachver-
haltes, der sich von anderen Lebenssachverhalten da-
durch unterscheidet, dass die zu beurteilenden Tatsa-
chen und die Beteiligten verschieden sind.59 Fall ist
also der Lebenssachverhalt, wie er von dem Mandan-
ten an den Rechtsanwalt zur Bearbeitung angetragen
und von diesem dann „vom Anfang bis zum Ende“ be-
arbeitet wird. Eingeschlossen in diesen „Normalfall“ ist
die außer- und sodann gerichtliche Bearbeitung des
Falles. Grundsätzlich unerheblich ist, ob die Bearbei-
tung in mehreren gerichtlichen Instanzen erfolgte.60

In dem unter dem 25.9.201361 entschiedenen Fall ging
es um eine Bewerberin für die Fachanwaltsbezeich-
nung „Arbeitsrecht“. Die RAK hatte ihren Antrag zu-
rückgewiesen, weil den gemeldeten Fällen keine hinrei-
chende Befassung mit Fragestellungen aus dem Be-
reich des kollektiven Arbeitsrechts zu entnehmen
gewesen sei. Der AGH hat die Auffassung der RAK be-
stätigt. In ihrem Antrag auf Zulassung der Berufung
berief sich die Klägerin darauf, bei den von ihr ange-
meldeten Fällen Nr. 15 bis 20 habe es sich um sechs
eigenständige Fälle i.S.v. § 5 FAO gehandelt. Die Fälle
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53 BGH, Beschl. v. 5.11.2013 – AnwZ (Brfg) 37/13, juris.
54 BGH, Beschl. v. 5.11.2013 – AnwZ (Brfg) 37/13, juris, Rdnr. 5 unter Verweis auf
Hess. AGH, BRAK-Mitt. 2008, 29; AGH Bremen, BRAK-Mitt. 1996, 86.

55 Vgl. dazu u.a. Quaas, FS Karl Eichele (Hrsg. Buschbell-Steeger/Schmidt/Jansen/
Leverkinck) 2013, 308 ff.

56 BGH, st. Rspr. seit BRAK-Mitt. 1997, 255; 2003, 25; 2005, 123.
57 BGH, BRAK-Mitt. 2005, 123; 2006, 131; s.a. Quaas, BRAK-Mitt. 2013, 7 (15 f.).
58 Hartung/Scharmer, § 5 FAO, Rdnr. 42; Offermann-Burckart, Fachanwalt werden,
Rdnr. 474.

59 BGH, st. Rspr. u.a. BRAK-Mitt. 2006, 131; NJW 2004, 2748; NJW 2006, 1513;
BRAK-Mitt. 2009, 177; unklar dagegen BGH, Beschl. v. 25.9.2013, AnwZ (Brfg)
52/12, BRAK-Mitt. 2014, 39 (in diesem Heft) = juris, Rdnr. 11, wonach die „Iden-
tität der Beteiligten und der zu beurteilenden Tatsachen nur die Abgrenzungskri-
terien für den eigentlich maßgebenden Gesichtspunkt bilden, nämlich dafür, ob
den bearbeiteten Mandaten ein einheitlicher Lebenssachverhalt zugrunde liegt
oder nicht“.

60 BGH, Beschl. v. 12.7.2010 – AnwZ (Brfg) 85/09, BRAK-Mitt. 2010, 270 (Berufung
kein eigener Fall); s.a. Offermann-Burckart, Fachanwalt werden, Rdnr. 474.

61 BGH, Beschl. v. 25.9.2013 – AnwZ (Brfg) 52/12, BRAK-Mitt. 2014, 39 (in diesem
Heft) = juris.
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betreffen unterschiedliche Beteiligte, für die jeweils ein
Verfahren geführt worden sei. Dem lag zugrunde, dass
die Klägerin einen Arbeitgeber vertreten hat, gegen
den sechs Arbeitnehmer – in der Sache und in der
rechtlichen Begründung identische – Klagen auf Fest-
stellung der Fortgeltung eines Tarifvertrages und der
Anwendbarkeit bestimmter tarifrechtlicher Bestimmun-
gen erhoben haben.

Der Anwaltssenat ist der Argumentation der Klägerin
nicht gefolgt. Bei den sechs Klagen (Fälle Nr. 15 bis
20) handele es sich um einen – einzigen – Fall i.S.v.
§ 5 FAO. Mit ihrem Vorbringen lasse die Klägerin au-
ßer acht, dass die Identität der Beteiligten und der zu
beurteilenden Tatsachen nur die Abgrenzungskriterien
für den eigentlich maßgeblichen Gesichtspunkt bilden,
nämlich dafür, ob den bearbeiteten Mandanten ein
einheitlicher Lebenssachverhalt zugrunde liege oder
nicht. Entscheidend sei letztlich, ob bei verständiger
Würdigung aller Umstände von einem einheitlichen Le-
benssachverhalt auszugehen sei, der in mehrere Fälle
aufgespalten wurde oder ob in sich geschlossene, von
anderen Sachverhalten deutlich unterscheidbare Le-
benssachverhalte juristisch aufzuarbeiten gewesen
sind.62 Im vorliegenden Fall sei die Klägerin von ihrem
Mandanten hinsichtlich aller sechs Klagen am selben
Tag mit der Fertigung einer Klageerwiderung beauf-
tragt worden und habe nach den verfahrensfehlerfrei-
en Feststellungen des AGH sechs gleichlautende Erwi-
derungsschriften gefertigt. In Anbetracht dessen sei
von einem zusammengehörenden Lebenssachverhalt
und damit einem Fall auszugehen, so dass sich auch
das Problem der Gewichtung der Fälle nach § 5 Abs. 4
FAO nicht stelle.63

c) FALLZAHLEN
Vom Fallbegriff sind die für die einzelnen Fachgebiete
in § 5 FAO jeweils vorgesehenen Fallzahlen und deren
Verteilung auf einzelne Teilbereiche des Fachgebiets
(Fallquoren) zu unterscheiden. Die in § 5 FAO vorgese-
henen Fallzahlen sind „absolut“ formuliert. Der von
dem Bewerber verlangte Nachweis „setzt“ den Erwerb
der Fallzahlen „voraus“. Weder handelt es sich um ei-
nen Regeltatbestand, noch kann mangelnde Erfahrung
in einem Teilbereich des Fachgebiets – anders als bei
den theoretischen Kenntnissen (§ 4 Abs. 3 FAO) – kom-
pensiert werden.64 „Relativiert“ wird die geforderte
Mindestzahl an Fällen nur durch die in § 5 Abs. 4
FAO für möglich gehaltene Gewichtung auch zuguns-
ten des Antragstellers.

Der am 16.12.2013 entschiedene Fall65 betraf den
Fachanwalt für „Arbeitsrecht“. Der Antrag des Klägers
wurde mit der Begründung abgelehnt, er habe nicht
die Bearbeitung von mind. 50 gerichts- oder rechts-
förmlichen Verfahren innerhalb der letzten drei Jahre

vor Antragstellung (§ 5 Abs. 1 lit. c. FAO) nachgewie-
sen. Das hat der Kläger – im Ergebnis – nicht bestrit-
ten. Nach der von ihm vorgelegten Fallliste konnten le-
diglich 44 Fälle als „gerichts- oder rechtsförmliche Ver-
fahren“ anerkannt werden. Der AGH hat deshalb seine
Klage zurückgewiesen.

Im Berufungsverfahren hat der Kläger die Verfassungs-
widrigkeit von § 5 Abs. 1 lit. c FAO geltend gemacht
und die unterbliebene Durchführung eines Fach-
gesprächs gerügt. Mit beiden Anliegen konnte er nicht
durchdringen:

aa) Die in § 5 Abs. 1 FAO normierten Fallzahlen sind
auch in Ansehung der Einschränkung der Berufsfreiheit
nach Auffassung des Anwaltssenats verfassungs-
gemäß. Das Erfordernis einer Mindestanzahl bearbei-
teter Fälle ist geeignet und erforderlich, um sicher-
zustellen, dass bei den Fachanwälten tatsächlich be-
sondere Fachkompetenz vorhanden ist.66 Dabei soll
die Vorgabe, dass ein Teil der nachzuweisenden Ver-
fahren aus dem forensischen oder dem Bereich der
rechtsförmlichen Verfahren stammen muss, sicherstel-
len, dass der Fachanwalt über seine außergerichtliche
Beratungs-, Streitverhütungs- und Streitschlichtungs-
tätigkeit hinaus über die erforderlichen prozessualen
Kenntnisse und Fähigkeiten auf seinem Fachgebiet ver-
fügt. Zweck der absolut formulierten Fallzahlen ist da-
mit auch die Sicherung der herausragenden Qualität
der Fachanwälte: „Das darf nicht aus den Augen ver-
loren werden“.67

bb) Auch mit Rücksicht auf den zuletzt benannten Ge-
sichtspunkt der Qualitätssicherung, die „als gleichwer-
tiger Zweck“ den Regelungen der FAO zugrunde
liegt,68 hat der Senat geprüft, ob dem Kläger die Mög-
lichkeit hätte eingeräumt werden müssen, das Falldefi-
zit durch ein Fachgespräch (§ 7 FAO) zu kompensie-
ren. Allerdings tritt das Fachgespräch nach der ständi-
gen Senatsrechtsprechung nicht als zusätzliche
Prüfung der fachlichen Qualifikation des Bewerbers ne-
ben die in der Fachanwaltsordnung vorgesehenen
Nachweise. Hat ein Antragsteller ausreichende Unter-
lagen (vgl. § 6 FAO) vorgelegt, ist für ein Fachgespräch
kein Raum.69 Deshalb besteht auch dann keine Ver-
anlassung, ein Fachgespräch anzuberaumen, wenn
ein Antragsteller die in § 5 Abs. 1 FAO vorgesehenen
Fallzahlen – auch unter Berücksichtigung einer eventu-
ell nach § 5 Abs. 4 FAO vorzunehmenden Höherge-
wichtung einzelner Fälle – verfehlt. In einem solchen
Fall kann der Ausschuss seine Stellungnahme gegen-
über dem Vorstand auch ohne ein Fachgespräch abge-
ben (§ 7 Abs. 1 Satz 2 FAO). Der Senat fügt an, es kön-
ne indessen Situationen geben, in denen ein Ausschuss
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62 BGH, a.a.O., Rdnr. 11 unter Verweis auf BGH, NJW 2004, 2748 (2749).
63 BGH, a.a.O.
64 AGH NRW, Urt. v. 20.1.2012 – 1 AGH 56/11, BRAK-Mitt. 2012, 186 (best. d.
BGH, Urt. v. 16.12.2013 – AnwZ (Brfg) 29/12, juris).

65 BGH, Urt. v. 16.12.2013 – AnwZ (Brfg) 29/12, juris.

66 BGH, a.a.O., Rdnr. 6 unter Verweis auf BVerfG, BRAK-Mitt. 1998, 145; s.a.
BVerfG, NJW 1992, 816 und NJW 2007, 1945.

67 BGH, a.a.O. Rdnr. 9, unter Verweis auf BGH Urt. v. 8.4.2013 – AnwZ (Brfg)
54/11, BRAK-Mitt. 2013, 135 = NJW 2013, 1599 Rdnr. 27.

68 BGH, Urt. v. 8.4.2013 – AnwZ (Brfg) 54/11, BRAK-Mitt. 2013, 135 = NJW 2013,
1599, Rdnr. 27.

69 BGH, a.a.O., Rdnr. 27 unter Verweis auf BGH, Beschl. v. 7.3.2005 – AnwZ (Brfg)
11/04, BRAK-Mitt. 2005, 123 f.; Beschl. v. 30.5.2012 – AnwZ (Brfg) 3/12, BRAK-
Mitt. 2012, 243, Rdnr. 6.



– auch durch Auflagen (§ 24 Abs. 4 FAO) nicht beheb-
bare – Zweifel am Verfehlen der erforderlichen Fallzahl
habe, weil ihm z.B. die Wertung oder Gewichtung ein-
zelner Fälle problematisch erscheine. Wird in einem
solchen „Grenzfall“ ein Fachgespräch durchgeführt,
hindere dies – bei negativem Ausgang – nicht, geltend
zu machen, dass er bei richtiger Bewertung die erfor-
derliche Fallzahl erreicht hätte.70

d) FALLGEWICHTUNG
Die soeben angesprochene Problematik der „Fall-
gewichtung“ ist Gegenstand der Regelung des § 5
Abs. 4 FAO. Sie ermöglicht, dass Bedeutung, Umfang
und Schwierigkeiten einzelner Fälle zu einer höheren
oder niedrigeren Gewichtung führen. Dementspre-
chend können der Fachausschuss oder auch der An-
tragsteller selbst einzelne, in der Fallliste gem. § 6
Abs. 3 FAO aufgeführte Fälle aufgrund der genannten
Kriterien zu einem anderen Faktor als „1“ bewerten.
Die Entscheidung darüber trifft der Kammervorstand.

In dem grundlegenden Urteil v. 8.4.201371 ging es –
zunächst – um die Verfassungsmäßigkeit der Gewich-
tungsregelung des § 5 Abs. 4 FAO. Die Vorinstanz –
der AGH Niedersachsen72 – war der Auffassung, § 5
Abs. 4 FAO verstoße gegen die Grundrechte der Be-
rufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) und des Gleichheitssat-
zes (Art. 3 Abs. 1 GG). Insbesondere sei – so der AGH
– das „völlige Fehlen von Gewichtungskriterien und
Grenzen der Gewichtungen“ mit dem Grundsatz der
Vorhersehbarkeit (Bestimmtheit) der Ermächtigungs-
grundlage unvereinbar.

Der Anwaltssenat ist dieser Argumentation nicht ge-
folgt. Die Vorschrift sei hinreichend bestimmt, da sämt-
liche Gewichtungskriterien in § 5 Abs. 4 FAO genannt
und einer gleichheitskonformen Handhabung zugäng-
lich seien. Allerdings handele es sich bei § 5 Abs. 4
FAO – entgegen seinem Wortlaut – nicht um eine Aus-
nahmebestimmung. Jeder eingereichte Fall sei darauf
zu überprüfen, ob eine Minder- oder Höhergewichtung

angezeigt sei.73 Insoweit komme es auf das Gesamt-
gewicht aller Fälle an. § 5 Abs. 1 FAO gehe von Fällen
durchschnittlichen Gewichts aus. Eine Höher- oder
Mindergewichtung komme nur in Betracht, wenn trag-
fähige Anhaltspunkte vorliegen, welche die zuverlässi-
ge Beurteilung erlauben, dass der Fall außerhalb der
Bandbreite eines durchschnittlichen Falles liege. Der
durchschnittliche Fall ist damit keine punktgenaue Grö-
ße, bildet aber die Regel, die dem Fallnachweis nach
§ 5 Abs. 1, § 6 Abs. 3 FAO zugrunde liegt.

e) FACHANWALT FÜR STRAFRECHT
Das Urteil v. 11.3.201374 betraf einen Antrag auf Ver-
leihung der Bezeichnung „Fachanwalt für Strafrecht“.
Die RAK hatte den Antrag mit der Begründung ab-
gelehnt, der Bewerber habe den Nachweis der Teil-
nahme an 40 Hauptverhandlungsterminen vor dem
Schöffengericht oder einem übergeordneten Gericht
nicht ordnungsgemäß erbracht (vgl. § 5 Abs. 1 Satz 1
lit.f. FAO).

Der Nachweis von 40 Hauptverhandlungstagen soll si-
cherstellen, dass nur solche Rechtsanwälte Fachanwalt
für Strafrecht werden können, die nicht ausschließ-
lich Ordnungswidrigkeitsverfahren oder Verkehrsstraf-
sachen bearbeiten. Andererseits genügt, wenn die 40
Verhandlungstage aus einem oder einigen Großverfah-
ren stammen. Darüber hinaus ist unschädlich, wenn
der Bewerber die 40 Hauptverhandlungstage (oder eini-
ge davon) als Vertreter einer Nebenklage geleistet
hat.75

Nach diesen Grundsätzen hat der BGH die Antrags-
ablehnung der RAK bestätigt. Die von dem Kläger
aufgelisteten Hauptverhandlungstermine „Zweitverteidi-
gungen“ beträfen ausschließlich Fälle, deren Bearbei-
tungszweck lediglich die Erlangung des Fachanwalts-
titels gewesen sei, ohne dass der Kläger dabei persön-
lich und weisungsfrei als Rechtsanwalt tätig geworden
wäre. Das reiche für eine „Fallbearbeitung“ nicht aus.76
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DER ANWALT IM SCHLICHTUNGSVERFAHREN –
AM BAYERISCHEN MODELL
RECHTSANWALT PROF. DR. JÖRN STEIKE, DACHAU*

Gemäß § 253 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO soll die Klageschrift die
Angabe darüber enthalten, ob der Klageerhebung ein

Versuch der außergerichtlichen Streitbeilegung voraus-
gegangen ist. Der nachfolgende Beitrag soll eine Hilfe-
stellung für die Entscheidung bieten, welche außerge-
richtliche Streitbeilegungsmethoden für den jeweiligen
Konflikt in Betracht kommen können und welche Stelle
mit dem Versuch der Konfliktbeilegung betraut werden

70 BGH, a.a.O., Rdnr. 29.
71 BGH, Urt. v. 8.4.2013 – AnwZ (Brfg) 54/11, BRAK-Mitt. 2013, 135.
72 Niedersächs. AGH, Urt. v. 29.8.2011, BRAK-Mitt. 2011, 292.

73 BGH, a.a.O., Rdnr. 30; krit. dazu Offermann-Burckart, BRAK-Mitt. 2013, 94 ff.
74 BGH, Urt. v. 11.3.2013 – AnwZ (Brfg) 24/12, BRAK-Mitt. 2013, 141.
75 BGH, Beschl. v. 8.11.2004 – AnwZ (B) 84/03, BRAK-Mitt. 2005, 85 f.
76 Im Ergebnis hat der BGH, a.a.O., die Frage allerdings offen gelassen; a.A. Thür.
AGH, Urt. v. 21.3.2012 – AGH 2/10, BRAK-Mitt. 2012, 185.

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Schlichter, er gehört dem Vorstand der RAK
München an, dort leitet er die Abteilung XII (Vermittlungen). Bei der BRAK ist er
Mitglied im Ausschuss Außergerichtliche Streitbeilegung.



soll. Der Schwerpunkt der Darstellung liegt auf dem
bayerischen Schlichtungsverfahren. Aus Sicht des An-
tragstellervertreters werden Vollstreckungs- und Verjäh-
rungsfragen beleuchtet. Ferner werden Details auf-
gezeigt, die vor der Einschaltung einer Gütestelle mit
dem Schlichter geklärt werden sollten, wie zum Beispiel
das Vorliegen einer Satzung, die Kosten des Verfahrens,
die Öffnungszeiten der Gütestelle oder wer für die Be-
kanntgabe des Güteantrages beim Antragsgegner zu-
ständig ist. Abschließend wird auf die Verfahrensregeln
der bayerischen Schlichtung eingegangen.

Im Rahmen des Erlasses des Mediationsgesetzes wur-
den auch die inhaltlichen Anforderungen an die Kla-
geschrift verändert. Gemäß § 253 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO
soll die Klageschrift nunmehr die Angabe darüber ent-
halten, ob der Klageerhebung ein Versuch der außer-
gerichtlichen Streitbeilegung vorausgegangen ist und
ob einem solchen Verfahren Gründe entgegenstehen.
Hiermit soll der „Nachrang“ der gerichtlichen gegen-
über der außergerichtlichen Konfliktbeilegung verdeut-
licht werden.1 Das Bundesverfassungsgericht hatte be-
reits in seinem Beschluss zur obligatorischen Streit-
schlichtung in Nordrhein-Westfalen vom 14.2.2007
darauf hingewiesen, dass die Bewältigung einer streiti-
gen Problemlage durch eine einvernehmliche Lösung
gegenüber der gerichtlichen Entscheidung „grundsätz-
lich vorzugswürdig“ sei.2

Unabhängig von der Frage, ob aus der grundsätzlichen
Vorzugswürdigkeit der außergerichtlichen Streitbeile-
gung tatsächlich zu folgern ist, dass vor der Klageer-
hebung grundsätzlich ein Verfahren der außergericht-
lichen Konfliktbeilegung einzuleiten ist,3 greift jedenfalls
die im Hinblick auf Schadensersatzprozesse in Kapital-
anlageverfahren geäußerte Auffassung, dass es schon
deshalb rationeller sei, den Klageweg ohne Vorschalten
eines Güteverfahrens zu beschreiten, weil sich die Ban-
ken „üblicherweise“ auf Güteverfahren nicht einlassen,4

zu kurz. Hierbei ist schon fraglich, auf welcher empiri-
schen Grundlage ein Gericht feststellen will, ob sich Ban-
ken „üblicherweise“ auf Verfahren vor Gütestellen einlas-
sen oder nicht, nachdem bei den Gerichten jedenfalls
nur diejenigen Verfahren ankommen, in denen sich die
Banken auf ein Güteverfahren nicht eingelassen haben
oder dieses gescheitert ist. In welchen Verfahren sich
die Banken auf eine außergerichtliche Streitbeilegung
eingelassen haben, dürfte den Gerichten dagegen regel-
mäßig unbekannt sein.5 Hinzu kommt, dass die seitens

des Gesetzgebers und des Bundesverfassungsgerichtes
betonte Vorrangigkeit der außergerichtlichen Streitbeile-
gung schlicht nicht mit dem Argument, dass die außer-
gerichtliche Streitbeilegung im Bankenbereich unüblich
sei, unterlaufen werden kann. Die pauschale Angabe in
der Klage, dass ein Verfahren der außergerichtlichen
Streitbeilegung nicht versucht worden ist, weil bekannt
sei, dass Banken sich an Güteverfahren regelmäßig
nicht beteiligen, würde zur Erfüllung der Verpflichtung
aus § 253 Abs. 3 Nr. 1 ZPO gerade nicht ausreichen.6

Der vorgerichtliche beratende Anwalt wird sich deutlich
tiefgründiger mit den Methoden der außergerichtlichen
Streitbeilegung und den hierfür in Betracht kommenden
Stellen zu befassen haben. Er muss seine Mandanten
vor Klageerhebung über die Möglichkeiten außergericht-
lichen Streitbeilegung beraten, widrigenfalls kann eine
Haftung auf Schadensersatz drohen.7 Der vorgericht-
liche beratende Anwalt muss somit zumindest einen
Überblick über die Methoden der außergerichtlichen
Streitbeilegung und der hierfür in Betracht kommenden
Stellen haben und Abgrenzungskriterien zur Festlegung
der jeweils für den Konflikt passenden außergericht-
lichen Streitbeilegungsmethode und -stelle kennen.

Zunächst ist zu klären, ob eine verbindliche Endent-
scheidung erstrebt wird. Sofern eine solche außerge-
richtlich im Sinne von außerhalb der staatlichen Ge-
richtsbarkeit ergehen soll, kommt das Schiedsgerichts-
verfahren (§§ 1029 ff. ZPO) in Betracht. Wird eine
verbindliche Endentscheidung nicht gewünscht, käme
die Mediation oder die Schlichtung in Betracht.

Im Hinblick auf die außergerichtliche Streitbeilegung
ist im Übrigen zu klären, ob eine obligatorische
Schlichtung erforderlich ist.

Die obligatorische Schlichtung ist in Bayern nicht mehr
erforderlich bei Streitigkeiten über Bagatellforderun-
gen bis zu 750 Euro. Art. 1 Nr. 1 BaySchlG ist zum
31.12.2005 außer Kraft getreten. Erforderlich ist das
obligatorische Schlichtungsverfahren nunmehr nur
noch bei bestimmten Nachbarschaftsstreitigkeiten.
Hierunter fallen Emissionen vom Nachbargrundstück
gem. § 906 BGB, soweit sie nicht von einem Gewerbe-
betrieb ausgehen, Überwuchs, Hinüberfall und Grenz-
baumansprüche (§ 910, § 911 und § 923 BGB) sowie
Nachbarschaftsrechte gem. Art. 43 bis 54 BayAGBGB,
sofern es sich nicht um Einwirkungen von einem ge-
werblichen Betrieb handelt.8 Die obligatorische Streit-
schlichtung ist ferner Prozessvoraussetzung bei Strei-
tigkeiten über Ansprüche wegen Ehrverletzungen, so-
weit sie nicht in Presse oder Rundfunk begangen
worden sind (Art. 1 Nr. 3 BaySchlG). Die Begriffe „Pres-
se oder Rundfunk“ sind untechnisch zu verstehen, die
obligatorische Schlichtung ist beispielsweise auch bei
im Internet begangenen Ehrverletzungen nicht gege-
ben. Gem. Art. 1 Nr. 4 BaySchlG unterfallen auch Strei-
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1 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, § 253, Rdnr. 20a.
2 Vgl. BVerfG, NJW-RR, 2007, 1073 (1074).
3 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, § 253, Rdnr. 20a.
4 Vgl. Stackmann, Aufklärungsdefizite und Verjährung im Bankgewerbe, NJW 2012,
2913 (2917).

5 Wagner gibt in seinem in ähnlicher Richtung argumentierenden Beitrag „Zweifel-
hafte Verjährungshemmung bei Einschaltung von Gütestellen“, BKR 2013, 108 ff.
zwar eine empirische Grundlage an, er bezieht sich auf Lauer, Erfahrungen in der
außergerichtlichen Streitbeilegung in Ausführung des § 15a EGZPO, NJW 2004,
280. Allerdings ist in letzterem Beitrag ausschließlich von obligatorischen
Schlichtungsverfahren die Rede, wohingegen Kapitalanlagesachen, die Gegen-
stand des Beitrages von Wagner sind, schon aufgrund ihres Streitwertes regel-
mäßig nicht der obligatorischen sondern der freiwilligen Streitbeilegung unterfal-
len.

6 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, § 253, Rdnr. 20a.
7 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, § 253, Rdnr. 20a m.w.N. Erstaunlicher Weise bleibt im
Beitrag von Wagner (FN 5) die gesetzgeberische Leitentscheidung zugunsten des
Vorranges der außergerichtlichen Streitbeilegung vollständig unberücksichtigt.

8 Vgl. Art. 1 Nr. 2 BaySchlG.
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tigkeiten über Ansprüche nach dem Abschnitt 3 des
AGG der obligatorischen Schlichtung. Sachlich notwen-
dig ist die obligatorische Streitschlichtung allerdings
dann nicht, wenn ein Ausschlussgrund i.S.d. § 15a
Abs. 2 EGZPO vorliegt.

Soweit sachlich die Notwendigkeit der obligatorischen
Schlichtung gegeben ist, ist zu prüfen, ob sie auch ört-
lich erforderlich ist. Ein Schlichtungsversuch im Wege
der obligatorischen Schlichtung muss in Bayern nur
dann vorgenommen werden, wenn beide Parteien ih-
ren Wohnsitz, Sitz oder ihre Niederlassung in dem sel-
ben Landgerichtsbezirk haben, wobei die Landgerichts-
bezirke München I und München II als ein Land-
gerichtsbezirk gelten (Art. 2 BaySchlG).

Sofern ein obligatorisches Schlichtungsverfahren
durchzuführen ist, besteht für den Antragsteller eine
Auswahlmöglichkeit unter den Gütestellen in Bayern
gemäß Art. 6 BaySchlG. Wenn im Amtsgerichtbezirk,
in dem der Antragsgegner seinen Wohnsitz, seinen
Sitz oder seine Niederlassung hat, mehrere Gütestellen
bestehen, so kann der Antragsteller unter diesen eine
ihm geeignet erscheinende Gütestelle auswählen. Be-
stehen im Amtsgerichtsbezirk keine Gütestellen, so
kann der Antragsteller unter den Gütestellen des Land-
gerichtsbezirkes seine Auswahl treffen. Letztere Varia-
nte ist in Bayern allerdings auszuschließen, da in je-
dem Amtsgerichtsbezirk Gütestellen bestehen.

Die Durchführung eines obligatorischen Schlichtungs-
verfahrens ist in den genannten Fällen eine nicht nach-
holbare Prozessvoraussetzung.9 Wird die Klage erho-
ben, ohne zuvor in diesem Bereich ein obligatorisches
Schlichtungsverfahren durchgeführt zu haben, ist die
Klage als unzulässig abzuweisen.10 Für alle Streitigkei-
ten, die zwar sachlich der obligatorischen Streitschlich-
tung unterfallen würden, örtlich jedoch nicht, ist die
Durchführung einer obligatorischen Streitschlichtung
nicht erforderlich, möglich ist es aber, das Schlich-
tungsverfahren freiwillig durchzuführen. Im Hinblick
auf alle Streitigkeiten, bei denen bereits sachlich eine
obligatorische Streitschlichtung nicht erforderlich ist,
besteht ebenfalls die Möglichkeit, ein freiwilliges
Schlichtungsverfahren durchzuführen.

Wenn eine freiwillige Schlichtung innerhalb oder au-
ßerhalb des sachlichen Anwendungsbereiches des
Art. 1 BaySchlG durchgeführt werden soll, steht dem
Antragsteller die Auswahl der Schlichtungsstelle frei.

Gem. Art. 3 BaySchlG ist Voraussetzung für die Inan-
spruchnahme einer Schlichtungsstelle Einvernehmen
zwischen den Parteien im Hinblick auf den Schlich-
tungsversuch. Dieser Konsens muss bereits vor Anru-
fung der Schlichtungsstelle bestehen.11 Allerdings wird
gem. Art. 3 Abs. 1 Satz 2 BaySchlG das Einvernehmen
unwiderleglich vermutet, wenn der Antragsteller Ver-
braucher ist und er eine branchengebundene Schlich-

tungsstelle, eine Schlichtungsstelle der IHK, der Hand-
werkskammer oder der Innung anruft. Die Aufzählung
ist entgegen ihrem Wortlaut nicht abschließend, so
dass auch Schlichtungsstellen, die beispielsweise bei
anderen Kammern eingerichtet worden sind, angeru-
fen werden können und das Einvernehmen bei Ver-
braucherstreitigkeiten vermutet wird.
Sofern es kein Einvernehmen zwischen den Parteien
über die Durchführung des Schlichtungsverfahrens gibt
oder gesetzlich vermutet wird, muss eine Gütestelle
nach Art. 5 BaySchlG angerufen werden (Art. 3 Abs. 1
Satz 3 BaySchlG). Gütestellen i.S.d. Art. 5 BaySchlG
sind alle bayerischen Notare (Art. 5 Abs. 1 BaySchlG)
sowie alle durch die Rechtsanwaltskammern hierzu ge-
sondert zugelassenen Rechtsanwälte (Art. 5 Abs. 2
Satz 1 BaySchlG). Daneben können weitere Gütestelle
vom Präsidenten des Oberlandesgerichtes München
eingerichtet und anerkannt werden (Art. 5 Abs. 3
BaySchlG). Durch diese Regelung ist in Bayern ein flä-
chendeckendes Netz von Gütestellen geschaffen wor-
den. Im Rahmen des freiwilligen Schlichtungsverfahrens
kann unter diesen eine Auswahl seitens des Antragstel-
lers erfolgen. Während es im Bereich der obligatori-
schen Streitschlichtung in Bayern sowohl sachliche als
auch örtliche Zuständigkeitsregelungen gibt (Art. 1 und
6 BaySchlG), sind die Gütestellen i.S.d. Art. 5 BaySchlG
im Hinblick auf freiwillige Schlichtungsverfahren an
eine örtliche und sachliche Zuständigkeit nicht gebun-
den. Sie können sowohl bundesweit tätig werden als
auch für jegliche zivilrechtliche Streitigkeiten, die kei-
nem Rechtsprechungsmonopol durch staatliche Gerich-
te unterliegen (wie beispielsweise Ehescheidungen), in
Anspruch genommen werden.12

Für die Entscheidung darüber, ob ein außergericht-
liches Streitbeilegungsverfahren im Wege der Media-
tion oder im Wege der Schlichtung durchgeführt wird,
könnte ein weiteres Kriterium sein, ob der anwaltliche
Vertreter aufgrund gesetzlicher Anordnung an der Ver-
handlung teilnehmen kann oder ob dessen Teilnahme
vom Einverständnis der jeweiligen Gegenseite abhän-
gig ist. Für das bayerische Schlichtungsverfahren ist
ausdrücklich geregelt, dass sich jede Partei im Termin
eines Beistandes oder Rechtsanwaltes bedienen kann
(Art. 11 Abs. 3 BaySchlG). Gem. § 2 Abs. 4 MedG dür-
fen am Mediationsverfahren dagegen Dritte nur mit
Zustimmung der Parteien teilnehmen. Unter den Be-
griff „Dritte“ fallen im Mediationsverfahren auch An-
wälte oder anderweitige Beistände.13 Hieraus folgt,
dass die Teilnahme des beratenden Anwaltes an dem
Mediationsgespräch von der Zustimmung der jeweili-
gen Gegenseite abhängig ist.
Wird Wert darauf gelegt, dass bei einer Einigung auch
ein Vollstreckungstitel i.S.d. § 794 ZPO entsteht,
kommt eine Mediation ebenfalls nicht in Betracht, da
im Mediationsverfahren vollstreckbare Titel nicht ge-
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9 Vgl. Steike, Steike/Feller, Das Einmaleins des neuen Mediationsgesetzes, S. 84,
Rdnr. 12, m.w.N.

10 Vgl. ebenda m.w.N.
11 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 61.

12 Vgl. Staudinger/Eidenmüller, Verjährungshemmung leicht gemacht: Prospekthaf-
tung der Telekom vor der Gütestelle, NJW 2004, 23 (25).

13 Vgl. Ahrens, Mediationsgesetz und Güterichter – Neue gesetzliche Regelungen
der gerichtlichen und außergerichtlichen Mediation, NJW 2012, 2465 (2467).
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schaffen werden können.14 Dagegen sind auch die im
Rahmen der freiwilligen Schlichtungsverfahren vor ei-
ner Gütestelle i.S.d. Art. 5 BaySchlG abgeschlossenen
Vergleiche Vollstreckungstitel i.S.d. § 794 Abs. 1 Nr. 1
ZPO (vgl. Art. 18 BaySchlG). Anders verhält es sich bei
Vergleichen, die bei einer sonstigen Schlichtungsstelle
(Art. 3 BaySchlG) geschlossen worden sind. Diese sind
keine Vollstreckungstitel i.S.d. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO.
Dies folgt daraus, dass Art. 18 BaySchlG ausdrücklich
auf die vor dem Schlichter der Gütestelle geschlosse-
nen Vergleiche abstellt, die vor einer sonstigen Schlich-
tungsstelle abgeschlossenen Vergleiche jedoch nicht
als Vollstreckungstitel zulässt. Wer sich also die Mög-
lichkeit offen halten will, im Rahmen der außergericht-
lichen Streitbeilegung einen Vollstreckungstitel zu er-
langen, muss eine Gütestelle i.S.d. Art. 5 BaySchlG ein-
schalten, nur deren Verfahren sind prinzipiell geeignet,
Vollstreckungstitel zu schaffen.

Wesentlich ist die Auswahl der Konfliktbeilegungs-
methode und der Stelle, die mit der außergerichtlichen
Konfliktbeilegung betraut werden soll, auch im Hin-
blick auf eine eventuelle Hemmung der Verjährung.

Die Mediation kann nur im Rahmen des § 203 BGB die
Verjährung hemmen.15 Dies hat allerdings zur Folge,
dass eine Hemmung der Verjährung durch die Media-
tion dann nicht eintritt, wenn sich die Gegenseite auf
die Verhandlungen nicht einlässt.

Dagegen hemmt schon die einseitige Einschaltung ei-
ner Gütestelle i.S.d. Art. 5 BaySchlG die Verjährung
und zwar mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt der An-
tragseinreichung, wenn die Bekanntgabe des Güte-
antrages gegenüber der Gegenseite „demnächst“ er-
folgt (§ 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB). Dies gilt unabhängig
davon, ob die Gütestelle örtlich oder sachlich zustän-
dig ist,16 sofern das Verfahren nur prinzipiell geeignet
ist, dem Antragsteller im Falle der vergleichsweisen Ei-
nigung einen Vollstreckungstitel zu verschaffen,17 was
bei einem Schlichtungsverfahren vor einer Gütestelle
gem. Art. 5 BaySchlG der Fall ist, nicht aber bei einem
Schlichtungsverfahren vor einer sonstigen Schlich-
tungsstelle gem. Art. 3 BaySchlG18 oder bei der Durch-
führung einer Mediation. Selbst die ausschließliche An-
tragstellung zum Zwecke der Hemmung der Verjäh-
rung, hindert den Eintritt der Verjährungshemmung
nicht.19 Auf die Frage, ob die Gütestelle durch Landes-
recht anerkannt wurde (§ 15a Abs. 6 EGZPO) oder
durch die Landesjustizverwaltung eingerichtet und
anerkannt wurde (§ 15a Abs. 3 EGZPO) kommt es im
Hinblick auf die Verjährung nicht an.20 Die hiergegen
in der Literatur vorgebrachten Bedenken21 greift nicht
durch.22 Es wird beispielsweise hinsichtlich der anwalt-

lichen Gütestellen in Bayern übersehen, dass diese
über eine „Hybrid-Zulassung“ verfügen. Einerseits lässt
der bayerische Landesgesetzgeber Anwälte als Güte-
stellen grundsätzlich zu, andererseits benötigen die
Anwälte, die Gütestellen betreiben wollen, darüber hin-
aus noch eine gesonderte Einzelzulassung durch die
Rechtsanwaltskammern (Art. 5 Abs. 2 BaySchlG). Die
Notare dagegen benötigen keine Einzelzulassung für
den Betrieb einer Gütestelle, sie sind (nur) durch den
Landesgesetzgeber als Gütestellen anerkannt worden
(Art. 5 Abs. 1 BaySchlG). Würde die Differenzierung
von Greger konsequent durchgehalten werden, würde
dies bedeuten, dass bei Notaren in Bayern eingebrach-
te Güteanträge die Verjährung nicht hemmen würden,
wohl aber diejenigen Anträge, die bei anwaltlichen
Gütestellen in Bayern gestellt werden. Das allerdings
widerspricht diametral der in der Gesetzesbegründung
zum Ausdruck kommenden Absicht des bayerischen
Landesgesetzgebers, der davon ausgeht, dass die No-
tare generell geeignete Schlichtungspersonen sind, die
Eignung der Anwälte aber im Einzelfall zu überprüfen
ist.23

Nach welchen Kriterien die Auswahl der Gütestelle im
Einzelnen erfolgt, ist vom jeweiligen Konfliktfall abhän-
gig.

Nachdem zumindest die bayerischen Gütestellen flä-
chendeckend mit Volljuristen besetzt sind, kann vom
Vorliegen einer gewissen Grundqualifikation und eines
juristischen Problembewusstseins (z.B. beim Hinwirken
auf einen vollstreckbaren Inhalt eines eventuell zu
schließenden Vergleiches) ausgegangen werden.24

Bei Massenverfahren sollte darauf geachtet werden,
dass die in Anspruch genommene Gütestelle auch die
technischen Voraussetzungen für die Bewältigung der
Verfahrensmenge hat, um nicht mit dem Vorwurf kon-
frontiert zu werden, die „demnächstige“ Bekanntgabe
des Güteantrages an den Antragsgegner durch geziel-
te Überlastung der Gütestelle zu unterlaufen und sich
damit eine ungerechtfertigt lange Hemmung der Ver-
jährung zu verschaffen, die rechtsmissbräuchlich sein
soll mit der Folge, dass die Verjährungshemmung ent-
fallen könnte.25

Vor der Antragseinreichung sollte seitens des beraten-
den Rechtsanwaltes festgestellt werden, ob sich die
Gütestelle eine Satzung gegeben hat. Die Schlichtungs-
stellen gem. Art. 3 BaySchlG werden in der Regel eige-
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14 Vgl. Ahrens, Mediationsgesetz und Güterichter – Neue gesetzliche Regelungen
der gerichtlichen und außergerichtlichen Mediation, NJW 2012, 2465 (2468).

15 Vgl. Ahrens, Mediationsgesetz und Güterichter – Neue gesetzliche Regelung der
gerichtlichen und außergerichtlichen Mediation, NJW 2012, 2465 (2468) m.w.N.

16 Palandt/Ellenberger, BGB, § 204, Rdnr. 19.
17 Vgl. zur ÖRA in Hamburg, BGH, NJW-RR, 1993, 1495 (1496).
18 Vgl. Art. 18 BaySchlG.
19 Vgl. BGH, NJW-RR 1993, 1495 (1496).
20 Vgl. Friedrich, Verjährungshemmung durch Güteverfahren, NJW 2003, 1781.

21 Vgl. Greger, Die von der Landesjustizverwaltung anerkannten Gütestellen: Alter
Zopf mit Zukunftschancen, NJW 2011, 1478 (1479) und im Anschluss daran auch
Wagner, Zweifelhafte Verjährungshemmung bei Einschaltung von Gütestellen,
BKR 2013, 108 (109).

22 Vgl. Steike, Steike/Feller, Das Einmaleins des neuen Mediationsgesetzes, S. 85 ff.
m.w.N.

23 Vgl. Bayerischer Landtag, Drucksache 14/2265, S. 11 Zu Abschnitt II, Art. 5, der
Grund für die Verwirrung dürfte in einem Redaktionsversehen bei der Gestaltung
des § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB liegen; vgl. hierzu Steike, Steike/Feller, Das Einmal-
eins des neuen Mediationsgesetzes, S. 86, Rdnr. 17.

24 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 28.
25 Vgl. Wagner, Zweifelhafte Verjährungshemmung bei Einschaltung von Gütestel-
len, BKR 2013, 108 (112), entgegen Wagner ist eine „demnächstige“ Bekannt-
gabe mehrerer hundert Güteanträge bei den jeweiligen Antragsgegnern auch
durch kleinere Gütestellen durchaus möglich.



ne Satzungen haben, da für sie die Art. 5 ff. BaySchlG
nicht gelten.26 Für die Tätigkeit bayerischer Gütestellen
nach Art. 5 BaySchlG ist das Vorliegen einer Satzung
nicht zwingend erforderlich und wohl überwiegend
auch unüblich, es ist aber nicht ausgeschlossen, dass
auch dort eine Satzung vorliegt.27 Wenn sich die Güte-
stelle eine Satzung gegeben hat, dann hat sich auch
der Antragsteller nach dieser Satzung zu richten, was
ihre Kenntnis voraussetzt. Wird beispielsweise in der
Satzung die Vorlage einer Originalvollmacht vor-
geschrieben, dann hat der Antrag auf Einleitung eines
Schlichtungsverfahrens auch eine Vollmacht im Origi-
nal zu enthalten.28 Alleine aus dem Bayerischen
Schlichtungsgesetz ergibt sich die Notwendigkeit, eine
Originalvollmacht vorzulegen, dagegen nicht.
Der Güteantrag ist bei der Gütestelle gem. Art. 5
BaySchlG schriftlich oder zu Protokoll der Gütestelle
zu stellen (Art. 7 BaySchlG). Sofern in der Satzung
nichts anderes vorgesehen ist, genügt die Einreichung
des Güteantrages per E-Mail selbst dann nicht, wenn
eine qualifizierte Signatur verwendet wird, die Einrei-
chung per Telefax ist dagegen möglich (sog. „prozes-
suale Schriftform“).29 Auch dies spricht dafür, vor An-
tragseinreichung festzustellen, ob sich die in Aussicht
genommene Gütestelle eine Satzung gegeben hat
oder nicht.
Im Hinblick auf zeitkritische Schlichtungsanträge sollte
im Übrigen vor Einreichung des Schlichtungsantrages
bei der Gütestelle festgestellt werden, welche Öff-
nungszeiten die Gütestelle hat. Gem. Art. 7 Satz 1
BaySchlG ist die Gütestelle zur Entgegennahme von
Schlichtungsanträgen nur während der üblichen Ge-
schäftszeiten verpflichtet. Nachdem regelmäßig nicht
davon ausgegangen werden kann, dass die Gütestel-
len über zeitgeschaltete Nachtbriefkästen verfügen,
soll diese Regelung sicherstellen, dass der Anbrin-
gungszeitpunkt des Güteantrages zweifelsfrei fest-
gestellt werden kann, was insbesondere verjährungs-
rechtlich von Bedeutung ist.30 Unter „üblichen Ge-
schäftszeiten“ sind allerdings die individuellen
Dienstzeiten zu verstehen,31 so dass nach Absprache
Anträge auch am späten Abend oder kurz vor Mitter-
nacht bei der Gütestelle eingereicht werden können,
wenn sie – aufgrund der Absprache – zu diesem Zeit-
punkt besetzt ist und somit der Einbringungszeitpunkt
des Güteantrages zweifelsfrei festgestellt werden
kann.
Vor der Einreichung des Schlichtungsantrages ist es
zumindest im freiwilligen Schlichtungsverfahren ferner
angezeigt, die Kosten des Verfahrens festzustellen.
Für den Bereich des obligatorischen Schlichtungsver-
fahrens vor einer Gütestelle gem. Art. 5 BaySchlG ist

die Kostenregelung des Art. 13 BaySchlG verbindlich.
Im Rahmen der freiwilligen Schlichtung vor Gütestellen
i.S.d. Art. 5 BaySchlG sind die Kosten im Verein-
barungswege zu regeln, sie können also auch deutlich
höher sein, als sie im Art. 13 BaySchlG für die obliga-
torische Schlichtung vorgesehen sind. Eine sonstige
Schlichtungsstelle gem. Art. 3 BaySchlG ist an die Kos-
tenregelung des Art. 13 BaySchlG in keinem Fall ge-
bunden. Dort werden sich im Regelfall die Kosten aus
den Satzungen der jeweiligen Schlichtungsstellen erge-
ben.

Gem. Art. 14 Abs. 1 BaySchlG fordert der Schlichter
vom Antragsteller einen Gebührenvorschuss ein und
zwar vor Durchführung des Schlichtungsverfahrens.
Hierbei handelt es sich um eine reine Schutznorm zu-
gunsten des Schlichters. Dieser ist nicht vorleistungs-
pflichtig.32 Der Schlichter ist aber berechtigt, auf die-
sen Schutz zu verzichten. Er kann somit die Durchfüh-
rung des Schlichtungsverfahrens von dem Eingang
des Vorschusses abhängig machen, er muss dies je-
doch nicht. Auch diese Frage sollte mit dem in Aussicht
genommenen Schlichter geklärt werden. Dies ist ins-
besondere bedeutsam im Hinblick auf die Verjährungs-
hemmung gem. § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Die Hem-
mung der Verjährung durch Bekanntgabe des Schlich-
tungsantrages demnächst setzt voraus, dass der
Antragsteller alles Seinerseitige für einen reibungs-
losen Ablauf des Schlichtungsverfahrens getan, ins-
besondere einen angeforderten Vorschuss rechtzeitig
eingezahlt hat.33 Eine verzögerte Behandlung durch
die Gütestelle, nachdem der Antragsteller alles Seiner-
seitige veranlasst hat, muss er sich dagegen nicht zu
rechnen lassen.34 Macht die Gütestelle die Durchfüh-
rung des Schlichtungsverfahrens von der Einzahlung ei-
nes Kostenvorschusses abhängig, so muss der Antrag-
stellervertreter sicherstellen, dass der Vorschuss recht-
zeitig eingezahlt wird, anderenfalls riskiert er, dass die
Rücknahmefiktion des Art. 11 Abs. 4, Satz 2 BaySchlG
greift. Der Antragstellervertreter ist zwar nicht gehal-
ten, den Vorschuss selbst zu berechnen und mit dem
Güteantrag einzuzahlen,35 er muss aber bei der Güte-
stelle nachfragen, wenn ihm die Vorschussanforderung
nicht innerhalb angemessener Frist zugeht.36 Macht
die Gütestelle dagegen die Durchführung des Schlich-
tungsverfahrens nicht von der vorherigen Einzahlung
eines Vorschusses abhängig, stellen sich diese Proble-
me für den Antragstellervertreter von vorn herein
nicht, weshalb eine vorherige Klärung der Vorschuss-
frage aus Sicht des Antragstellervertreters sinnvoll
sein dürfte.

Vor der Anbringung des Güteantrages in der Gütestel-
le sollte ferner geklärt werden, ob der Schlichter selbst
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26 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 59.
27 Z.B. für Notare, vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz,
S. 62.

28 Vgl. BVerfG, NJW-RR 2009, 1148.
29 Vgl. BGH, WertpMitt., 2008, 89 (90).
30 Vgl. Bayerischer Landtag, Drucksache 14/2265, S. 12, Zu Art. 7, Anbringungs-
zeitpunkt als der Zeitpunkt, auf den die Hemmung der Verjährung zurückwirkt.

31 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 88.

32 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 132.
33 Vgl. BGH, NJW 2010, 222 (223); für das Bayerische Schlichtungsverfahren ist
zudem zu beachten, dass der Schlichtungsantrag als zurückgenommen gilt, wenn
der Kostenvorschuss nicht innerhalb der vom Schlichter gesetzten Frist eingezahlt
wird (Art. 11 Abs. 4, Satz 2 BaySchG).

34 Vgl. BGH, NJW 2010, 222 (223, 224).
35 Vgl. BGH, NJW 2010, 222 (223).
36 Vgl. BGH, NJW 2010, 222 (223).



den Antrag dem Antragsgegner bekannt gibt. Dem
Schlichter sollen zwar gem. Art. 9 Satz 3 BaySchlG die
förmliche Mitteilung des Schlichtungsantrages an den
Antragsgegner erforderlichen Abschriften übermittelt
werden, eine Pflicht des Schlichters, den Antrag dem
Antragsgegner förmlich bekanntzugeben, soll hieraus
jedoch nicht folgen.37 Mithin wäre nach dieser Ansicht
der Antragsteller selbst für die Bekanntgabe verant-
wortlich, in der Praxis wird dies allerdings regelmäßig
anders gehandhabt. Dies dürfte auch der Intention
des Gesetzgebers entsprechen. Zwar ist eine gesonder-
te Regelung über die Zustellung des Güteantrages be-
wusst nicht ins Gesetz aufgenommen worden. Den
Schlichtern soll es selbst überlassen bleiben, ob sie ei-
nen gesonderten Nachweis, insbesondere im Hinblick
auf die verjährungshemmende Wirkung der Bekannt-
gabe des Güteantrages beim Antragsgegner für erfor-
derlich halten und wie sie diesen Nachweis gegebe-
nenfalls sicherstellen.38 Nach Auffassung des Gesetz-
gebers kommt hierzu ein Einschreiben mit Rückschein
in Betracht.39 Hieraus wird man entnehmen können,
dass der Gesetzgeber den Schlichter als verantwortlich
für die Bekanntgabe des Antrages gegenüber dem An-
tragsgegner ansieht.
Der Antrag muss gem. Art. 9 Satz 2 BaySchlG Namen
und ladungsfähige Anschrift der Parteien enthalten,
sowie eine kurze Darstellung der Streitsache, also des
streitigen Lebenssachverhaltes40 und den Gegenstand
des Begehrens, also den Anspruch, den der Antragstel-
ler verfolgt.41 Sowohl bei der obligatorischen als auch
bei der freiwilligen Streitschlichtung ist genau darauf
zu achten, dass der im Schlichtungsverfahren geltend
gemachte Anspruch identisch ist mit dem gegebenen-
falls später bei Scheitern der Schlichtung im Haupt-
sacheverfahren geltend zu machenden Anspruch (An-
spruchsidentität). Wird dies nicht beachtet, kann es
im obligatorischen Schlichtungsverfahren dazu kom-
men, dass das spätere Klageverfahren insoweit unzu-
lässig ist, wie sich die im Schlichtungsverfahren und
im Klageverfahren geltend gemachten Ansprüche
nicht decken. Im Hinblick auf das freiwillige Schlich-
tungsverfahren stellt sich das gleiche Problem im Hin-
blick auf die Verjährungshemmung.42 Es ist zwar nicht
erforderlich, den Schlichtungsantrag als Klageentwurf
zu formulieren, wird der Klageentwurf aber im Schlich-
tungsverfahren eingereicht, so ist sichergestellt, dass
der im Schlichtungsverfahren geltend gemachte An-
spruch und der später im Klageverfahren geltend zu
machende Anspruch identisch sind.
Die Schlichter der Gütestellen nach Art. 5 Abs. 1 (No-
tare) und 2 (gesonderte zugelassene Rechtsanwälte)
BaySchlG haben über ihre allgemeinen Berufspflichten
hinaus gesondert geregelte Anforderungen zu erfüllen.

Sie haben insbesondere unparteiisch und unabhängig
zu sein (Art. 8 Abs. 1 Satz 3 BaySchlG). Ferner haben
sie für eine zügige Erledigung des Schlichtungsverfah-
rens Sorge zu tragen (Art. 8 Abs. 1 Satz 4 BaySchlG).
Über Tatsachen, die Gegenstand des Schlichtungsver-
fahrens sind, steht den Schlichtern ein Zeugnisverwei-
gerungsrecht zu (Art. 8 Abs. 2 Satz 1 BaySchlG). Ins-
besondere die anwaltlichen Schlichter dürfen in dersel-
ben Sache keine der Parteien im gerichtlichen
Verfahren vertreten (Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BaySchlG).
Unter den Voraussetzungen des § 41 ZPO ist ein
Schlichter von der Schlichtung ausgeschlossen (Art. 3
Abs. 2 BaySchlG). Die als Schlichter tätigen Notare un-
terliegen der Aufsicht der Landesnotarkammer, die als
Schlichter tätigen Rechtsanwälte werden von der für
sie zuständigen Rechtsanwaltskammer beaufsichtigt
(Art. 8 Abs. 3 Satz 1 BaySchlG). Die Schlichteraufsicht
hat darauf zu achten, dass die Schlichter ihren Ver-
pflichtungen nach dem Bayerischen Schlichtungs-
gesetz nachkommen; sie ist berechtigt, jederzeit Aus-
kunft über alle die Geschäftsführung eines Schlichters
betreffenden Angelegenheiten zu verlangen (Art. 8
Abs. 3 Satz 3 und 4 BaySchlG). Sofern ein anwaltlicher
Schlichter seinen Pflichten nach Art. 8 BaySchlG gröb-
lich vernachlässigt, kann seine Zulassung widerrufen
werden (Art. 5 Abs. 2 Satz 2 BaySchlG).

Die Art. 10 bis 12 BaySchlG enthalten einige Grund-
regeln für die Durchführung des Schlichtungsverfah-
rens bis hin zur Protokollierung einer eventuellen Ver-
einbarung über die Konfliktbeilegung. Im Grundsatz
geht das Bayerische Schlichtungsgesetz davon aus,
dass ein Schlichtungsgespräch stattfindet, zu dem die
Parteien persönlich zu erscheinen haben (Art. 10
Abs. 1 BaySchlG). In diesem Schlichtungsgespräch sol-
len die Streitsache und die Konfliktlösungsvorschläge
mit den Parteien erörtert werden, wobei der Schlichter
auch Einzelgespräche führen kann. Der Schlichter ist
berechtigt, Konfliktlösungsvorschläge zu unterbreiten.
Er darf in geeigneten Fällen das Schlichtungsverfahren
auch schriftlich durchführen (Art. 10 Abs. 1 BaySchlG).
Die Schlichtungsverhandlung ist, wenn sie stattfindet,
nicht öffentlich (Art. 10 Abs. 2 BaySchlG). Zeugen und
Sachverständige werden nicht geladen, sie können je-
doch angehört werden, wenn die Parteien sie auf eige-
ne Kosten herbeigeschafft haben. Die Einnahme eines
Augenscheins ist möglich (Art. 10 Abs. 3 BaySchlG)
und im Bereich der Nachbarschaftsstreitigkeiten auch
sinnvoll. Im Übrigen führt der Schlichter unter Beach-
tung des Beschleunigungsgrundsatzes das Verfahren
nach seinem Ermessen (Art. 10 Abs. 4 BaySchlG).

Die Parteien haben zum Schlichtungsgespräch regel-
mäßig persönlich zu erscheinen, es sei denn, sie ent-
senden einen Vertreter und der Schlichter stimmt dem
zu (Art. 11 Abs. 1 und 2 BaySchlG). Gem. Art. 11
Abs. 3 BaySchlG kann sich jede Partei im Termin eines
Beistandes oder eines Rechtsanwaltes bedienen. Sie ist
mithin anders als bei Mediationsverfahren nicht da-
rauf angewiesen, dass die jeweilige Gegenseite der
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37 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 106.
38 Vgl. Bayerischer Landtag, Drucksache 14/2265, S. 12, Zu Art. 9.
39 Vgl. Bayerischer Landtag, Drucksache 14/2265, S. 12, Zu Art. 9.
40 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 105.
41 Vgl. Schwarzmann/Walz, Das Bayerische Schlichtungsgesetz, S. 105.
42 Vgl. Wagner, Zweifelhafte Verjährungshemmung bei Einschaltung von Gütestel-
len, BKR 2013, 108 (111) m.w.N.
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Teilnahme des Rechtsanwaltes oder sonstigen Beistan-
des zustimmt.
Sofern ein Schlichtungsgespräch angeordnet ist und
der Antragsteller unentschuldigt nicht erscheint, gilt
der Schlichtungsantrag als zurückgenommen. Bei hin-
reichender Entschuldigung bestimmt der Schlichter ei-
nen neuen Schlichtungstermin, sofern die Entschuldi-
gung binnen 14 Tagen beim Schlichter eingeht (Art. 11
Abs. 4 BaySchlG).
Der Antrag gilt ebenfalls als zurückgenommen, wenn
der Vorschuss nach Art. 14 BaySchlG nicht innerhalb
der vom Schlichter gesetzten Frist einbezahlt wurde
(Art. 11 Abs. 4 Satz 2 BaySchlG).
Für den Fall, dass der Antragsgegner unentschuldigt
fehlt, wird dem Antragsteller nach Ablauf von 14 Ta-
gen ein Zeugnis über das Scheitern des Schlichtungs-
versuches ausgestellt (Art. 11 Abs. 4 Satz 3 BaySchlG).
Ein solches Zeugnis wird auch ausgestellt, wenn eine
Einigung scheitert (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 BaySchlG). Auf
Antrag wird das Zeugnis über das Scheitern des
Schlichtungsversuches darüber hinaus dann erteilt,
wenn innerhalb von drei Monaten ab Einzahlung des
Vorschusses das Schlichtungsverfahren nicht durch-
geführt wird (Art. 4 Abs. 1 Satz 2, 3 BaySchlG). Der
Schlichter hat das Zeugnis über das Scheitern des
Schlichtungsversuches ebenfalls auszustellen, wenn
der Schlichter den sachlichen Anwendungsbereich
nach Art. 1 BaySchlG als nicht eröffnet erachtet oder
– soweit dies zwischen den Parteien streitig ist – der

örtliche Anwendungsbereich nach Art. 2 BaySchlG
nicht eröffnet ist oder der Schlichter die Angelegenheit
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen von vorn-
herein für schlichtungsungeeignet erachtet. Letzteren-
falls ist die Auffassung des Schlichters im Zeugnis
kurz zu begründen. Das auszustellende Zeugnis hat
im Übrigen das Rubrum der Parteien, eine kurze Dar-
stellung des Streitgegenstandes, Angaben zum Streit-
wert sowie den Zeitpunkt zu enthalten, zu dem das
Verfahren beendet ist (Art. 4 Abs. 3 Satz 1 BaySchlG).
Letzteres hat Auswirkungen auf den Anlauf der Frist
des § 204 Abs. 2 BGB; nach dieser Norm endet die
Hemmung der Verjährung sechs Monate nach Beendi-
gung des eingeleiteten Güteverfahrens.

Kommt eine Vereinbarung zwischen den Parteien zur
Streitbeilegung zustande, so ist diese schriftlich unter
Angabe des Tages ihres Zustandekommens zu pro-
tokollieren und von den Parteien sowie dem Schlichter
zu unterschreiben. Die Vereinbarung muss auch eine
Einigung über die Kosten des Schlichtungsverfahrens
enthalten. Die Kosten des Schlichtungsverfahrens sind
der Höhe nach auszuweisen. Auf Antrag hat der
Schlichter den Parteien eine Abschrift der Verein-
barung zu übermitteln (Art. 12 BaySchlG). Nachdem
es sich bei diesen Vereinbarungen um Vollstreckungs-
titel i.S.d. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO handelt (Art. 18
BaySchlG), ist auf die Formulierung der Vereinbarung
besondere Mühe zu verwenden, damit sie einen voll-
streckbaren Inhalt hat.
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FACHANWALT FÜR GEWERBLICHEN RECHTSSCHUTZ
ANERKENNUNG RECHTSFÖRMLICHER VERFAHREN (§ 5 ABS. 1o FAO)

RECHTSANWALT DR. BERND BÜRGLEN, KÖLN

Der Beitrag wendet sich gegen eine zu abstrakte Aus-
legung des Begriffs der „rechtsförmlichen Verfahren“
in § 5 Abs. 1o FAO.

Zu diesen Fragen äußert sich die Entscheidung des
AGH NRW v. 15.3.2013 – (I AGH 44/12). Die Entschei-
dung ist einerseits in GRUR 2013, 758 veröffentlicht,
andererseits in BRAK-Mitt. 2013, 183, wobei die BRAK-
Redaktion die Leitsätze umformuliert und sie damit auf
den Punkt gebracht hatte.

Zeitgleich ist der Aufsatz von Möller, Der Fachanwalt
für gewerblichen Rechtsschutz – Eine Bestandsaufnah-
me (GRUR 2013, 690), erschienen. Zur Frage, ob
Schutzschriften als rechtsförmliche Verfahren anerkannt
werden können, führt Möller auf S. 694 (re. Sp.) aus.

1. Zur Kernfrage, ob Schutzschriften rechtsförmliche
Verfahren i.S.v. § 5 Abs. 1o FAO sind, schreibt der
AGH (GRUR 2013, 758, 759, li. Sp. 2. Abs.): „Die Hin-
terlegung einer Schutzschrift bei Gericht ist ein im Ge-

setz nicht vorgesehenes Verteidigungsmittel gegen be-
fürchteten einstweiligen Rechtsschutz des Gegners. Sie
könnte allenfalls dann berücksichtigt werden, wenn es
zu einem Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
gekommen wäre. Ansonsten fehlt es eben an einem
‚Verfahren‘. Deswegen war dieser Fall ebenfalls nicht
berücksichtigungsfähig (auch nicht als sonstiges
rechtsförmliches Verfahren).“

Die Redaktion der BRAK-Mitt. hat das zum ersten Leit-
satz umformuliert: „Weder das Anraten zu einer Ab-
schlusserklärung nach ergangener einstweiliger Ver-
fügung, noch die Hinterlegung einer Schutzschrift ge-
gen befürchteten einstweiligen Rechtsschutz des
Gegners können als gerichtliche Verfahren anerkannt
werden“.

Diese Auffassung ist unzutreffend.

a) Geradezu klassisch ist der Begründungsatz des
AGH: „Die Hinterlegung einer Schutzschrift … bei Ge-
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richt ist ein im Gesetz nicht vorgesehenes Verteidi-
gungsmittel gegen befürchteten einstweiligen Rechts-
schutz des Gegners ….“

Als im Jahre 1971 für eine Mandantin mit Sitz in Elms-
horn Schutzschriften zu hinterlegen waren, wurden sie
vornehmlich an Wettbewerbsgerichte geschickt. Aber
auch an das örtlich zuständige Landgericht Itzehoe.

Die nach Itzehoe gesandte Schutzschrift kam alsbald
mit dem Bemerken zurück: „Urschriftlich zurück. Der
als ‚Schutzschrift‘ gekennzeichnete Schriftsatz wird ge-
richtlich nicht angenommen, weil die Aktenordnung
dafür kein Aktenzeichen vorsieht“.

Die Äußerung des Landgerichts Itzehoe liegt nun bald
annähernd 50 Jahre zurück. Aktenzeichen vergeben
die Gerichte inzwischen durchweg, und zwar überwie-
gend unter dem Aktenzeichen AR.

Nicht nur die einschlägige Kommentarliteratur, son-
dern auch die Rechtsprechung hat Schutzschriften
längst zur Kenntnis genommen, wie die Ausführungen
von Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Ansprüche und
Verfahren, 10. A. 2011 in Rdnr. 52 ff. zu Kap. 55 bele-
gen. Mehr noch – typische Wettbewerbsgerichte (also
nicht Itzehoe) haben für wettbewerbsrechtliche Vor-
gänge eigene Eingangsstellen, die bei eingehenden
Verfügungsanträgen bzw. Klagen bereits vorliegende
Schutzschriften zuordnen. Das beispielsweise beim
Landgericht Köln geführte Schutzschriftenregister um-
fasst derzeit mehr als 1000 Nummern pro Jahr (als ei-
genständige Aktenzeichen).

b) Was nicht hindern soll, nochmals einen historischen
Rückblick in die Entwicklungsgeschichte von Schutz-
schriften zu tun. Das Gesetz sieht sie nicht vor. Das Ge-
setz nimmt sie noch nicht einmal zur Kenntnis. Und
dennoch haben sich die Schutzschriften zu einem maß-
geblichen Rechtsinstrument entwickelt,

aa) nachdem sich einzelne Schutzschriftenverfasser vor
Jahrzehnten noch mit der Äußerung an das Gericht be-
gnügt hatten, dass mit dem Eingang eines Verfügungs-
antrages zu rechnen sei. Deswegen werde bereits jetzt
vorsorglich beantragt, einen solchen Antrag zurück-
zuweisen. Oder aber nicht ohne vorauslaufende münd-
liche Verhandlung über einen solchen Antrag zu ent-
scheiden.

bb) Kölner Wettbewerbskammern haben solche Anträ-
ge unberücksichtigt gelassen. Gefolgt wurde entspre-
chenden Anträgen nur dann, wenn sie stichhaltig be-
gründet worden sind.

Schutzschriften der zitierten Art gibt es praktisch heute
nicht mehr. Denn die Praxis hat belegt, dass sie das
Papier nicht wert sind, auf dem ein solcher Antrag ge-
schrieben steht.

c) Unabhängig davon gibt es schon seit Jahren das so-
genannte Zentrale Schutzschriftenregister. Einem aktu-
ellen Ausdruck zum Zentralen Schutzschriftenregister
kann entnommen werden, dass sich maßgebliche Ge-
richte in Deutschland angeschlossen haben, nicht je-
doch das Landgericht Köln. Das geht nicht auf eine Be-
schlussfassung der Wettbewerbskammern des Land-

gerichts Köln zurück. Das ist eine Entscheidung der
Gerichtsverwaltung, wobei eine Äußerung zur Begrün-
dung nicht vorliegt.

d) Erlaubt sei ein Blick in die Zukunft: Es ist kein Ge-
heimnis, dass sich auch das BMJ auf den elektro-
nischen Rechtsverkehr vorbereitet. Dazu soll ein Zen-
trales Schutzschriftenregister bundesweit zählen. Im
Moment ist das zwar noch die unmittelbar bevorste-
hende Zukunft. Das bedeutet jedoch, dass lokale Ge-
richtsverwaltungen ihren hinhaltenden Widerstand zu-
rückstellen müssen.

2. Es ist daher nicht vertretbar, an formalen Gesichts-
punkten eines „Verfahrens“ festzuklammern, um ein
„rechtsförmliches Verfahren“ abzulehnen. Maßgeblich
ist die Sicht des Schutzschriftenverfassers: Er kann
nicht vorhersagen, ob sich ein formales Gerichtsverfah-
ren anschließen wird oder nicht. Aber er weiß mit Be-
stimmtheit im Jahre 2013, dass eine Schutzschrift nur
dann zum Ziel führen kann, wenn sie – inhaltlich und
sachlich – umfassend begründet wird. Dann aber
– formal so denkend wie der AGH NRW – einer sol-
chen Schutzschrift den Charakter eines „rechtsförmli-
chen Verfahrens“ abzusprechen, ist nicht vertretbar.
Dabei kann auch die von Möller vertretene Auffassung
(GRUR 2013, 690, 694 re. Sp.) in keiner Weise über-
zeugen. Sie geht an den Realitäten des heute verbindli-
chen Wettbewerbsverfahrensrechts vorbei. In aller
Höflichkeit wird daran erinnert, dass das Standard-
werk (Handbuch) von Teplitzky zum Wettbewerbsver-
fahrensrecht inzwischen 1291 Seiten umfasst.

3. Natürlich steckt in diesen Überlegungen auch nach-
drückliche Kritik an der hier angesprochenen Entschei-
dung des AGH NRW. Dabei wird die inzwischen ge-
wachsene Vielzahl der Fachanwaltschaften durchaus
berücksichtigt. Das kann sehr wohl dazu führen, dass
in der aktuellen Besetzung eines Anwaltsgerichtshofs
eine wettbewerbsrechtliche Stimme nicht vertreten
war. Damit wächst die Versuchung, gezielt auf formale
Kriterien abzustellen.

4. Umfänglich begründete Schutzschriften sind daher
im Rahmen der insgesamt geforderten 80 Fälle zu be-
rücksichtigen, und zwar als rechtsförmliche Verfahren.

5. Erörtert werden soll auch die Frage, ob Schutz-
rechtsanmeldungen stets unter den Begrenzungskata-
log (Limitierung auf 5 Schutzrechtsanmeldungen) fal-
len, oder ob sie im Ausnahmefall auch rechtsförmliche
Verfahren darstellen können oder nicht. Dazu hat sich
Möller (a.a.O. auf S. 695, li. Sp.) geäußert, wobei er
schreibt

„… Nicht unter die anzahlmäßige Beschränkung fallen
indes etwaige sich an eine Schutzrechtsanmeldung an-
schließende Erinnerungs-, Beschwerde- und Wider-
spruchsverfahren“.

Das belegt, dass Schutzrechtsanmeldungen relativ
„stiefmütterlich“ behandelt werden.

Zum Kreise der Antragsteller zählen – zumindest in
neuerer Entwicklung – auch sogenannte „alte Hasen“,
die ursprünglich (bei der Einführung der FAO auch
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zum gewerblichen Rechtsschutz) die Entscheidung ge-
troffen hatten, „das brauchen wir nicht“.

Aus der Feder eines solchen Antragstellers können
Schutzrechtsanmeldungen (Marken) aufgeführt wer-
den, die nicht etwa von einem „paralegal“ vorbereitet
worden sind, sondern die aus der Sicht des Marken-
anmelders grundsätzliche Bedeutung haben. Wegen
der Nähe zu einer denkbaren Gattungsbezeichnung
werden demoskopische Gutachten vorgelegt, um da-
mit Einwendungen des Amtes oder künftig Widerspre-
chender bereits jetzt vorzugreifen. Oder anders aus-
gedrückt: Die Markenanmeldung ist so gestaltet, dass
mögliche Rechtsmittel bereits im Vorhinein vermieden
werden sollen. Entsprechende Markenrechtsanmeldun-
gen werden von „Neulingen“ kaum zu erwarten sein.
Von „alten Hasen“ dagegen sehr wohl.

In vergleichbaren Fällen gebietet es die Sache, solche
Anträge als rechtsförmliche Verfahren zu bewerten.
Bei Zweifeln hat es der Vorprüfungsausschuss jederzeit
in der Hand, sich den entsprechenden Vorgang zur
Kontrolle vorlegen zu lassen. Es geht aber nicht an,
apodiktisch solche Verfahren von vorneherein unter
die „zahlenmäßige Begrenzung“ zu fassen.

6. Kritik ist aber auch an der vielfach apodiktisch geüb-
ten Feststellung zu äußern, dass Rechtsmittel nicht als
weitere Fälle zu berücksichtigen sind. Wie steht es
denn nach Auffassung jener Autoren, wenn der gleiche
Fall nicht nur im markenrechtlichen Löschungsverfah-
ren, sondern – gleich zweimal – im Verletzungsverfah-
ren den BGH erreicht und in den Eingangsinstanzen
eine Vielzahl widersprechender demoskopischer Gut-
achten vorlegt worden sind? Erfahrungsgemäß sind
auch das Verfahren, mit denen weniger antragstellen-
de Neulinge, als vielmehr „alte Hasen“ mandatiert
werden. Das mag zwar ein und die selbe Rechtsfrage
sein, die jedoch unter ganz unterschiedlichen verfah-
renstaktischen Aspekten zu beurteilen ist.

Auch hier bleibt nur die Lösung für den Vorprüfungs-
ausschuss, die zur entsprechenden Berücksichtigung
angemeldeten Fälle anzufordern und entsprechend zu
bewerten.

7. Dies gilt auch für „Abmahnungen“. Das Institut der
Abmahnung hat in der Literatur und der Rechtspre-
chung einen grundlegenden Bedeutungswandel erfah-
ren. Nicht ohne Grund widmet dem Teplitzky in „Wett-
bewerbsrechtliche Ansprüche und Verfahren“ (10. A.
2011) ein ganzes Kapitel 41 unter der Überschrift
„Die Durchsetzung ohne Prozess“.

Dem Kapitel ist eine eigene „Inhaltsübersicht“ voran-
gestellt. In Ziffer IV betont Teplitzky „Die Notwendig-
keit der Abmahnung“. In Rdnr. 1 zu Kap. 41 setzt das
mit den Worten ein:

„Wesen und Bedeutung:

Die Abmahnung oder Verwarnung ist ein im Wett-
bewerbsrecht und im Recht der gewerblichen Schutz-
rechte entwickeltes, in gewissen Grenzen ‚formalisier-
tes Mittel‘ zur vorgerichtlichen Durchsetzung von Un-

terlassungsansprüchen, das jedoch schon seit langem
ganz allgemein – jedenfalls partiell auch ‚kraft Ge-
wohnheitsrecht‘ – anerkannt und nun auch vom Ge-
setzgeber ausdrücklich in das neue UWG (§ 12 Abs. 1)
sowie (mit einer Abweichung durch Begrenzung der er-
stattungsfähigen Kosten in bestimmten Fällen) in die
ab 1.9.2008 geltende Neufassung des UrhG (dort jetzt
§ 97a) aufgenommen worden ist … .“

Durch die hier vorgenommene Hervorhebung wird
deutlich, dass die Abmahnung in gewissen Grenzen
dem „formalisierten Mittel zur vorgerichtlichen Durch-
setzung von Unterlassungsansprüchen“ zugeordnet
wird. Mehr noch, dass dazu auf gewachsenes Gewohn-
heitsrecht zurückgegriffen wird.

Dabei wird nicht zu bestreiten sein, dass eine Vielzahl
von Abmahnungen – unverändert – an der Oberfläche
plätschert. Da hilft eben nur eines – die aufgeführten
Fallbeispiele anzufordern.

In Rdnr. 7 widmet sich Teplitzky dem „Zweck der Ab-
mahnung“: Es soll die Unterwerfung des Abgemahnten
erreicht werden, um die Wiederholungsgefahr aus-
zuräumen und einen nachfolgenden Prozess und die
damit verbundenen Prozesskostenrisiken zu vermeiden.

Nachdrücklich rückt Teplitzky (a.a.O.) den zweiten
Zweck in den Vordergrund, die

„Rechtsfolge …., die in der Praxis zunehmend an das
Versäumnis der Abmahnung geknüpft worden ist,
nämlich aus der Kostenbelastung des Gläubigers
gem. § 93 ZPO im Falle eines sofortigen Anerkenntnis-
ses des Anspruchs durch den (nicht abgemahnten)
Schuldner im Prozess …“

Es wird daher nicht an gedachte oder behauptete
„Rechtsförmlichkeiten“ angeknüpft, sondern an die so
bedeutsamen „Rechtsfolgen“ einer unterlassenen Ab-
mahnung.

Was Teplitzky a.a.O. in Rdnr. 9 ff. zu Kap. 41 nicht hin-
dert, mit Nachdruck auf „Form und Inhalt der Abmah-
nung“ abzustellen.

Auch die FAO und die Auslegung dazu hat zur Kennt-
nis zu nehmen, dass die Abmahnung einen ungewöhn-
lichen Bedeutungswandel erfahren hat. Die Argumen-
tation, dass die Gerichte entlastet werden müssen,
die zwangsläufig mit einer nachfolgenden einstweili-
gen Verfügung/Klage verbunden sind, hat sich zwi-
schenzeitlich durchgesetzt.

8. Als rechtsförmliche Verfahren kommen grundsätz-
lich auch Begriffe wie „Abschlussanmahnung“ bzw.
„Abschlusserklärung“ in Betracht.

Es ist unbestreitbar, dass auch diese Begriffe – zumin-
dest mit – aus der Rechtsfolgensituation heraus zu be-
werten sind. Insoweit sind beide Situationen mit der
Abmahnung zu vergleichen – sie bestimmen das wei-
tere Schicksal eines bis dahin einseitigen Verfügungs-
verfahrens:

Wenn dem Anspruchsgegner eine einstweilige Ver-
fügung zugestellt wird, steht der ihn betreuende Rechts-
anwalt, der erstmals mit der einstweiligen Verfügung
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konfrontiert wird, vor der Situation, Widerspruch gegen
die einstweilige Verfügung einzulegen. Oder aber er
entscheidet nach eingehender Rücksprache mit dem
Mandanten, eine Abschlusserklärung abzugeben.

Über den sachlichen Umfang einer solchen Abschluss-
erklärung (Verzicht auf Widerspruch; Verzicht auf die
Möglichkeiten nach § 926, § 927 ZPO; behauptet ange-
messene Berücksichtigung einer zeitlich danach geän-
derten Rechtslage? einseitig festgeschriebene Umstel-
lungs- bzw. Aufbrauchfristen?) wird trefflich gestritten.

Vergleichbar zu der Rechtslage einer Abmahnung ist
dadurch das weitere procedere entscheidend beein-
flusst. In aller Regel wird ein Rechtsstreit vermieden
(und damit die vermeidbare Inanspruchnahme der Ge-
richte in den Vordergrund gerückt).

Ein erfahrener gewerblicher Rechtsschützer wird so
entscheiden. Folgte man der Gegenauffassung, wür-
den sich die Vorteile einer positiven Antragstellung
zur Fachanwaltschaft nur ergeben, wenn tatsächlich
Widerspruch und damit der Weg eines vermeidbaren
Gerichtsverfahrens gewählt würde.
Bei der derzeitigen Gesetzeslage der FAO wird es nicht
ausreichen, die „Abschlussabmahnung“ bzw. die „Ab-
schlusserklärung“ als rechtsförmliche Verfahren zu be-
werten. Dennoch sollten die Rechtsfolgen deutlich be-
rücksichtigt werden. Der redaktionsformulierte Leitsatz
der Entscheidung des AGH NRW (BRAK-Mitt. 2013,
183) lässt ein ungutes Gefühl zurück, weil ausschließ-
lich auf das behauptete Fehlen der „gerichtlichen Ver-
fahren“ abgestellt wird, die es sinnvollerweise durch
Abschlusserklärungen gerade zu vermeiden gilt.
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KURZBERICHT ÜBER DIE BERUFSRECHTSREFERENTEN-
KONFERENZ AM 17.5.2013 IN STUTTGART
RECHTSANWÄLTIN BRIGITTE DOPPLER, MÜNCHEN*

Auf Einladung der RAK Stuttgart fand am 17.5.2013
die 8. Berufsrechtsreferentenkonferenz statt. Die Kon-
ferenz wurde vom Vizepräsident der RAK Stuttgart
Prof. Ingo Hauffe und dem Vorsitzenden, dem Prä-
sidenten der RAK München Hansjörg Staehle geleitet.
Ziel der in regelmäßigen Abständen stattfindenden
Konferenz ist der gegenseitige Informations- und Ge-
dankenaustausch der regionalen Rechtsanwaltskam-
mern zu aktuellen berufsrechtlichen Themen.

I. ANWENDUNG DER BORA/BRAO AUF
AMTSTRÄGER

Immer wieder haben sich die Rechtsanwaltskammern
mit der Frage zu befassen, ob und inwieweit das an-
waltliche Berufsrecht auch dann Anwendung findet,
wenn Rechtsanwälte als Amtsträger (zum Beispiel Insol-
venzverwalter oder Nachlassverwalter) tätig werden.
Die Problematik wurde im Rahmen der Konferenz er-
neut insbesondere anhand der als Insolvenzverwalter
tätigen Kollegen erörtert. Von Seiten der Insolvenzver-
walter wird oftmals im Hinblick auf die Rechtsprechung
des Bundeverfassungsgerichts vom 3.8.20041 die Auf-
fassung vertreten, dass es sich bei der Tätigkeit des In-
solvenzverwalters um einen eigenständigen Beruf hand-
le, der sich der Aufsicht durch die Rechtsanwaltskam-
mern entziehe. Dem konnten sich die Vertreter der
Rechtsanwaltskammern nicht anschließen. Vielmehr
wurde einhellig davon ausgegangen, dass es sich bei

der Tätigkeit des Rechtsanwalts als Insolvenzverwalter
um einen unechten Zweitberuf handelt, der grundsätz-
lich der Aufsicht der Rechtsanwaltskammern unterliegt.
Dem stehe auch nicht entgegen, dass der Rechtsanwalt
der zusätzlichen Kontrolle durch das Insolvenzgericht
unterliege. Zu beachten ist jedoch, dass dem Insolvenz-
verwalter durch die InsO als lex specialis teilweise Son-
derbefugnisse eingeräumt werden, die dem anwalt-
lichen Berufsrecht vorangehen, wie zum Beispiel die
persönlichen Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des
Schuldners gegenüber dem (vorläufigen) Insolvenzver-
walter gem. § 97, § 98, § 101 InsO. Dies führt dazu,
dass im konkreten Fall zu prüfen ist, ob eine Sonderbe-
fugnis im Rahmen der Tätigkeit als Insolvenzverwalter
gegeben ist und ob im konkreten Einzelfall diese dem
anwaltlichen Berufsrecht vorgeht. Denkbar ist in jedem
Fall ein Verstoß gegen § 12 BORA, § 43a Abs. 4, § 45
BRAO. Darüber hinaus wurde erörtert, ob eine Pflicht-
verletzung im Rahmen der Tätigkeit als Insolvenzverwal-
ter wie zum Beispiel dauerhafte Untätigkeit zur Einlei-
tung eines berufsrechtlichen Verfahrens führen kann.
Dies wurde von den Teilnehmern einstimmig bejaht.

II. VERSCHWIEGENHEITSPFLICHT

Im Rahmen der berufsrechtlichen Beratung durch die
Rechtsanwaltskammern gehen immer wieder Anfragen
von Kollegen zur Verschwiegenheit und Datensicher-
heit bei Inanspruchnahme externer Dienstleister ein.
Es besteht Einigkeit darüber, dass es für die Kollegen
unverzichtbar geworden ist, externe Dienstleister in
Anspruch zu nehmen. Dies betrifft sowohl Fragen der

* Die Autorin ist Geschäftsführerin der Rechtsanwaltskammer München.
1 1 BvR 135/00 und 1 BvR 1086/01.
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Datenspeicherung als auch die Inanspruchnahme von
Callcentern und externen Schreibdiensten. Eine moder-
ne Büroorganisation greift immer stärker auf externe
Dienstleister zurück. Es wurde daher einstimmig die
Anpassung der gesetzlichen Vorschriften zur Ver-
schwiegenheitspflicht für erforderlich gehalten. Auch
die Satzungsversammlung ist mit diesem Thema be-
reits befasst. Es besteht jedoch ebenso Handlungs-
bedarf im Hinblick auf die Einbeziehung externer
Dienstleister bei Fragen des Auskunftsverweigerungs-
rechts oder eines möglichen Beschlagnahmeschutzes.

III. INTERESSENKOLLISION

Anfragen und Beschwerden zum Vorwurf der Vertre-
tung widerstreitender Interessen gehören zu den häu-
figsten Themen der Rechtsanwaltskammern. Viele Ein-
zelfälle werfen dabei schwierige Bewertungsfragen
auf. Die Diskussion hat insgesamt ergeben, dass § 3
BORA im Hinblick auf Art. 12 GG kritisch zu betrach-
ten ist. Im Hinblick auf die Rechtsprechung des BGH
vom 23.4.20122 könnte die subjektive Betrachtungs-
weise bei der Beurteilung, ob im Einzelfall eine Interes-
senkollision vorliege, stärker in den Blickpunkt rücken.
Einigkeit besteht darin, dass die Kollegen im Rahmen
der berufsrechtlichen Beratung durch die Kammern
auf die möglichen Risiken hingewiesen werden müs-
sen. Die Kollegen sind dabei insbesondere auch auf
das Risiko hinzuweisen, ihren Honoraranspruch zu ver-
lieren. Eine tatsächliche Bewertung ist oft jedoch nur
im Nachhinein möglich.

Im Rahmen der Berufsrechtsreferentenkonferenz wur-
den folgende Einzelfragen erörtert:

1. INTERESSENKOLLISION BEI DER VERTRETUNG VON
WOHNUNGSEIGENTÜMERGEMEINSCHAFTEN

Problematische Fallgestaltungen liegen vor, wenn der
Rechtsanwalt zunächst die Wohnungseigentümer in
der Wohnungseigentümerversammlung hinsichtlich ei-
ner Beschlussanfechtung berät und anschließend die
Wohnungseigentümergemeinschaft gegen einen den
Beschluss anfechtenden Eigentümer vertreten möchte.
Problematisch ist auch die Beratung der Hausverwal-
tung und die spätere Beratung der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft in derselben Angelegenheit durch
denselben Rechtsanwalt. In letztgenannter Konstellati-
on besteht die Gefahr, dass im Falle eines gericht-
lichen Verfahrens der Hausverwaltung nach § 49
Abs. 2 WEG die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen
sind. Hier müsste der Rechtsanwalt einerseits das Inte-
resse der Wohnungseigentümergemeinschaft wahrneh-
men und in Richtung eines solchen Kostenausspruchs
beraten, andererseits widerspräche eine solche Bera-
tung dem Interesse der früher vertretenen Hausverwal-
tung.

2. INTERESSENKOLLISION IN FAMILIENRECHTLICHEN
MANDATEN

Im Rahmen der Bearbeitung familienrechtlicher Man-
date treten immer wieder Fragen zur Vertretung wider-
streitender Interessen auf. Problematische Konstellatio-
nen sind dabei die Vertretung einer Mutter und zu-
gleich des minderjährigen Kindes in Unterhaltsfragen,
soweit das Kind im Laufe des Verfahrens volljährig
wird. Thematisiert wurde aber auch die Problematik
der gleichzeitigen Beratung eines Paares bei Abschluss
eines Ehevertrages. Eine Einigkeit zu Einzelfragen konn-
te jedoch nicht erzielt werden.

3. KOLLISIONSKONTROLLE BEI BÜROGEMEINSCHAFTEN
Als von grundsätzlicher Bedeutung wurde die Frage
erörtert, inwieweit eine Kollisionskontrolle in einer Bü-
rogemeinschaft möglich sei. Gem. § 3 Abs. 2 Satz1
BORA erstreckt sich eine mögliche Interessenkollision
auch auf die in Bürogemeinschaft verbundenen Kolle-
gen. Um eine Kollisionskontrolle durchzuführen ist wie-
derum der Abgleich von Mandatslisten erforderlich.
Nachdem es sich jedoch bei einer Bürogemeinschaft
um mindestens zwei eigenständige Kanzleien handelt,
unterliegen die Kollegen grundsätzlich der Verpflich-
tung zur anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht.

Hierbei bestand Einigkeit darüber, dass ggf. eine Ent-
bindung von der Verschwiegenheitspflicht vom Man-
danten eingeholt werden müsse. Andernfalls bliebe
nur die konsequente (lebensfremde) Abschottung der
Bürogemeinschafter im gemeinsam unterhaltenen Bü-
ro.

IV. ERSTATTUNG ÜBERZAHLTER HONORAR-
VORSCHÜSSE

In seiner Entscheidung vom 7.9.2012 hat der AGH
Nordrhein-Westfalen3 festgestellt, dass von der berufs-
rechtlichen Verpflichtung nach § 23 BORA die Abrech-
nung von Honorarvorschüssen bei Mandatsende um-
fasst sei, nicht jedoch die fehlende Auszahlung mögli-
cher Überschüsse. Die Entscheidung des AGH
Nordrhein-Westfalen wurde kritisch erörtert. Zwischen-
zeitlich hat die Satzungsversammlung eine Ergänzung
zu § 23 BORA beschlossen, die auch die Nichtauszah-
lung möglicher Überschüsse umfasst.

V. BRIEFKOPFTHEMATIK

1. KENNZEICHNUNG VON ZWEIGSTELLEN
Diskutiert wurden die Beschlüsse der Satzungsver-
sammlung zu § 10 BORA im Nachgang zur Entschei-
dung des BGH vom 16.5.2012.4 Hierbei wurde ins-
besondere die Frage der Notwendigkeit der Kennzeich-
nung von Zweigstellen auf dem Briefbogen eines

BRAK-MITTEILUNGEN 1/2014 | AUFSÄTZE

20

2 BGH, Urt. v. 23.4.2012 – AnwZ (Brfg) 35/11, BRAK-Mitt. 2012, 224.

3 AGH NRW, Beschl. v. 7.9.2012 – 2 AGH 8/12, BRAK-Mitt. 2013, 41.
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Rechtsanwalts erörtert. Nach der überwiegenden Mei-
nung der Konferenz ist eine Kennzeichnung des Haupt-
sitzes ausreichend. Eine zusätzliche Kennzeichnung der
Zweigstellen erscheint nicht erforderlich.

2. AUFNAHME VON DIPL.-WIRTSCHAFTSJURISTEN AUF
EINEM ANWALTLICHEN BRIEFBOGEN

Immer wieder kommen den Rechtsanwaltskammern
Briefbögen zur Kenntnis, bei denen Dipl.-Wirtschafts-
juristen oder weitere nichtanwaltliche Mitarbeiter auf

dem Briefbogen benannt sind. Hierzu besteht einhellig
die Auffassung, dass weiterhin nur sozietätsfähige Be-
rufsgruppen gem. § 59a BRAO, § 8, § 10 BORA auf
dem Briefbogen benannt werden dürfen, da nur mit
diesen eine gemeinsame Berufsausübung erlaubt sei.
Etwas anderes gilt für deutlich als solche bezeichnete
Kooperationen gem. § 8 Satz 2 BORA.

Die nächste Berufsrechtsreferentenkonferenz wird An-
fang 2015 im Bezirk der Rechtsanwaltskammer Celle
stattfinden.
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PFLICHTEN UND HAFTUNG DES ANWALTS –
EINE RECHTSPRECHUNGSÜBERSICHT
RECHTSANWÄLTIN ANTJE JUNGK UND RECHTSANWALT BERTIN CHAB, ALLIANZ MÜNCHEN,
RECHTSANWALT HOLGER GRAMS, MÜNCHEN

In jedem Heft der BRAK-Mitteilungen kommentieren
die Autoren an dieser Stelle aktuelle Entscheidungen
zum anwaltlichen Haftungsrecht.

HAFTUNG

ANGESTELLTER ANWALT UND SCHEINSOZIENHAFTUNG
Eine angestellte Anwältin, die nicht im Kanzleibrief-
kopf einer Sozietät aufgeführt ist, haftet auch dann
nicht als sogenannte Scheinsozia, wenn sie im
Schriftverkehr auf den Briefbögen als Sachbearbei-
terin des Mandats genannt wird und Schriftverkehr
ohne einen Vertretungszusatz unterzeichnet. (eige-
ner Leitsatz)
BGH, Beschl. v. 14.2.2013 – IX ZR 121/12

Die Beklagte, die in einer Anwaltskanzlei als angestell-
te Anwältin tätig war, wird von einer früheren Man-
dantin, deren Mandat sie bearbeitet hatte, nach den
Grundsätzen der Rechtsscheinshaftung als angebliche
Scheinsozia auf Schadensersatz in Anspruch genom-
men. Die Klage blieb in allen Instanzen erfolglos. Die
beklagte Anwältin stand weder auf dem Kanzleibrief-
bogen der Sozietät noch auf dem Kanzleischild oder
im Telefonbuch. Sie wurde der Mandantin bei dem ers-
ten Beratungsgespräch, bei dem auch einer der Part-
ner anwesend war, von diesem als Sachbearbeiterin
benannt. Auf den Schriftstücken der Kanzlei wurde sie
über der Betreffzeile beim Aktenzeichen als „Bearbei-
ter“ angegeben. Schriftstücke wurden von ihr ohne ei-
nen Zusatz (i.V. oder i.A.) als Rechtsanwältin unter-
zeichnet. Wegen der Einzelheiten wird auf die Entschei-
dungen der Vorinstanzen verwiesen.1

Alle Instanzen entschieden übereinstimmend, dass die
Anwältin weder unmittelbar Partnerin des Anwaltsver-
trages geworden sei noch nach den Grundsätzen der
Rechtsscheinshaftung als Scheinsozia2 hafte, da durch
die Art des Auftretens nach außen kein solcher Rechts-
schein gesetzt worden sei. Die Beklagte sei, so auch
der BGH, als Bearbeiterin des Mandats nur als Erfül-
lungsgehilfin der Sozietät nach § 278 BGB tätig gewor-
den. Anhaltspunkte für eine Eigenhaftung bestünden
nicht. Eine Unterzeichnung mit einem klarstellenden
Zusatz (i.V. oder i.A.) sei, so das Landgericht, weder
üblich noch erforderlich.

Der Entscheidung ist uneingeschränkt zuzustimmen.
Für die Bejahung einer Rechtsscheinshaftung ist erfor-
derlich, dass der Anwalt nach außen (Briefbogen, Inter-
netauftritt, Kanzleischild, -stempel) gegenüber dem
Mandanten wie ein Sozius auftritt. Dazu gehört ins-
besondere auf dem Briefbogen die namentliche Nen-
nung wie ein Sozius. Die bloße Nennung als Bearbeiter
und Unterzeichnung ohne Vertretungszusatz reicht
hierfür nicht aus.

Umgekehrt stellt sich die Frage, wie eine Scheinsozien-
haftung auch dann vermieden werden kann, wenn ein
angestellter Anwalt auf dem Briefkopf aufgeführt ist.
Nach Ansicht des Verfassers sollte es ausreichen,
wenn auf dem Briefbogen bzw. im Internetauftritt
beim Namen des angestellten Anwalts ein – optisch
hinreichend deutlicher – Hinweis angebracht wird,
dass er nur Angestellter ist. Sinnvoll dürfte auf dem
Briefbogen auch eine gewisse räumliche Absetzung
des oder der angestellten Anwälte von den „echten“
Sozien sein. Für freie Mitarbeiter sollte nach Ansicht
des Verfassers nichts anderes gelten. Leider gibt es
hierzu kaum Rechtsprechung. Aus zwei Entscheidun-

1 LG Würzburg, Urt. v. 9.8.2011 – 24 O 2010/10, BeckRS 2013, 04993; OLG
Bamberg, Beschl. v. 13.2.2012 – 4 U 205/11, BeckRS 2013, 05452, und v. 9.5.
2012, BeckRS 2013, 049992. 2 Vgl. BGH, NJW 1978, 996; NJW 2001, 165.



gen des OLG München3 kann man eine Tendenz in
Richtung der hier vertretenen Auffassung herauslesen.
In den Urteilsgründen heißt es: „Mit der Aufnahme der
Beklagten in den Briefkopf der Kanzlei ohne jede Ein-
schränkung und ohne Kenntlichmachung (bzw. „Klar-
stellung“), dass sie lediglich Angestellte war, hat die
Kanzlei … den Rechtsscheinstatbestand dahin gesetzt,
dass alle im Briefkopf genannten Personen uneinge-
schränkt Sozien der Kanzlei seien.“ Im Umkehrschluss
bedeutet dies, dass das OLG München einen klarstel-
lenden Hinweis auf dem Kanzleibriefkopf auf das An-
gestelltenverhältnis als ausreichend angesehen hätte,
um eine Scheinsozienhaftung zu verneinen. (hg)

INTERESSENKOLLISION BEI SCHEIDUNGSMANDAT
Suchen Eheleute gemeinsam einen Rechtsanwalt
auf, um sich in ihrer Scheidungsangelegenheit be-
raten zu lassen, hat der Anwalt vor Beginn der Be-
ratung auf die gebühren- und vertretungsrecht-
lichen Folgen einer solchen Beratung hinzuweisen.
BGH, Urt. v. 19.9.2013 – IX ZR 322/12, BRAK-Mitt. 2013, 281 =
NJW 2013, 3725 = AnwBl. 2013, 233

Wenn mehrere Personen gleichzeitig zum Anwalt kom-
men, sollten gleich die Alarmglocken schrillen. Sehr oft
werden sie nämlich nicht völlig gleichgerichtete Inte-
ressen haben. Ergibt die Kollisionsprüfung, dass ein In-
teressenkonflikt besteht, kann nur einer von ihnen ver-
treten werden. Sofern der Anwalt allerdings mit dem
anderen Beteiligten schon in der Sache gesprochen
hat, kann er gänzlich gesperrt sein.
In einer Scheidungsangelegenheit liegt es auf der
Hand, dass die scheidungswilligen Eheleute widerstrei-
tende Interessen haben. Man kann überhaupt nur un-
ter dem Aspekt auf die Idee kommen, beide zu bera-
ten, dass sie eventuell ein gleichgerichtetes Interesse
haben, geschieden zu werden. Tatsächlich scheint es
aber so zu sein, dass es gar nicht so selten vorkommt,
dass sich die scheidungswilligen Eheleute gemeinsam
beraten lassen wollen. Wie der BGH ausführt, ist diese
Praxis in der Rechtsprechung umstritten, wird aber
nicht von allen Gerichten abgelehnt.
Allerdings wird es eher die Ausnahme sein, dass tat-
sächlich vollkommene Einigkeit besteht – vielmehr ha-
ben die Eheleute „typischerweise gegenläufige Interes-
sen in Bezug auf die Scheidungsfolgen“, so der BGH.
So war es auch hier: Die Vorstellungen zu mehreren
Fragen der Trennung differierten. Nun sind zwei Szena-
rien denkbar:
Sofern der Interessenkonflikt bereits zu Beginn des
Mandats zutage tritt, ist der Anwaltsvertrag nichtig.
Damit entfällt per se der Vergütungsanspruch des An-
walts. Die Vergütung kann dann auch nicht unter dem
Gesichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung
oder der Geschäftsführung ohne Auftrag verlangt wer-
den, wenn wie hier auch an einen neuen Anwalt Hono-
rar zu zahlen ist.

Ob im entschiedenen Fall bereits am Anfang der Inte-
ressenkonflikt vorlag, ließ der BGH offen (einiges sprach
dafür, zumal die Anwältin bereits zwei Jahre zuvor den
Ehemann familienrechtlich beraten hatte). Sofern der
Vertrag nicht von Anfang an nichtig war, wurde er hier
durch Kündigung seitens des zunächst weiter vertrete-
nen Ehemannes beendet. Dem Vergütungsanspruch
steht dann nach Darlegung des Senats ein Schadens-
ersatzanspruch gemäß §§ 311 Abs. 2, 280 Abs. 1 BGB
entgegen. Es hätte eine Belehrungspflicht dahingehend
bestanden, dass in dem Fall, dass eine Einigung zwi-
schen den Eheleuten nicht erzielt werden konnte, keiner
der beiden mehr vertreten werden durfte, mithin am
Ende drei Anwälte zu bezahlen waren. Mit dem hieraus
resultierenden Schadensersatzanspruch kann der Man-
dant dann wohl aufrechnen.
Es verwundert ein wenig, wieso der BGH hier nicht auf
§ 628 BGB zurückgreift: Gekündigt hatte schließlich
der Mandant – wohl vor dem Hintergrund der Interes-
senkollision. Damit entfiele gemäß § 628 Abs. 1 Satz 2
BGB der Vergütungsanspruch, insoweit der Mandant
kein Interesse an der damit abgegoltenen Leistung
hat. Der Vergütungsanspruch wäre damit obsolet. Vo-
raussetzung ist allerdings vertragswidriges Verhalten
des Rechtsanwalts. Ein solches hatte der Senat ja
aber wegen des Belehrungsmangels bei Mandats-
beginn bejaht.
In einem ähnlichen auch vom BGH erwähnten Fall4

hatte der Rechtsanwalt den Mandanten zunächst au-
ßerprozessual beraten, dann aber die Prozessvertre-
tung mit der Begründung abgelehnt, dass seine Kanz-
lei den Prozessgegner ständig berate und er daher
eine Beendigung des Dauermandats befürchte. Dort
hatte der BGH den Anspruch auf Rückzahlung des be-
reits bezahlten Honorars sowohl auf einen Schadens-
ersatzanspruch nach § 311 Abs. 2, § 280 Abs. 1 BGB
als auch auf § 628 Abs. 1 Satz 2 BGB gestützt. Rele-
vant kann die Anspruchsgrundlage im Hinblick auf
den Versicherungsschutz werden: Ein Anspruch auf
Rückforderung der Vergütung ist nach den AVB nicht
gedeckt. (ju)

VERGÜTUNGSANSPRUCH NACH MANDATSNIEDER-
LEGUNG
Lehnt der Rechtsanwalt aufgrund der von ihm auf-
tragsgemäß vorzunehmenden, inhaltlich zutreffen-
den Rechtsprüfung die Begründung einer Berufung,
die nach Kündigung des Mandats durch den Man-
danten von einem anderen Anwalt vorgenommen
wird, ab, verliert er nicht seinen Vergütungs-
anspruch.
BGH, Urt. v. 26.9.2013 – IX ZR 51/13, WM 2014, 89 = MDR 2014,
58

In diesem Urteil geht es nun explizit um die Anwen-
dung des § 628 BGB. Die Situation ist klassisch: Der
Anwalt wird kurz vor Ablauf der Berufungsfrist man-
datiert, legt Berufung ein und prüft sodann die Erfolgs-
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aussichten. Er rät aus Kostengründen wegen fehlender
Erfolgsaussichten von der Durchführung des Beru-
fungsverfahrens ab und weigert sich, die Berufung zu
begründen. Der Mandant sieht es nicht ein, kündigt
das Mandat und findet einen anderen Anwalt, der die
Berufung begründet. Die Berufung wird abgewiesen.

Eine Gebühr für die Berufungseinlegung ist grundsätz-
lich entstanden. Die Frage ist aber, ob der Anspruch
nach § 628 Abs. 1 Satz 2 BGB entfallen ist, weil die
Leistung – Einlegung der Berufung – infolge der Kündi-
gung kein Interesse mehr hat. Das ist nicht schon al-
lein deshalb der Fall, weil der neue Anwalt dieselbe Ge-
bühr nochmals abrechnen darf.5 Weiter ist jedoch Vo-
raussetzung, dass sich der Anwalt vertragswidrig
verhalten hat. Im Gegensatz zu dem oben geschilder-
ten Fall BGH – IX ZR 322/12, in dem eine Belehrungs-
pflichtverletzung vorlag, war dem Rechtsanwalt hier
keine Verletzung anwaltlicher Pflichten vorzuwerfen.
Der BGH weist zu Recht darauf hin, dass kein Anwalt
verpflichtet ist, einen aussichtslosen Prozess zu führen.
Das sei schon im Hinblick auf sein Selbstverständnis
als unabhängiges Organ der Rechtspflege unzumut-
bar. Mangels vertragswidrigen Verhaltens kam es da-
her nicht zum Verlust des Vergütungsanspruchs. Der
uneinsichtige Mandant musste also zu Recht die Ge-
bühr doppelt bezahlen. (ju)

KEINE VERGÜTUNG WEGEN WIDERRUFS DES
ANWALTSVERTRAGS
Anwaltsverträge können den Regeln für den Fern-
absatz unterfallen und als solche widerrufen wer-
den.
AG Offenbach, Urt. v. 9.10.2013 – 380 C 45/13

Dass auch Anwaltsverträge dem Fernabsatzgesetz un-
terliegen und dementsprechende Belehrungspflichten
bestehen können, wird man nicht unbedingt vermuten.
Wie geht das zusammen? Im vom AG Offenbach ent-
schiedenen Fall handelte es sich um eine hinsichtlich
der Mandatsanbahnung und –bearbeitung typische
Konstellation bei sogenannten Anlegeranwälten. Die
wegen ausstehender Honorarforderungen in Anspruch
genommene Beklagte hatte über eine „TVP Treuhand-
und Verwaltungsgesellschaft für Publikumsfonds
mbH“ den Beitritt zu einer Schiffsbeteiligungs-Gesell-
schaft erklärt und entsprechende Einlagen getätigt.
Die Beteiligungsgesellschaft geriet in wirtschaftliche
Schwierigkeiten, so dass die Treuhandgesellschaft den
Anlegern ein Schreiben zukommen ließ, dem auch ein
Hinweis der hier klagenden Kanzlei beigefügt war.
Mit diesem Anwaltsschreiben legitimierte sich die Klä-
gerin für einen der Anleger und bat für die übrigen An-
leger um Unterstützung zur Einberufung einer außer-
ordentlichen Gesellschafterversammlung. Gleichzeitig
wies sie auf bereits erzielte Erfolge bei der Durchset-
zung von Ansprüchen geschädigter Anleger hin. Da-
raufhin meldete sich die Beklagte bei der Klägerin

und teilte mit, dass sie mit der Einberufung der Ver-
sammlung einverstanden sei und dass sie die Rück-
erstattung der Einlage anstrebe. Anschließend wurde
die Klägerin außergerichtlich tätig, Klageauftrag erteil-
te die Beklagte nicht. Nach Abrechnung erklärte die
Beklagte vorsorglich den Widerruf des Anwaltsvertra-
ges gemäß § 312d, § 355 BGB.

Das Amtsgericht prüfte zunächst, ob überhaupt ein
wirksamer Vertrag vorlag. Zwar war an Angebot und
Annahme kaum zu zweifeln, aber es stellte sich die Fra-
ge, ob vorliegend nicht von einem Fall unerlaubter Wer-
bung nach § 43b BRAO auszugehen war, weil sich die
Klägerin in einem konkreten Einzelfall werbend um ein
Mandat bemüht hatte. Das AG Weilheim6 hatte in ei-
nem ganz ähnlichen Fall den Anspruch auf Honorar
versagt, weil der Verstoß gegen die berufsrechtliche
Vorschrift, die ein Verbotsgesetz im Sinne des § 134
BGB darstelle, zur Nichtigkeit des Vertrags führe. Das
wird dort aber nicht näher begründet. Das AG Offen-
bach meint dagegen, dass die unerlaubte Werbung
nur wettbewerbsrechtliche und berufsrechtliche Kon-
sequenzen nach sich zöge, dies aber nicht zur Nichtig-
keit des Vertrags führe. Es kommt aber dann über den
Widerruf zum späteren Wegfall der vertraglichen An-
spruchsgrundlage. Der Anwaltsvertrag sei hier unter
ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikations-
mitteln ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit der
Parteien geschlossen worden. Der Vertrag fällt aller-
dings erst dann unter das Fernabsatzgesetz, wenn der
Vertragsschluss im Rahmen eines für den Fernabsatz
organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystem er-
folgt, § 312b Abs. 1 Satz 1 BGB. Diese Bedingung sieht
das AG Offenbach konkret als gegeben an. Im Rahmen
der Vertretung geschädigter Kapitalanleger unterschei-
de sich die anwaltliche Tätigkeit grundlegend von der
üblichen klassischen Vertragsanbahnung, die auf den
persönlichen Kontakt mit dem Mandanten zugeschnit-
ten sei. Die erfolgreiche Bearbeitung des Mandats sei
für den Anleger-Anwalt nur möglich, wenn die umfang-
reiche Informationsbeschaffung und intensive Aus-
einandersetzung mit der differenzierten Rechtspre-
chung ausgeglichen werde durch die Synergieeffekte,
die sich durch die Vielzahl in etwa gleichförmig zu be-
arbeitender Mandate einstellen könnten. Der gesamte
Ablauf sei darauf ausgelegt, eine möglichst große
Zahl von Mandanten, die typischerweise auch gar nicht
am Kanzleisitz wohnten, mit einem einheitlichen Ver-
fahren zu erreichen und zu betreuen. Der Mandant sei
daher ebenso schutzwürdig wie z.B. ein Verbraucher,
der sich an ein Onlineportal wende, das ihn bei der
Durchsetzung von Ansprüchen wegen Flugverspätun-
gen unterstütze. Nach der im Gesetz gewählten Formu-
lierung („es sei denn“) habe die Klägerin, also die Kanz-
lei, die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass derlei
Vertriebsstrukturen, die auf den Fernabsatz ausgerich-
tet seien, nicht vorliegen. Der Vortrag der Klägerin hier-
zu sei unzureichend gewesen.
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Nicht jeder Anwaltsvertrag, der telefonisch oder per
Mail ohne direkten Mandantenkontakt abgeschlossen
und bearbeitet wird, fällt danach also unter die Rege-
lungen über den Fernabsatz. Vorsichtig sein müssen
aber vor allem Anleger-Anwälte, die nach dem hier be-
schriebenen System vorgehen, genauso Anwälte, die
nach schweren Unfällen und technischen Katastro-
phen wie z.B. Flugzeugabstürzen, Zugunglücken oder
Reaktorunfällen aktiv darauf abzielen, möglichst viele
Geschädigte zu vertreten. Eine Widerrufsbelehrung
könnte notwendig werden. Daneben ist aber § 43b
BRAO, also die Werbung um einen Auftrag im Einzel-
fall, schnell erfüllt. Berufs- und wettbewerbsrechtlich
wäre ein solches Vorgehen also weder nach Ansicht
des AG Offenbach noch des AG Weilheim und des
AG Neuss7 in Ordnung. Die Frage wäre nur, welche
Konsequenzen dies genau nach sich zieht. (bc)

UMFANG DER ÜBERPRÜFUNG DURCH DAS
REGRESSGERICHT
Das Regressgericht ist an die Beurteilung der Ge-
richte im Erbscheinerteilungsverfahren nicht gebun-
den. Es hat eigenständig zu prüfen wie über die Er-
benstellung und in einem auf Feststellung der Allein-
erbenstellung der Klägerin gerichteten Rechtsstreit
richtigerweise hätte entschieden werden müssen.
Schleswig-Holsteinisches OLG, Urt. v. 21.2.2013 – 11 U 4/12,
NJW-RR 2013, 1164

Das Urteil erging zur Notarhaftung; es lässt sich aber
ohne Einschränkung auf entsprechende Anwaltshaf-
tungsfälle übertragen.

Die Klägerin warf dem beklagten Notar vor, den Erb-
lasser vor Beurkundung eines Testaments im Jahr
2006 nicht eindringlich genug darauf hingewiesen zu
haben, dass sie – die Klägerin – nur Alleinerbin werden
könne, wenn ein zuvor im Jahr 1972 errichtetes ge-
meinschaftliches Testament gem. § 2079 BGB ange-
fochten werde. Im zuvor durchgeführten Erbscheinsver-
fahren kamen die Gerichte nämlich zu dem Schluss,
dass der tatsächlich erfolgte Widerruf in Verbindung
mit der neuen letztwilligen Verfügung nicht ausreichte,
so dass statt der Klägerin die Enkelin des Erblassers
den Erbschein erhielt, nachdem der Sohn genauso wie
die erste Ehefrau vorverstorben waren. Das OLG
Schleswig meinte demgegenüber, dass die Tatsache,
dass der gemeinsame Sohn, der im Testament von
1972 als Schlusserbe eingesetzt war, vorverstorben
sei, die „Wechselbezüglichkeit“ entfallen ließ. Damit
wäre der Erblasser nach dem Tod seiner Ehefrau bei
Errichtung der neuen Verfügung im Jahr 2006 nicht
gem. § 2271 Abs. 2 S. 1 BGB gebunden, so dass der
Notar alles richtig gemacht hätte. Der Senat begrün-
det eingehend, warum die vorliegenden Verfügungen
in diesem Sinne auszulegen seien. Die für die Rechts-
beraterhaftung insgesamt interessante Frage war
dann, ob denn ein solches Ergebnis im Schadenersatz-
prozess trotz des anders lautenden Erbscheins möglich

ist, ob also das Gericht im Regressprozess nicht an die
im Erbscheinsverfahren ergangenen Entscheidungen
gebunden ist. Hierzu erläutert der Senat, dass der Erb-
schein zwar dem Nachweis des Erbrechts gegenüber
Behörden und Gerichten diene, aber keine endgültige
der Rechtskraft fähige Entscheidung über das Erbrecht
selbst darstelle. Vielmehr sei der Erbschein gem.
§ 2361 BGB einzuziehen, wenn sich dessen Unrichtig-
keit später herausstelle. Damit sei es Aufgabe des Re-
gressgerichts, selbstständig zu prüfen, wie nach seiner
Auffassung ein auf Feststellung der Alleinerbenstellung
der Klägerin gerichteter Rechtsstreit richtigerweise zu
entscheiden gewesen wäre.

Das Ergebnis ist auch in tatsächlicher Hinsicht interes-
sant. Aufgrund der Erbscheinsverfahren mussten die Be-
teiligten wohl schon 2008 davon ausgehen, dass die En-
kelin Schlusserbin geworden sei. Daran hätte eine even-
tuelle Haftung des beklagten Notars nichts mehr
geändert. Diese hätte allenfalls den „lachenden Doppel-
erben“ produziert. Im Regressprozess stellt sich nun
heraus, dass die Klägerin doch Erbin geworden ist. Die-
se hatte die erwünschte Bindungswirkung mittels Streit-
verkündung hergestellt. Der schon erteilte Erbschein
musste wohl tatsächlich eingezogen werden. (bc)

ANSCHEINSBEWEIS UND RECHTSSCHUTZ-
VERSICHERUNG
Hat die Rechtsschutzversicherung eine Deckungs-
zusage für einen Prozess erteilt, ohne dass die De-
ckungszusage durch falsche Angaben erlangt wor-
den ist, greift der Anscheinsbeweis zugunsten des
Mandanten, den Prozess bei vollständiger Risiko-
belehrung nicht geführt zu haben, nicht ein.
KG, Urt. v. 23.9.2013 – 8 U 173/12, MDR 2013, 1435

Der beklagte Anwalt hatte für die Mandantin einen Ak-
tivprozess geführt und verloren. Die Rechtsschutzver-
sicherung der Mandantin, die für den Vorprozess Kos-
tendeckungszusage erteilt hatte, trat Schadensersatz-
ansprüche gegen den Anwalt, die nach § 20 Abs. 2
ARB 20008 auf sie übergegangen waren, an die Man-
dantin ab. Diese nahm den Anwalt mit der Begrün-
dung auf Schadensersatz in Anspruch, bei zutreffender
Belehrung über die Rechtslage und das hohe Kostenri-
siko hätte sie den Prozess nicht geführt.

Das KG bejahte eine anwaltliche Pflichtverletzung in
Form einer unzureichenden Risikobelehrung. Der An-
walt hätte der Mandantin von einer Klage abraten
müssen. Die Klägerin sei jedoch ihrer Beweislast, dass
sie bei entsprechender Belehrung von der Klage Ab-
stand genommen hätte, nicht nachgekommen. Auf
eine Vermutung beratungsgemäßen Verhaltens könne
sich die Klägerin nicht berufen. Diese Vermutung grei-
fe nur dann ein, wenn bei objektiver Betrachtungswei-
se nur eine einzige vernünftige Verhaltensweise, hier
also das Absehen von der Klageerhebung im Vorpro-
zess, nahegelegen hätte.9
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Da die Rechtsschutzversicherung der Mandantin eine
Deckungszusage erteilt habe, ohne dass diese durch
falsche Angaben erlangt worden sei, greife ein An-
scheinsbeweis, den Prozess nicht geführt zu haben,
der sonst bei einem kostenempfindlichen Mandanten
zu bejahen sei, weil diesem das Prozessrisiko zu hoch
wäre, nicht ein.10 Hier lägen Hinweise dafür vor, dass
die Klägerin den Prozess auch dann geführt hätte,
wenn der Anwalt sie vollständig über das Prozessrisiko
aufgeklärt hätte. Dabei sei zu berücksichtigen, dass
die Rechtsschutzversicherung der Klägerin eine unein-
geschränkte Kostendeckungszusage gegeben hatte,
wobei nicht ersichtlich sei, dass diese unter Verletzung
anwaltlicher Pflichten erlangt worden sei. Für diesen
Fall könne nicht davon ausgegangen werden, dass die
Klägerin im Falle vollständiger Risikoberatung von der
Prozessführung Abstand genommen hätte.

Dieser Beurteilung ist uneingeschränkt zuzustimmen.
Sie widerspricht zu Recht der gegenteiligen Auffassung
des OLG Düsseldorf.11 Der Versicherungsnehmer ist
nach § 17 Abs. 3 ARB 2000 lediglich verpflichtet, den
Versicherer in tatsächlicher Hinsicht vollständig und
wahrheitsgemäß zu informieren.12 Eine rechtliche Be-
wertung des Falles muss der Versicherungsnehmer ge-
genüber dem Versicherer gerade nicht vornehmen,
dies ist vielmehr die eigene Sache des Versicherers im
Rahmen seiner Deckungsprüfung.13 Zwischen dem An-
walt und dem Rechtsschutzversicherer besteht kein
Vertragsverhältnis; deswegen treffen den Anwalt ge-
genüber dem Versicherer auch keine gesonderten
Pflichten.14

Der Anwalt ist zu einer „umfassenden und erschöpfen-
den Belehrung“ des Mandanten über die Rechtslage
sowie über die Erfolgsaussichten einer beabsichtigten
Rechtsverfolgung verpflichtet.15 Daran ändert sich
auch dann nichts, wenn der Mandant rechtsschutzver-
sichert ist. Das KG hat jedoch die Klage gegen den An-
walt zu Recht deswegen abgewiesen, weil ein kausaler
Schaden der Mandantin nicht nachgewiesen war. (hg)

FRISTEN

FRISTWAHRENDE FAXSENDUNGEN DURCH AZUBI
1. Die Faxübermittlung fristwahrender Schriftsätze
darf einem Auszubildenden nur dann übertragen
werden, wenn dieser mit einer solchen Tätigkeit ver-
traut ist und eine regelmäßige Kontrolle seiner Tä-
tigkeit keine Beanstandungen ergeben hat (im An-
schluss an BGH, Beschlüsse vom 11.2.2003 – VI
ZB 38/02, NJW-RR 2003, 935, 936 m.w.N. und

vom 26.1.2006 – I ZB 64/05, NJW 2006, 1519,
1520 Rdnr. 11).
2. Bei Fehlen einer konkreten Einzelanweisung müs-
sen allgemeine organisatorische Regelungen in der
Anwaltskanzlei bestehen, die die Beachtung dieser
Voraussetzungen und eine wirksame Kontrolle der
Faxübermittlung durch die Auszubildende gewähr-
leisten.
BGH, Beschl. v. 12.9.2013 – III ZB 7/13, MDR 2013, 1302

Wegen einer rechtzeitig eingelegten Berufung sollte
am letzten Tag der Begründungsfrist zunächst ein
Fristverlängerungsantrag gestellt werden. Dieser An-
trag wurde dem Prozessbevollmächtigten der Beru-
fungsführerin am Nachmittag zur Unterschrift vor-
gelegt. Die zuständige Rechtsanwaltsfachangestellte
habe dann laut Vortrag im Wiedereinsetzungsgesuch
das Schreiben an eine Auszubildende weitergegeben,
damit diese es als Fax an das Gericht senden möge.
Nach Rückkehr aus dem separaten Faxraum habe die-
se die Frage danach, ob das Fax durchgegangen sei,
bejaht, woraufhin die Frist durch die Fachangestellte
gestrichen worden sei. Tatsächlich ist das Fax aber
nicht gesendet worden, es lag auch kein Faxbericht
vor.
Das Kammergericht als Berufungsgericht hatte den
Wiedereinsetzungsantrag zurückgewiesen. Der Aus-
zubildenden dürfe die Versendung fristwahrender
Schriftsätze nur dann überlassen werden, wenn diese
mit einer solchen Tätigkeit vertraut sei und regelmäßi-
ge Kontrollen keine Beanstandungen ergeben hätten.
Das sei hier nicht der Fall gewesen.
Der III. Zivilsenat des BGH bestätigte die Entschei-
dung. Der Einsatz von Auszubildenden bei der Übertra-
gung fristgebundener Schriftsätze per Fax sei in der
Kanzlei nach eigenem Vortrag ausdrücklich vorgese-
hen. Dies sei grundsätzlich zulässig. Allerdings fehle
im Wiedereinsetzungsantrag Vortrag zum Ausbil-
dungsstand sowie zur Zuverlässigkeit und Befähigung
der Auszubildenden ebenso wie über die allgemeinen
Anweisungen zum Einsatz der Auszubildenden bei der
Faxübermittlung fristgebundener Schriftsätze. Somit
sei organisatorisch nicht ausgeschlossen, dass uner-
fahrene oder unzuverlässige Auszubildende mit der
Aufgabe der Faxübermittlung betraut werden. Es genü-
ge nicht, dass die Faxprotokolle vorzulegen seien, er-
forderlich sei zumindest anfangs eine weitergehende
Überwachung. Eine konkrete Einzelanweisung, die die-
se Darlegungen zur Organisation hätte entbehrlich
werden lassen, liege nicht vor, weil allenfalls die Art
der Übermittlung ohne weitere Anweisungen vorgege-
ben wurde.
Der Wiedereinsetzungsantrag scheiterte also in erster
Linie daran, dass innerhalb der Wiedereinsetzungsfrist
nicht ausreichend vorgetragen wurde. Das ist beson-
ders ärgerlich, wenn damit die Frist eigentlich noch zu
retten gewesen wäre. Neben dem Fehlen eigenen Ver-
schuldens des Prozessbevollmächtigten und der korrek-
ten Kanzleiorganisation sind die vollständigen Darle-
gungen im Wiedereinsetzungsantrag eine Hürde für
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2002, 64.
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13 Vgl. § 18 Abs. 1b ARB 2000.
14 OLG Celle, NJW-RR 2010, 1400 m. Anm. Grams, BRAK-Mitt. 2010, 210.
15 St. Rspr., z.B. BGH, NJW 1995, 449.



eine erfolgreiche Wiedereinsetzung, die oft nicht
sauber übersprungen wird. Oft ist zu beobachten,
dass Wiedereinsetzungsanträge nach Entdeckung der
Säumnis hektisch „hinterher geschoben“ werden, ohne
zu beachten, dass die Wiedereinsetzungsfrist z.B. bei
Versäumung der Berufungsbegründungsfrist gem.
§ 234 Abs. 1 Satz 2 ZPO schon seit 2004 einen Monat
beträgt. Man darf sich also diese Zeit nehmen und da-
rauf achten, dass lückenlos vorgetragen wird. Anzura-
ten ist immer, zuvor Kontakt mit dem jeweiligen Berufs-
haftpflichtversicherer aufzunehmen. (bc)

FRISTVERLÄNGERUNGSANTRAG NICHT ZWINGEND PER
FAX
Wird ein Fristverlängerungsantrag so rechtzeitig
per Post gestellt, dass auf einen fristgerechten Ein-
gang bei Gericht vertraut werden darf, ist es nicht
erforderlich, den Verlängerungsantrag auch noch
vorab per Fax an das Gericht zu senden. Der Um-
stand, dass frühere Schriftsätze immer auch vorab
per Fax übersandt wurden, begründet keine Zweifel
an der Glaubhaftigkeit einer entsprechenden an-
waltlichen Versicherung. (eigener Leitsatz)
BGH, Beschl. v. 12.9.2013 – V ZB 187/12

Eine Anwältin legte gegen ein am 23.2.2012 zugestell-
tes LG-Urteil fristgerecht Berufung zum OLG ein. Die
Berufungsbegründung ging beim OLG am 14.5.2012
ein. Mit Verfügung vom 30.4.2012, der Anwältin laut
EB am 23.5.2012 zugestellt, hatte das OLG darauf hin-
gewiesen, dass eine Berufungsbegründung nicht vorlie-
ge. Daraufhin beantragte die Anwältin am 31.5.2012
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Sie versicherte
anwaltlich, dass sie am 14.4.2012 (Samstag) Verlän-
gerung der Berufungsbegründungsfrist bis 23.5.2012
beantragt habe. Den Antrag habe sie selbst bei der
Post in den Briefkasten geworfen. Die Absendung des
Antrags sei in der Handakte vermerkt worden.
Das OLG wies den Wiedereinsetzungsantrag zurück
und verwarf die Berufung als unzulässig. Es sei schon
nicht glaubhaft gemacht, dass der Fristverlängerungs-
antrag (nur) zur Post gebracht worden sei, weil sämtli-
che vorherigen Schriftsätze stets vorab per Fax an das
Gericht gegangen seien. Außerdem habe durch organi-
satorische Maßnahmen sichergestellt werden müssen,
dass die Gewährung der Fristverlängerung durch Rück-
frage beim OLG überprüft wird. Der BGH hob die OLG-
Entscheidung auf und gewährte Wiedereinsetzung.
Das OLG habe die Anforderungen an die Glaubhaft-
machung nach § 236 ZPO überspannt und so den An-
spruch auf Gewährung effektiven Rechtsschutzes ver-
letzt. Eine Versendung des Verlängerungsantrags vom
14.4.2012 sei angesichts des Fristablaufs am 23.4.
2012 und des geschützten Vertrauens in die Zuverläs-
sigkeit der Post16 ausreichend gewesen. Daher sei es
nicht erläuterungsbedürftig, warum auf eine Übersen-
dung vorab per Fax (anders als sonst) verzichtet wur-
de. Der Sachverhalt sei nicht geeignet, die Glaubhaf-

tigkeit der anwaltlichen Versicherung in Zweifel zu zie-
hen.

Ein etwaiges Organisationsverschulden sei für die
Fristversäumung nicht ursächlich geworden und daher
unbeachtlich. Der Anwalt sei nur ausnahmsweise bei
konkretem Anlass verpflichtet, sich vor Fristablauf
durch Nachfrage bei Gericht zu vergewissern, ob sei-
nem Fristverlängerungsantrag entsprochen werde. Ein
solcher Anlass liege nicht schon dann vor, wenn der
Anwalt noch keine Verfügung des Gerichts zu seinem
Antrag erhalten habe, sondern erst, wenn für ihn posi-
tiv erkennbar sei, dass etwas fehlgelaufen sei.17 Bei ei-
nem ersten Verlängerungsantrag dürfe mit einer Ver-
längerung der Berufungsbegründungsfrist um einen
Monat gerechnet werden, wenn ein erheblicher Grund
vorgetragen sei.18 (hg)

NOCHMALS: VERHINDERT DER ENTWURF DER
RECHTSMITTELBEGRÜNDUNG DIE PKH?
Reicht eine mittellose Partei innerhalb der Rechts-
mittelfrist einen vollständigen Prozesskostenhilfe-
antrag ein und fügt diesem einen nicht unterzeich-
neten Entwurf einer Rechtsmittel- und einer Rechts-
mittelbegründungsschrift ihres Prozessbevollmäch-
tigten bei, kann ihre Mittellosigkeit gleichwohl
kausal für die versäumte Rechtsmittel- und Rechts-
mittelbegründungsfrist geworden sein.
BGH, Beschl. v. 19.9.2013 – IX ZB 67/12, FamRZ 2014, 31 = MDR
2014, 47

Das Problem der Rechtsmitteleinlegung für eine PKH-
berechtigte Partei liegt darin, dass einerseits die Er-
folgsaussichten des Rechtsmittels bereits mit dem
PKH-Antrag dargelegt werden müssen, andererseits
die Mittellosigkeit kausal dafür sein muss, dass die
Rechtsmittel- und Rechtsmittelbegründungsfrist ver-
säumt wurden.19 Die Partei, die ohne PKH das Rechts-
mittelverfahren nicht durchführen kann oder will, ist
darauf angewiesen, einen Rechtsanwalt zu finden, der
zumindest einmal den PKH-Antrag begründet. Die An-
forderungen an die Begründung sind nicht so hoch
wie an die Rechtsmittelbegründung selbst; in der Pra-
xis ist es jedoch wenig sinnvoll, zunächst eine „Schmal-
spur-Begründung“ für den PKH-Antrag zu fertigen und
später nochmals eine ausführlichere. Also wird dem
PKH-Gesuch gleich der Entwurf der Rechtsmittel-
begründung beigefügt, der nach gewährter PKH wort-
gleich als Rechtsmittelbegründung genutzt wird.

Dieser pragmatischen Verfahrensweise hatte der
VI. Zivilsenat allerdings im Urteil vom 6.5.200820 zu-
nächst einen Riegel vorgeschoben: Die Anfertigung
des Rechtsmittelbegründungsschriftsatzes suggeriere,
dass der Anwalt auch ohne Vergütung tätig werden
wolle, die Fristen somit gerade nicht wegen Mittellosig-
keit versäumt würden.
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Der VIII. Zivilsenat21 versuchte, dies zu relativieren: Die
Begründung eines Prozesskostenhilfegesuchs für eine
noch beabsichtigte Berufung sei nicht mit einer voll-
ständig erstellten Berufungsbegründung gleichzuset-
zen. Der IV. Zivilsenat22 ging noch weiter und stellte
fest: Reicht der Rechtsanwalt zur Begründung des Pro-
zesskostenhilfegesuchs noch vor Ablauf der Berufungs-
begründungsfrist eine vollständige, allerdings als „Ent-
wurf“ bezeichnete und nicht unterzeichnete Berufungs-

begründungsschrift ein, kann die mittellose Partei
dessen ungeachtet glaubhaft machen, dass der An-
walt nicht bereit war, die Berufung ohne Bewilligung
von Prozesskostenhilfe ordnungsgemäß und insbeson-
dere fristgerecht zu begründen. Dem folgte auch der
XII. Zivilsenat23. Nachdem nun mit dem IX. Zivilsenat
vier Senate die gängige Praxis bestätigt haben, wird
man wohl darauf vertrauen dürfen, dass es so geht.
(ju)
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AUS DER ARBEIT DER BRAK
DIE BRAK IN BERLIN
RECHTSANWÄLTIN PEGGY FIEBIG, LL.M., BRAK, BERLIN

Der nachfolgende Beitrag gibt einen Überblick über
die Tätigkeit der BRAK zu nationalen Themen von Mit-
te November 2013 bis Mitte Januar 2014.

PARLAMENTARISCHER ABEND DER BRAK
Insgesamt fast 100 Teilnehmer waren zu Gast beim
diesjährigen Parlamentarischen Abend der BRAK Mitte
Januar in Berlin. Die Gastgeber – die Präsidenten der
28 regionalen Rechtsanwaltskammern und das Präsi-
dium der BRAK – konnten neben dem neuen Bundes-
minister der Justiz und für Verbraucherschutz Heiko
Maas sowie dem Parlamentarischen Staatssekretär
Christian Lange und der Staatssekretärin Stefanie Hu-
big, fünf Landesjustizminister und mehr als 20 Bundes-
tagsabgeordnete sowie zahlreiche Vertreter des Minis-
teriums begrüßen.

Minister Maas betonte in seiner Rede unter anderem
die Bedeutung der Kammern und versprach, sich auf
Bundes- und vor allem auf Europaebene für die berufs-
ständische Selbstverwaltung stark zu machen. (siehe
dazu auch den Bericht im BRAKMagazin)

KONSTITUIERUNG DES BT-RECHTSAUSSCHUSSES
Am 15.1.2014 hat sich der Rechtsausschuss des Deut-
schen Bundestages, der jetzt Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz heißt, konstituiert. Zur Vorsitzenden
wurde die frühere Fraktionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen Renate Künast gewählt. Dem Aus-
schuss gehören 39 Mitglieder an, davon 19 Abgeord-
nete von der CDU/CSU-Fraktion und 12 von der SPD-
Fraktion. Die Fraktionen von Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen entsenden jeweils vier Abgeordnete. Als
Obleute wurden Stefan Harbarth (CDU/CSU), Burk-
hard Lischka (SPD), Halina Wawzyniak (Linke) und Kat-
ja Keul (Grüne) bestimmt.

BRAK BESCHLIESST AUSTRITT AUS BFB
Die Hauptversammlung der BRAK hat in ihrer Sitz-
ung am 5.12.2013 beschlossen, die Mitgliedschaft
im Bund freier Berufe (BFB) mit Wirkung zum 31.12.
2014 zu kündigen. Hintergrund dafür sind die seit dem
Austritt der Bundesarchitektenkammer, der Bundesärz-
tekammer und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
eingetretenen Veränderungen in der Struktur des BFB.
Der Verband werde in seiner derzeitigen Mitglieder-
und Organisationsstruktur die Interessen der freien Be-
rufe nicht mehr mit dem Anspruch vertreten können,
die Stimme aller freien Berufe zu sein, heißt es in der
entsprechenden Presseerklärung der BRAK.

Am 10.12.2013 wurde in einer außerordentlichen Mit-
gliederversammlung ein neues Präsidium des BFB ge-
wählt. Als Vertreter der Anwaltschaft gehören nun der
Präsident des Deutschen Anwaltverein RA Prof. Dr. Wolf-
gang Ewer und der Präsident der Rechtsanwaltskammer
Celle RAuN Dr. Thomas Remmers dem Präsidium an.

BRAK BEKRÄFTIGT KRITIK AN VORRATSDATEN-
SPEICHERUNG
In einer Pressemitteilung Anfang Januar hat die BRAK
ihre bisherige Kritik an der Vorratsdatenspeicherung
bekräftigt (Nr. 1, Januar 2014). Anlässlich der Diskus-
sion über die Entscheidung des neuen Bundesjustiz-
ministers Heiko Maas, die Umsetzung der entspre-
chenden europäischen Richtlinie, über die derzeit vor
dem EuGH in Luxemburg verhandelt wird, zunächst
„auf Eis zu legen“ hat der Präsident der BRAK Axel C.
Filges darauf hingewiesen, dass eine Neuregelung
zum jetzigen Zeitpunkt nicht sinnvoll ist.

JUMIKO ZUM UNTERNEHMENSSTRAFRECHT
Auf ihrer Herbsttagung am 14.11.2013 in Berlin haben
sich die Justizministerinnen und Justizminister der Län-

21 NJW 2011, 230.
22 NJW 2012, 2041. 23 NJW 2013, 697.
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der mit dem Vorschlag Nordrhein-Westfalens für ein
„Gesetz zur Einführung der strafrechtlichen Verantwort-
lichkeit von Unternehmen und sonstigen Verbänden“ be-
fasst. Grundsätzlich wurde dabei der Vorstoß begrüßt.

Die BRAK hatte sich in einer Stellungnahme nachdrück-
lich gegen die Einführung einer neuen strafrechtlichen
Sanktion in Form eines Unternehmensstrafrechts aus-
gesprochen (Stlln.-Nr. 9, Mai 2013) Es bestehe dafür
kein kriminalpolitisches und auch kein rechtliches Be-
dürfnis, heißt es in der entsprechenden Stellungnahme.
Weder sei ein signifikanter Anstieg so genannter Un-
ternehmenskriminalität zu verzeichnen, noch seien Un-
gleichbehandlungen von Unternehmen in der Strafver-
folgungspraxis ersichtlich, die aus dem Fehlen geeig-
neter Sanktionen resultieren würden.

STRAFZUMESSUNG BEI HASSKRIMINALITÄT
Die BRAK hat eine Stellungnahme zu den in der vergan-
genen Legislaturperiode diskutierten Änderungen des
§ 46 Abs. 2 StGB abgegeben (Stlln.-Nr. 23, November
2013).

Die BRAK macht in ihrer Stellungnahme deutlich, dass
sie sich keineswegs gegen die Berücksichtigung rassis-
tischer, fremdenfeindlicher oder sonstiger menschen-
verachtender Beweggründe und Ziele bei der Straf-
zumessung wendet, allerdings den vorgeschlagenen
Weg für untauglich hält. Es handele sich um ein sym-
bolisches Vorhaben, mit dem vernünftigerweise nicht
die Erwartung verbunden werden kann, damit Proble-
men wie Rassismus, Homophobie oder Antisemitismus
zu begegnen. Die BRAK hält es dagegen für angemes-
sener, auf Opferseite stärker durch Beratung und Be-
treuung unterstützend einzugreifen.

RECHTSBEHELFSBELEHRUNG IM ZIVILVERFAHREN
Zum 1.1.2014 ist das Gesetz zur Einführung einer
Rechtsbehelfsbelehrung im Zivilprozess in Kraft getre-
ten (BGBl. I 2012, 2418). Danach hat jede anfechtbare
Entscheidung eine Belehrung über das statthafte
Rechtsmittel, den Einspruch, oder die Erinnerung sowie
über das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf einzulegen
ist sowie über den Sitz des Gerichts und über die ein-
zuhaltende Form und Frist zu enthalten. Das soll aller-
dings nicht gelten, wenn sich die Parteien durch einen
Rechtsanwalt vertreten lassen müssen, es sei denn, es
ist über einen Einspruch oder Widerspruch zu belehren.

Die BRAK hatte sich seinerzeit in einer Stellungnahme
dafür ausgesprochen, dass eine Belehrung auch erfol-
gen soll, wenn kein Rechtsmittel gegeben ist (Stlln.-
Nr. 51, August 2011).

NEUE PKH- UND BERH-FORMULARE
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 19.12.2013 der
neuen Prozesskostenhilfe- sowie der Beratungshilfefor-
mularverordnung nebst jeweiligen Anlagen nach Maß-
gabe von einigen wenigen Änderungen zugestimmt.
Die beiden Verordnungen nebst Anlagen sind Anfang
Januar in Kraft getreten (BGBl. I 2014, 2 und 34).

Die BRAK hatte in ihrer Stellungnahme zu den Referen-
tenentwürfen Kritik geäußert und einige Änderungen
vorgeschlagen, die teilweise berücksichtigt wurden
(Stlln.-Nr. 21, November 2013).

SATZUNGSVERSAMMLUNG
a) Neuer Fachanwalt für Wirtschaftsrecht

Die Satzungsversammlung bei der Bundesrechts-
anwaltskammer hat am 6.12.2013 beschlossen, die
Fachanwaltsbezeichnung „Fachanwalt für internatio-
nales Wirtschaftsrecht“ einzuführen. Die hohe Bedeu-
tung internationaler wirtschaftlicher Beziehungen deut-
scher Unternehmen gewährleiste eine breite Nachfra-
ge nach international-rechtlichen Beratungsleistungen.

Für den Erwerb des Fachanwaltstitels müssen unter an-
derem Kenntnisse im schuldrechtlichen Kollisionsrecht,
im internationalen Zivilprozess und Schiedsverfahrens-
recht sowie im international vereinheitlichten Handels-
und im international vereinheitlichten Gesellschafts-
recht nachgewiesen werden.

b) Pflichtfortbildung für Fachanwälte

Die Satzungsversammlung hat beschlossen, die für die
Gesamtdauer der von Fachanwältinnen und Fachanwäl-
ten mindestens zu erbringenden Fortbildungsleistungen
von 10 auf 15 Stunden zu erhöhen. Gleichzeitig soll der
§ 15 Abs. 1 FAO so gefasst werden, dass künftig die
Fortbildung auch bei Veranstaltungen, die nicht von
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten (sondern bei-
spielsweise von Sachverständigen) durchgeführt werden
oder die sich nicht ausschließlich an Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte richten, möglich ist.

Außerdem sollen künftig fünf Zeitstunden im Wege des
Selbststudiums absolviert werden, wenn eine Lern-
erfolgskontrolle erfolgt.

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung wurden dem
Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz
vorgelegt. Werden sie nicht beanstandet, treten sie am
1. Tag des dritten auf die Verkündung in den BRAK-Mit-
teilungen folgenden Monats in Kraft. Die Regelungen
zum Umfang der Fortbildungspflichten werden ab 1.1.
des auf das Inkrafttreten folgenden Jahres wirksam.

c) Resolution gegen Abhörmaßnahmen

Die Satzungsversammlung hat auf ihrer Sitzung An-
fang September in Berlin einstimmig eine Resolution
beschlossen, in der sie sich gegen die bekanntgewor-
denen massenhaften geheimdienstlichen Abhörmaß-
nahmen wendet.

Nachstehend der Volltext des Beschlusses:

Resolution

Die Satzungsversammlung ist in großer Sorge darüber,
dass die Geheimdienste anderer Staaten den inner-
deutschen Telekommunikationsverkehr massenhaft ab-
hören.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts ist die staatsfreie Kommunikation eine „ele-
mentare Funktionsbedingung eines auf Handlungs-
fähigkeit und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger be-
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gründeten freiheitlichen Staatswesens.“ Belegt wird
diese Aussage durch die Erfahrungen, die Deutschland
und andere Länder Europas im Lauf ihrer Geschichte
machen mussten.

Die Satzungsversammlung fordert deshalb die Bundes-
regierung auf, sich mit Nachdruck dafür einzusetzen,
dass die genannten Abhörpraktiken so rasch wie mög-
lich beendet werden.

DIE BRAK IN BRÜSSEL
RECHTSANWÄLTIN HANNA PETERSEN, LL.M., BRAK, BRÜSSEL

Der nachfolgende Beitrag gibt einen Überblick über
die Tätigkeit der BRAK zu europarechtlichen Themen
von Mitte November 2013 bis Mitte Januar 2014.

SUBSIDIARITÄTSRÜGE GEGEN EUROPÄISCHEN
STAATSANWALT
Elf Mitgliedstaaten haben mit insgesamt 20 Stimmen
Subsidiaritätsrüge gegen den Kommissionsvorschlag
zur Errichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft
eingereicht. Unter anderem mahnen die Mitgliedstaa-
ten an, dass die Struktur der vorgesehenen Europäi-
schen Staatsanwaltschaft zu sehr in die Autonomie-
bereiche der Mitgliedstaaten eingreift oder strafrecht-
liche Regelungen und die Betrugsbekämpfung in den
alleinigen Kompetenzbereich der Mitgliedstaaten fallen
und dass ein Ausbau und eine Neustrukturierung der
bereits bestehenden Organisationen wie EUROJUST
und OLAF ein milderes Mittel darstellen. Von einigen
Mitgliedstaaten wird zudem bezweifelt, dass die Euro-
päische Staatsanwaltschaft einen Mehrwert für die Eu-
ropäische Union bringt. Am 27.11.2013 hat die Euro-
päische Kommission auf diese Rüge geantwortet. Sie
vertritt die Auffassung, dass ihr Vorschlag dem Sub-
sidiaritätsprinzip, wie es in den EU-Verträgen verankert
ist, entspreche. Die Einrichtung der Europäischen
Staatsanwaltschaft sei ausdrücklich im Vertrag von Lis-
sabon (Art. 86 AEUV) genannt. Die Kommission ist der
Auffassung, dass der Schutz des EU-Haushalts vor Be-
trug effektiver auf Unionsebene erreicht werden könne.

VERFAHRENSGARANTIEN IN STRAFVERFAHREN
Die Europäische Kommission hat am 27.11.2013 ein
Legislativpaket vorgelegt, das unionsweit bessere Ver-
fahrensgarantien in Strafverfahren vorsieht, um ein fai-
res Verfahren zu gewährleisten und dem Grundsatz der
Waffengleichheit zu dienen. Drei Richtlinienvorschläge
sollen (1) die Achtung der Unschuldsvermutung, das
Recht auf Anwesenheit in der Verhandlung sowie die
Garantie des Aussageverweigerungsrechts und (2) be-
sondere Verfahrensgarantien für Kinder, die einer Straf-
tat verdächtigt oder beschuldigt werden, regeln. Ferner
ist (3) eine vorläufige Prozesskostenhilfe in einem frü-
hen Stadium des Strafverfahrens für Verdächtige und
Beschuldigte sowie Personen, gegen die ein Europäi-
scher Haftbefehl erlassen wurde, vorgesehen. Diese
Vorschläge werden durch die Empfehlung zu Verfah-
rensgarantien in Strafverfahren für verdächtige oder
beschuldigte schutzbedürftige Personen (z.B. bei kör-

perlichen oder geistigen Behinderungen) und die Emp-
fehlung zum Recht auf Prozesskostenhilfe ergänzt. Die
BRAK hatte bereits in ihrer Stellungnahme zur Errich-
tung einer Europäischen Staatsanwaltschaft gefordert
(Stlln.-Nr. 22, Oktober 2013), dass der Fahrplan der
Verfahrensrechte vor der Einrichtung dieser Struktur
vollends abgearbeitet worden sein muss.

EUROPÄISCHE ERMITTLUNGSANORDNUNG
Am 26.11.2013 haben das Parlament und der Minister-
rat einen abschließenden Kompromiss zum Richtlini-
envorschlag für eine Europäische Ermittlungsanord-
nung gefunden. Die Mitgliedstaaten müssen danach le-
diglich die Voraussetzungen der Ermittlungsanordnung
prüfen und die Anordnung bei Nichtvorliegen von Zu-
rückweisungsgründen automatisch ausführen. Verstößt
die Ermittlungsanordnung gegen Grundrechte der be-
troffenen Person nach der EU-Grundrechtecharta oder
dem EU-Vertrag, besteht ein Zurückweisungsgrund.
Gleiches gilt, wenn die ersuchte Maßnahme nicht eben-
so auch innerstaatlich hätte angeordnet und durch-
geführt werden können. Die Anordnung muss stets der
Verhältnismäßigkeit genügen. Das „ne bis in idem-Prin-
zip“ ist verankert worden. Die Ermittlung muss durch
eine übergeordnete Behörde angeordnet werden. Die
Richtlinie soll bis Ende Februar 2014 von den Mitglied-
staaten und dem Plenum des Parlamentes gebilligt wer-
den und wird etwa zwei Jahre später in Kraft treten.

EUROPÄISCHES VERFAHREN FÜR GERINGFÜGIGE
FORDERUNGEN
Die Europäische Kommission hat am 19.11.2013 ihren
Vorschlag für die Überarbeitung des Europäischen Ver-
fahrens für geringfügige Forderungen ((EG) Nr. 861/
2007) und des Europäischen Mahnverfahrens ((EG)
Nr. 1896/2006) vorgestellt. Bislang ist das Verfahren
nur für Streitigkeiten bis zu einem Wert von 2.000 Euro
vorgesehen. Künftig soll die Schwelle bei 10.000 Euro
liegen. Geplant ist zudem eine Ausweitung der Definiti-
on eines „grenzübergreifenden“ Falles. Die Gerichts-
gebühren, die online mit Kreditkarte gezahlt werden
können, sollen nicht mehr als 10 % des Streitwerts be-
tragen und die Mindestgebühr darf nicht höher als
35 Euro sein. Das Verfahren soll online eingeleitet wer-
den können. Die E-Mail ist als Kommunikationsmittel
vorgesehen. Sofern Anhörungen notwendig werden, kön-
nen diese aus Kostenersparnisgründen per Telefon- und
Videokonferenzen durchgeführt werden. Künftig soll
auch bei einem Einspruch gegen einen Europäischen

AUS DER ARBEIT DER BRAK | BRAK-MITTEILUNGEN 1/2014

29



Zahlungsbefehl das Verfahren in das Verfahren für ge-
ringfügige Forderungen übergeleitet werden können.

EU-INSOLVENZRECHT
Am 17.12.2013 hat der Rechtsausschuss des EP (JURI)
seinen Berichtsentwurf zum Verordnungsvorschlag zur
Änderung der Verordnung über das Insolvenzverfahren
veröffentlicht. Ziel des Verordnungsvorschlages ist es,
Insolvenzverfahren, die einen grenzüberschreitenden
Bezug haben, effizienter abzuwickeln und das Verfah-
ren weiter zu vereinfachen. Der Rechtsausschuss spricht
sich, wie auch die BRAK in ihrer Stellungnahme, für die
Schaffung eines europäischen Registers aus, welches
auf dem EU-Justizportal zugänglich ist und alle relevan-
ten Informationen bezüglich eröffneter Insolvenzverfah-
ren mit grenzübergreifendem Bezug beinhaltet. Ebenso
wie von der BRAK gefordert, hat der Rechtsausschuss
sich für eine deutlichere Definition des Anknüpfungs-
punktes des Mittelpunktes der hauptsächlichen Interes-
sen des Unternehmens ausgesprochen.

Der Bericht muss nun noch vom Plenum des EP ange-
nommen werden.

ÖFFENTLICHE AUFTRAGSVERGABE
Am 15.1.2014 hat das Plenum des EP den mit dem Rat
der EU und der Europäischen Kommission ausgehandel-
ten Kompromisstext zum Vorschlag einer Richtlinie über
die öffentliche Auftragsvergabe angenommen. Aus-
drücklich ausgenommen vom Anwendungsbereich der
Richtlinie sind bestimmte Rechtsdienstleistungen, wie
beispielsweise die anwaltliche Vertretung vor Gericht.
Wie auch von der BRAK in ihrer Stellungnahme gefor-
dert (Stlln.-Nr. 49, November 2012), sollen die im An-
wendungsbereich der Richtlinie verbleibenden Rechts-
dienstleistungen einem vereinfachten Vergabeverfahren
unterliegen, wonach die öffentlichen Auftraggeber le-
diglich die Grundprinzipien der Transparenz und Gleich-
behandlung beachten müssen. Der Text muss nun noch
vom Rat der EU formell angenommen werden.

DIE BRAK INTERNATIONAL
RECHTSANWÄLTIN KRISTINA WIESE, LL.M., BRAK, BERLIN UND BRÜSSEL

Der nachfolgende Beitrag gibt einen Überblick über
die Tätigkeit der BRAK im internationalen Bereich in
den Monaten von Mitte November 2013 bis Mitte Ja-
nuar 2014.

STRAFVERFAHREN GEGEN ANWÄLTE IN DER TÜRKEI
Das Präsidium der BRAK beobachtet die Angriffe und
systematischen Einschüchterungsversuche gegenüber
der Anwaltschaft und den Rechtsanwaltskammern in
der Türkei mit großer Sorge. Vizepräsident Dr. Michael
Krenzler nahm als Prozessbeobachter an dem Anhö-
rungstermin am 7.1.2014 im Strafverfahren gegen
den Präsidenten der RAK Istanbul Prof. Ümit Kocasa-
kal und neun Vorstandskollegen wegen des Vorwurfs
der versuchten Einflussnahme auf das Gericht in Siliv-
ri/Istanbul teil. Der Prozess wird am 24.2.2014 fort-
gesetzt. Der CCBE hat Prof. Ümit Kocasakal am
29.11.2013 seinen Menschenrechtspreis verliehen. Da-
rüber hinaus wird in Silivri/Istanbul ein Großverfahren
geführt, in dem 46 Anwälte angeklagt sind und die
sich teilweise seit vielen Monaten in Untersuchungs-
haft befinden. Auch diesen Prozess verfolgt die BRAK
mit beständiger Aufmerksamkeit.

MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER AUS LATEINAMERIKA
ZU GAST
Eine Delegation hochrangiger Vertreter aus Latein-
amerika war im Dezember 2013 auf Einladung des
Bundespräsidenten zu Gast in Deutschland. Auf dem
Besuchsprogramm stand u.a. ein Gespräch mit Mit-
gliedern des Ausschusses Menschenrechte. Es fand

ein reger Austausch über die Grund- und Menschen-
rechtsarchitektur in Deutschland und Europa statt. Be-
sonders interessiert waren die Gäste an den Themen
Rechtsstaatlichkeit und Unabhängigkeit der Justiz.

STRAFRECHTLICHER MOOT COURT IN VIETNAM
Im November veranstaltete die IRZ-Stiftung mit der viet-
namesischen Justizakademie unter Einbeziehung der
vietnamesischen Rechtsanwaltskammer einen straf-
rechtlichen Moot Court. Die Justizakademie ist das zen-
trale Lehrinstitut für die spezialisierte und praxisorien-
tierte Ausbildung juristischer Berufe in Vietnam. An-
hand der Simulation eines Falles sollten den Richter-
und Anwaltsanwärtern die praktische Bearbeitung ei-
nes Falles näher gebracht werden. Vergangene Semina-
re haben gezeigt, dass zwar das Prozessrecht Instru-
mente für die Durchsetzung von Beteiligtenrechte vor-
sieht, Strafverteidiger in der Praxis jedoch oftmals an
der effektiven Verteidigung der Mandanten gehindert
werden. Vor diesem Hintergrund wurde der Wunsch
von Vietnamesischer Seite geäußert, neben den recht-
lichen Fachseminaren auch praxisorientierte Seminare
anzubieten. Die vietnamesischen Teilnehmer simulierten
den Fall zunächst nach vietnamesischen Prozessrecht;
die deutschen Experten so dann nach deutschem Ver-
ständnis. Anschließend wurden die Ergebnisse lebhaft
diskutiert. Der Präsident der Hanseatischen Rechts-
anwaltskammer Hamburg und Strafverteidiger Otmar
Kury, der für die BRAK als Experte teilnahm, erklärte an-
hand des praktischen Falls, wie in Deutschland die Be-
teiligtenrechte durchgesetzt werden können. Die Simu-
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lationen wurden aufgenommen, um sie für die weitere
Ausbildung in der Justizakademie zu nutzen.

„LAW-MADE IN GERMANY“ – VERANSTALTUNGEN IN
ARGENTINIEN UND URUGUAY
Die BRAK organisierte unter der Überschrift „Law-
Made in Germany“ gemeinsam mit dem DIHK in den
Auslandshandelskammern Argentinien und Uruguay

Informationsveranstaltungen. Den teilnehmenden
Rechtspraktikern wurde die Initiative „LMiG“ vorstellt.
Darüber hinaus trug Prof. Dr. Burghard Piltz, Vorsitzen-
der des Ausschusses Europäisches Vertragsrecht
und Mitglied des Ausschusses Internationales Privat-
und Prozessrecht der BRAK, zur Bedeutung der
Schiedsgerichtsbarkeit im internationalen Rechtsver-
kehr vor.

NÄCHSTE SATZUNGSVERSAMMLUNGEN

Die 6. Sitzung findet am 5.5.2014 und die 7. Sitzung der 5. Satzungsversammlung am 10.11.2014 in Berlin statt.

BERUFSRECHTLICHE RECHTSPRECHUNG
BERUFSRECHTE UND -PFLICHTEN
*LEITSATZ DER REDAKTION (ORIENTIERUNGSSATZ)

ANFORDERUNGEN AN DIE KANZLEIPFLICHT

BRAO § 14 Abs. 3 Nr. 4, § 27 Abs. 1, § 207 Abs. 2
Satz 1; BORA § 5

* 1. Der Kanzleizweck, dass Zustellungen, Mitteilun-
gen und sonstige Nachrichten an einen Rechts-
anwalt gerichtet werden können, setzt eine taug-
liche Zustellanschrift voraus.
* 2. Eine Zustellmöglichkeit ist dann nicht gewähr-
leistet, wenn ein Rechtsanwalt kein Kanzlei- oder Na-
mensschild und auch keinen Briefkasten unterhält.
* 3. Lässt ein Rechtsanwalt die an ihn gerichtete
Post durch dritte Personen (hier: den Betreiber eines
Reisebüros) entgegennehmen, ist zudem die Wah-
rung der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht ge-
fährdet.
AGH Berlin, Urt. v. 2.9.2013 – I AGH 5/13

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Ob die Anbringung eines Kanzleischildes zu den
zwingenden Mindestanforderungen einer Kanzlei-
einrichtung gehört, ist inzwischen umstritten. Mit
Urteil vom 24.7.2007 (BRAK-Mitt. 2007, 269) hat
beispielsweise das AnwG München entschieden,
dass für den Rechtsanwalt die Anbringung eines
Kanzleischildes sowie die Veranlassung eines Eintra-
ges in das örtliche Telefonbuch nicht mehr zu den
Anforderungen zur Einrichtung einer Kanzlei zählen.

Zum gleichen Ergebnis war zuvor bereits das AnwG
Hamm (AnwBl. 2000, 316) gekommen.

BERUFSRECHTLICHE PFLICHT ZUR
HERAUSGABE VON HANDAKTEN

BRAO § 43, § 50; BORA § 17; BGB § 273, § 667, § 675

1. Die Herausgabe der Handakten nach Beendi-
gung des Auftrags stellt für den Rechtsanwalt nicht
nur eine zivilrechtliche Schuld, sondern auch eine
berufsrechtliche Pflicht dar, deren Verletzung an-
waltsgerichtliche Maßnahmen auslösen kann.

* 2. Zwar ergibt sich diese Berufspflicht nicht unmit-
telbar aus § 50 BRAO. Diese Pflicht folgt jedoch
inzident aus Abs. 3 dieser Vorschrift, der nur in
bestimmten Fällen ein Zurückbehaltungsrecht ge-
währt. Die Regelung eines Zurückbehaltungsrechts
in der BRAO ist nur dann sinnvoll, wenn gleichzeitig
für den Normalfall von einer berufsrechtlichen und
nicht nur zivilrechtlichen Herausgabepflicht ausge-
gangen wird.

Niedersächsischer AGH, Urt. v. 24.6.2013 – AGH 1/13

AUS DEN GRÜNDEN:
[1] I. Der Kl. ist Rechtsanwalt und Notar in eigener
Kanzlei in S. Er wendet sich gegen die von der Bekl. mit
Bescheid v. 4.12.2012 erteilte, dem Kl. am 5.12.2012
zugestellte missbilligende Belehrung wegen nicht erfolg-
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ter Herausgabe von Handakten. Dieser missbilligen-
den Belehrung liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

[2] Der Kl. war mit der Wahrnehmung der Interessen
des Herrn U.B., A.d.D., A., im Zusammenhang mit der
Rückforderung eines Betrages i.H.v. 3.165 Euro durch
den Pächter des Herrn B. beauftragt. Die Beauftra-
gung erfolgte Anfang des Jahres 2012.

[3] Nachdem Anfang Mai 2012 mit Klageschrift des
Pächters des Herrn B. v. 27.4.2012 die Angelegenheit
gerichtsanhängig wurde, beauftragte Herr B. die Kanz-
lei W. & S. und dort RA S. mit der Wahrnehmung sei-
ner Interessen in dem Klageverfahren. Dieser trat mit
Schreiben v. 8.5.2012 an den hiesigen Kl. heran und
teilte ihm mit, Herr B. habe mitgeteilt, dass das zwi-
schen diesem und dem hiesigen Kl. bestehende Man-
datsverhältnis beendet worden sei. Herr B. habe die
Kanzlei W. & S. mit der Wahrnehmung seiner Interes-
sen im gerichtlichen Verfahren beauftragt. Gleichzeitig
bat RA S. in diesem Schreiben v. 8.5.2012 darum, ihm
kurzfristig die dem Kl. teilweise im Original zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen des Herrn B., u.a. den Pacht-
vertrag, zur Verfügung zu stellen.

[4] In der Folgezeit, sowohl mit Telefonat v. 14.5.2012
als auch v. 29.5.2012, forderte die Kanzlei W. & S. den
Kl. wiederholt vergeblich telefonisch zur Übersendung
der Unterlagen auf. Der Kl. erwiderte, Herr B. habe das
dem Kl. zustehende Honorar noch nicht gezahlt, den-
noch würden die Unterlagen kurzfristig übersandt wer-
den. Mit Schreiben v. 5.6.2012 teilte RA S. dem Kl. mit,
dass man ohne die streitentscheidenden Unterlagen ge-
zwungen war, die Klageerwiderung zu erarbeiten, die
Begleichung eines Honorars des Kl. durch Herrn B. aller-
dings mangels Kostenrechnung des Kl. unterblieben sei.
Mit Schreiben v. 21.6.2012 überreichte der Kl. seine
Kostenrechnung an die Kanzlei W. & S. mit der Bitte
um Ausgleich durch Herrn B. oder Übernahme der per-
sönlichen Haftung durch die Kollegen. Die Kanzlei W. &
S. lehnte mit Schreiben v. 21.6.2012 die Entgegennah-
me der Vergütungsabrechnung für Herrn B. sowie eine
Übernahme der persönlichen Haftung ab.

[5] Mit Schreiben v. 25.6.2012 wandte sich RA S. un-
ter Hinweis auf seine ordnungsgemäße Bevollmächti-
gung mit diesem Sachverhalt an die Bekl.

[6] Mit Schreiben v. 28.6.2012 übersandte der Kl.
Herrn B. seine Kostenrechnung sowie in Kopie die in
seinem Besitz befindlichen persönlichen Unterlagen
des Herrn B. Gleichzeitig kündigte der Kl. an, die Origi-
nalunterlagen nach Rechnungsausgleich an Herrn B.
herauszugeben.

[7] Der Vorstand der Bekl. erteilte dem Kl. mit Bescheid
v. 4.12.2012 eine missbilligende Belehrung mit der Be-
gründung, dass dem Kl. bis zum 28.6.2012 ein Zurück-
behaltungsrecht an den teils Originalunterlagen gem.
§ 50 Abs. 3 BRAO nicht zustand.

[17] II.1. Die Klage ist zulässig.

[18] Die Anfechtung einer missbilligenden Belehrung
ist eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit i.S.v. § 112a
Abs. 1 BRAO, über die der AGH im ersten Rechtszug

zu entscheiden hat (vgl. nur Feuerich/Weyland, BRAO,
8. Aufl. 2012, § 112a, Rdnr. 24).

[20] 2. Die Klage ist allerdings unbegründet. Die ange-
fochtene missbilligende Belehrung der Bekl. ist recht-
mäßig und verletzt den Kl. nicht in seinen Rechten.

[21] a) Die grundsätzliche Ermächtigungsgrundlage
für die Bekl. für die Erteilung einer missbilligenden Be-
lehrung ergibt sich zunächst aus § 73 Abs. 2. Satz 1
und 4 BRAO. Hiernach obliegt es dem Vorstand, die
Mitglieder der Kammer in Fragen der Berufspflichten
zu beraten und zu belehren (§ 73 Abs. 2 Satz 1 BRAO)
sowie die Erfüllung der den Mitgliedern der RAK oblie-
genden Pflichten zu überwachen und das Recht der
Rüge zu handhaben (§ 73 Abs. 2 Satz 4 BRAO). Diese
Überwachungspflicht des Vorstandes erstreckt sich
auf den gesamten Pflichtenkreis des Rechtsanwalts.
Stellt der Vorstand einer RAK in Wahrnehmung seiner
Aufgaben fest, dass sich ein Rechtsanwalt berufswid-
rig verhalten hat, so belässt es der Vorstand während
dessen häufig nicht dabei, den Rechtsanwalt auf die
Rechtsauffassung der Kammer hinzuweisen und über
den Inhalt seiner Berufspflichten zu belehren. In der
Praxis der RAKn hat sich die Notwendigkeit ergeben,
für berufswidriges Verhalten ihrer Mitglieder eine ho-
heitliche Maßnahme zur Verfügung zu haben, für das
noch nicht das Mittel der Rüge (§ 74) gerechtfertigt
ist, für das aber eine einfache Belehrung nach § 73
Abs. 2 Satz 1 BRAO kein adäquates Mittel mehr dar-
stellt und das vor allem über eine solche bloße Beleh-
rung ohne Schuldzuweisung hinausgeht (Feuerich/
Weyland, BRAO, 8. Aufl. 2012, § 74, Rdnr. 8). Dieses
den RAKn zustehende Maßregelinstrument ist in der
Rechtsprechung insbesondere auch als milderes Mittel
gegenüber der Rüge gem. § 74 BRAO anerkannt
(BGH, NJW 2007, 3349; BVerfG, NJW 2008, 502).

[22] b) Die missbilligende Belehrung ist zunächst nicht
deswegen rechtswidrig, weil die Bekl. Kenntnis von
dem Sachverhalt erhalten hat, ohne dass RA S. eine
Originalvollmacht des Herrn B. im Zusammenhang
mit der Unterrichtung der Bekl. von dem Sachverhalt
vorgelegt hatte, sondern seine ordnungsgemäße Be-
vollmächtigung im Schreiben v. 25.6.2012 lediglich an-
waltlich versicherte. Die Bekl. hat die berufsrechtliche
Aufsicht über ihre Mitglieder. Sie dient nicht der Wah-
rung der individuellen Belange des einzelnen Manda-
ten, sondern dem öffentlichen Interesse, so dass Dritte
keinen Anspruch gegen die Kammer auf eine Aufsichts-
maßnahme oder ein etwaiges Einschreiten gegen ein
Mitglied haben (Feuerich/Weyland, BRAO, 8. Aufl.
2012, § 73, Rdnr. 27). Im Umkehrschluss folgt daraus,
dass die Bekl. von sich aus tätig werden darf, wenn sie
Kenntnis von Berufsrechtsverletzungen erhält. Es kann
daher dahinstehen, ob und in welcher Form die Kanzlei
W. & S. von Herrn B. zur Anzeige des Sachverhalts ge-
genüber der Bekl. bevollmächtigt war. Es kommt einzig
und allein darauf an, dass die Bekl. Kenntnis von dem
Sachverhalt erhalten hat.

[23] c) Der Inhalt der gem. § 73 Abs. 2 Satz 1 i.V.m.
§ 73 Abs. 2 Satz 4 BRAO erfolgten missbilligenden Be-
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lehrung des Kl. entspricht der geltenden Rechtslage
und folgt aus § 50 BRAO i.V.m. § 17 BORA.

[24] Nach § 50 Abs. 1 BRAO hat der Rechtsanwalt
durch Anlegen von Handakten ein geordnetes Bild über
die von ihm entfaltete Tätigkeit geben zu können. Hand-
akten i.S.d. Absätze 2 und 3 des § 50 BRAO sind nur die
Schriftstücke, die der Rechtsanwalt aus Anlass seiner be-
ruflichen Tätigkeit von dem Auftraggeber erhalten hat.
Der Kl. hatte im Rahmen seines Mandatsverhältnisses
von Herrn B. Unterlagen, teilweise Originalunterlagen
wie den Pachtvertrag, zur Verfügung gestellt bekom-
men. Damit handelt es sich bei diesen Unterlagen um
Teile der Handakte des Kl. gem. § 50 Abs. 4 BRAO.

[25] Der zivilrechtliche Anspruch des Herrn B. auf
Herausgabe der Unterlagen ergibt sich aus § 675,
§ 667 BGB, da nach § 667 BGB der Beauftragte ver-
pflichtet ist, dem Auftraggeber alles, was er zur Aus-
führung des Auftrags erhält, herauszugeben. Das in
§ 50 Abs. 3 BRAO normierte Zurückbehaltungsrecht
stellt eine Konkretisierung des § 273 BGB dar und
dient der erleichterten Durchsetzung der Ansprüche
des Rechtsanwalts auf seine Gebühren und Auslagen.

Berufsrechtliche
Pflicht zur
Herausgabe

[26] Nach Auffassung des Senats ist der Rechtsanwalt
aber auch in berufsrecht-
licher Hinsicht zur Heraus-
gabe der Handakte ver-
pflichtet. Damit folgt der
Senat nicht der anderweiti-

gen Rechtsprechung des AnwG Düsseldorf (Beschl. v.
24.7.2008 – IV A 1623/07-9) als auch des AnwG
Frankfurt a.M. (Urt. v. 17.3.2010 – IV AG 01/09 – 4
EV 335/08).

[27] Das AnwG Düsseldorf beruft sich in seinem Be-
schluss v. 24.7.2008 darauf, dass die Verletzung der
sich aus dem zivilrechtlichen Anwaltsvertrag ergeben-
den Pflichten, soweit diese nicht in der BRAO oder in
der BORA ausdrücklich aufgeführt seien, kein berufs-
widrig zu ahndendes Verhalten darstelle. Dabei spiele
es auch keine Rolle, ob die fehlende Herausgabe der
Handakte als geringfügige Pflichtverletzung nach
§ 74 BRAO mit einer Rüge oder im anwaltsgericht-
lichen Verfahren geahndet werden solle.

[28] § 50 Abs. 3 BRAO regele das Zurückbehaltungs-
recht des Rechtsanwalts an der Handakte, begründe
für sich genommen jedoch keine Pflicht i.S.v. § 113
Abs. 1 BRAO.

[29] Das AnwG Frankfurt a.M. führt in seinem Urt. v.
17.3.2010 aus, dass sich eine solche Pflicht zur He-
rausgabe der Handakte, insbesondere der Original-
unterlagen, weder aus § 50 BRAO noch aus § 43
BRAO herleiten lasse. Gerade ohne Beachtung von
§ 50 Abs. 3 BRAO, führt das AnwG Frankfurt a.M.
aus, dass § 43 BRAO allein als Grundlage anwalts-
gerichtlicher Maßnahmen zu unbestimmt sei. Erst das
Zusammenwirken von § 43 BRAO mit anderen gesetz-
lichen Bestimmungen trage dem im anwaltlichen Diszi-
plinarrecht geltenden Bestimmtheitsgebot nach Art. 20
Abs. 3 GG Rechnung.

[30] Das Hamburgische AnwG hat in zwei älteren Ent-
scheidungen (Urt. v. 10.3.1997 – II 20/96 EV 50/96
sowie Urt. v. 10.11.1997 – III 13/97 EV 184/95) ohne
nähere Begründung bei der Annahme einer berufs-
rechtlichen Herausgabepflicht der Handakte § 43
BRAO herangezogen. In zwei neueren Entscheidungen
(Urt. v. 13.2.2007 – III 15/06 EV 11/06 sowie Urt. v.
20.2.2008 – III 18/07 EV 82/07) geht das Hambur-
gische AnwG ebenfalls ohne weitere Begründung von
einer berufsrechtlichen Herausgabepflicht gem. § 50
Abs. 3 Satz 2 BRAO, in der zweiten Entscheidung
i.V.m. § 43 BRAO aus.

In Rspr. und Literatur
umstritten

[31] In der Literatur wird die Frage der berufsrecht-
lichen Pflicht auf Heraus-
gabe der Handakte unter-
schiedlich behandelt.
[32] Feuerich/Weyland

(BRAO, 8. Aufl. 2012, § 50, Rdnr. 17 ff.) verweist auf
die zivilrechtliche Verpflichtung des Rechtsanwalts auf
Herausgabe der Handakte und äußert sich nicht aus-
drücklich zu der Frage, ob § 50 BRAO eine besondere
Berufspflicht auf Herausgabe der Handakte begrün-
det. Es wird lediglich darauf verwiesen, dass § 50
BRAO diese sich aus dem Anwaltsdienstvertrag erge-
bende Herausgabepflicht voraussetze (Feuerich/Wey-
land, BRAO, 8. Aufl. 2012, § 50, Rdnr. 17). Scharmer
betont, dass eine Herausgabepflicht in § 50 BRAO ge-
rade nicht normiert sei, in zivilrechtlicher Hinsicht zwar
vorausgesetzt würde, sich eine Herausgabepflicht be-
rufsrechtlicher Natur aus der Gesetzesbegründung
aber nicht herleiten ließe (Hartung, Berufs- und Fach-
anwaltsordnung, 5. Aufl. 2012, § 50 BRAO, Rdnr. 77,
78). Stobbe führt die Handakte bei seiner Aufzählung
der berufsrechtlichen Herausgabepflichten zwar nicht
an (Henssler/Prütting, BRAO, 3. Aufl. 2010, § 50,
Rdnr. 19), mahnt hingegen den das Zurückbehaltungs-
recht ausübenden Rechtsanwalt zu größtmöglicher
Vorsicht an, da die unberechtigte Weigerung der He-
rausgabe der Handakte sowohl berufsrechtliche Sank-
tionen als auch Schadensersatzansprüche auslösen
könne (Henssler/Prütting, BRAO, 3. Aufl. 2010, § 50,
Rdnr. 39). Kleine-Cosack führt die berufsrechtliche He-
rausgabepflicht der Handakte als Hauptbeispiel für
die unmittelbare Anwendung des § 43 BRAO an (Klei-
ne-Cosack, BRAO, 5. Aufl. 2008, § 43, Rdnr. 15).
[33] Hingegen ist der Rechtsanwalt auch in berufs-
rechtlicher Hinsicht zur Herausgabe der Handakten
verpflichtet. § 50 BRAO begründet ausdrücklich zwar
lediglich die Pflicht zum Führen der Handakte sowie
zur Aufbewahrung der Handakte und regelt unter be-
stimmten Bedingungen die Verweigerung der Heraus-
gabe der Handakten. Eine Pflicht zur Herausgabe der
Handakten an den Mandanten ist in § 50 BRAO dage-
gen nicht explizit enthalten.

Pflicht ergibt sich
inzidenter aus
§ 50 III BRAO

Allerdings ergibt sich diese Pflicht inzidenter aus § 50
Abs. 3 BRAO, der eben nur
in bestimmten Fällen ein
Zurückbehaltungsrecht ge-
währt. Die Regelung eines
Zurückbehaltungsrechts in
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der BRAO macht aber überhaupt nur dann Sinn, wenn
gleichzeitig für den Normalfall von einer berufsrecht-
lichen und nicht nur zivilrechtlichen Herausgabepflicht
ausgegangen wird (Offermann-Burckart, Kilian/Offer-
mann-Burckart/vom Stein, Praxishandbuch Anwalts-
recht, 2. Aufl. 2010, § 14, Rdnr. 35).
[34] Dies hat auch der Gesetzgeber so gesehen, in-
dem es in der amtlichen Begründung zu § 62 BRAO
a.F., der inhaltlich nicht veränderten Vorläuferbestim-
mung von § 50 BRAO, heißt (BT-Drucks. 3/120, S. 79):
„Das Zurückbehaltungsrecht erlischt, sobald der An-
spruch auf Zahlung der Gebühren und Auslagen befrie-
digt ist. Für die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts
können sich aus den Berufspflichten des Rechtsanwalts
im Einzelfall Beschränkungen ergeben. So kann die
rücksichtslose Geltendmachung des Zurückbehaltungs-
rechts für geringfügige Rückstände sich als Verletzung
der allgemeinen Berufspflicht (…) darstellen und zu ei-
ner ehrengerichtlichen Bestrafung führen (…). Ist der
Rechtsanwalt wegen der Gebühren und Auslagen be-
friedigt, so hat er die Handakten dem Auftraggeber
herauszugeben (…)“.
[35] Der Gesetzgeber hat bei Schaffung der Regelung
des Zurückbehaltungsrechts die Existenz einer nicht
nur zivilrechtlichen, sondern auch berufsrechtlichen
Pflicht zur Herausgabe der Handakten vorausgesetzt.
Die Regelung eines rein zivilrechtlichen Zurückbehal-
tungsrechts im Berufsrecht, der BRAO, wäre nicht nur
unnötig, sondern darüber hinaus verfehlt. Wenn aber
die unberechtigte Ausübung eines Zurückbehaltungs-
rechts einen Berufsrechtsverstoß darstellen kann, gilt
dies für die Unterlassung der Herausgabe ohne die Be-
rufung auf ein bestehendes Zurückbehaltungsrecht
erst recht (Offermann-Burckart, Kilian/Offermann-
Burckart/vom Stein, Praxishandbuch Anwaltsrecht,
2. Aufl. 2010, § 14, Rdnr. 37).
[36] Dieser Annahme steht auch nicht die von dem
AGH Nordrhein-Westfalen zitierte Entscheidung des
BGH v. 30.11.1989 (NJW 1990, 510) entgegen. Diese
Entscheidung befasst sich im Ergebnis gar nicht mit
der Frage einer berufsrechtlichen Herausgabepflicht,
da es um die zivilrechtlichen Ansprüche eines Konkurs-
verwalters gegen den Rechtsanwalt des Gemeinschuld-
ners auf Herausgabe von Handakten und Einsichtnah-
me in die Handakten geht.

§ 17 BORA

[37] Letztendlich ist auf die Regelung des § 17 BORA
zu verweisen. Dieser kon-
kretisiert die Ausübung
des in § 50 Abs. 3 BRAO

grundsätzlich vorgesehenen Zurückbehaltungsrechts
des Rechtsanwalts an den Handakten und steht im drit-
ten Abschnitt der BORA, der die Überschrift „Besondere
Berufspflichten bei der Annahme, Wahrnehmung und
Beendigung des Mandats“ trägt. Damit hat die Sat-
zungsversammlung in ihrer Berufsordnung zum Aus-
druck gebracht, dass es sich bei der Herausgabe der
Handakte durch den Rechtsanwalt an den Mandanten
(auch) um eine berufsrechtliche Pflicht handelt.
[38] Im Ergebnis ist die Berufspflicht des Rechts-
anwalts zur Herausgabe der Handakte in § 50 Abs. 3

BRAO i.V.m. § 17 BORA normiert. Auf einen alleinigen
Rückgriff auf § 43 BRAO, der dem Bestimmtheitsgebot
nach Art. 20 Abs. 3 GG nicht Genüge tun könnte,
kommt es daher im Ergebnis nicht an.
[39] Diese Berufspflicht hat der Kl. verletzt, ohne dass
ihm ein Zurückbehaltungsrecht an der Handakte gem.
§ 50 Abs. 3 BRAO i.V.m. § 17 BORA zur Seite stand.
[40] § 50 Abs. 3 Satz 1 BRAO sieht grundsätzlich vor,
dass der Rechtsanwalt seinem Auftraggeber die He-
rausgabe der Handakten bis zur Befriedigung seiner
Gebühren- und Auslagenansprüche verweigern kann.
Dieses Zurückbehaltungsrecht ergänzt grundsätzlich
§ 273 BGB und ist ein Sonderrecht des Rechtsanwalts,
das weiter geht als das allgemeine Zurückbehaltungs-
recht nach § 273 BGB und es dem Anwalt ermöglichen
soll, seine berechtigten Ansprüche gegen den Auftrag-
geber auch ohne Prozess und Anrufung der Gerichte
durchzusetzen (BGH, NJW 1997, 2944; Feuerich/Wey-
land, BRAO, 8. Aufl., 2012, § 50, Rdnr. 21).
[41] Dies gilt allerdings gem. § 50 Abs. 3 Satz 2 BRAO
dann nicht, wenn die Vorenthaltung nach den Umstän-
den unangemessen wäre. Gem. § 17 BORA, der § 50
Abs. 3 Satz 2 BRAO insoweit konkretisiert, kann dem
berechtigten Interesse eines Mandanten auf Heraus-
gabe dadurch Rechnung getragen werden, dass Kopien
überlassen werden, es sei denn, das berechtigte Interes-
se beziehe sich gerade auf die Herausgabe des Origi-
nals (vgl. Feuerich/Weyland, BRAO, 8. Aufl., 2012,
§ 50, Rdnr. 22). Angesichts der Klageerhebung unter
dem 27.4.2012 konnte die Zurückhaltung der Hand-
akten dem Mandanten des Kl. einen unverhältnismäßig
hohen Schaden zufügen, wenn der Kl. die ihm überlas-
senen Unterlagen, insbesondere das Original des Pacht-
vertrages zurückhält und seinem Mandanten nicht zu-
mindest in Ablichtung zur Verfügung stellt.
[42] Allerdings kann auch dahinstehen, ob die Voraus-
setzungen des § 50 Abs. 3 Satz 2 BRAO zum Zeitpunkt
der Herausgabeaufforderung mit Schreiben der Kanzlei
W. & S. v. 8.5.2012 oder später tatsächlich vorlagen.
[43] Dabei war RA S. zunächst allein wegen der Beauf-
tragung durch den Mandanten des Kl. in dem gericht-
lichen Verfahren bevollmächtigt, eine solche Heraus-
gabeaufforderung an den Kl. zu richten. Auf die Frage,
ob er im Übrigen zur Kündigung des außergericht-
lichen Mandats des Herrn B. gegenüber dem Kl. bevoll-
mächtigt gewesen ist, kommt es damit gar nicht an.
[44] Ein Zurückbehaltungsrecht des Kl. gem. § 50
Abs. 3 Satz 1 BRAO ist nur begründet, wenn zum Zeit-
punkt der Ausübung des Zurückbehaltungsrechts die
Honorarforderung des Kl. nach § 10 RVG einforderbar
war (Feuerich/Weyland, BRAO, 8. Aufl., 2012, § 50,
Rdnr. 21b). Der Rechtsanwalt kann das Zurückbehal-
tungsrecht erst geltend machen, nachdem er ord-
nungsgemäß abgerechnet hat. Anderenfalls würde
dem Mandanten mangels Kenntnis des geschuldeten
Betrages die Möglichkeit genommen, durch sofortige
Zahlung die Geltendmachung des Zurückbehaltungs-
rechtes sofort abzuwenden (Feuerich/Weyland, BRAO,
8. Aufl., 2012, § 50, Rdnr. 21b). Unstreitig hat der Kl.
Herrn B. erst mit Schreiben v. 28.6.2012 seine Hono-
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rarrechnung überreicht, so dass bis dahin ein Zurück-
behaltungsrecht des Kl. an den ihm überlassenen Un-
terlagen nicht bestand. Die im Schreiben des Kl. v.
21.6.2012 an die Kanzlei W. & S. vorgesehene persön-
liche Haftungsübernahmeerklärung ist im Übrigen von
§ 17 BORA von vornherein nicht gedeckt.

[45] Die Bekl. war damit wegen des Verstoßes des Kl.
gegen § 50 Abs. 3 BRAO i.V.m. § 17 BORA gem. § 73
Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 73 Abs. 2 Nr. 4 BRAO berechtigt,
dem Kl. eine missbilligende Belehrung zu erteilen.

[46] Die Entscheidung der Bekl., den berufsrechtlichen
Verstoß des Kl. mit einer missbilligenden Belehrung
und nicht mit einer Rüge gem. § 74 BRAO zu ahnden,
ist nicht zu beanstanden. Der Kl. hat seine berufsrecht-
liche Pflicht gem. § 50 Abs. 3 BRAO zwar schuldhaft
verletzt, andererseits aber auf Grund eigener Entschei-
dung die erbetenen Unterlagen, wenn auch nach einem
Zeitablauf von mehreren Wochen, an Herrn B. heraus-
gegeben. Der Bekl. steht es grundsätzlich frei, mit einer
Maßnahme zu reagieren, die ein Weniger als eine Rüge
darstellt, um dem Betroffenen seinen schuldhaften Be-
rufsrechtsverstoß vor Augen zu führen (Feuerich/Wey-
land, BRAO, 8. Aufl., 2012, § 74, Rdnr. 13).

[47] III. Gem. §§ 112e BRAO, 124 Abs. 2 Nr. 3, 124a
Abs. 1 VwGO war die Berufung zuzulassen, weil die
Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat.

HINWEISE DER REDAKTION:
Die Rechtsauffassung des Niedersächsischen AGH
ist nicht unumstritten. So hat beispielsweise das
AnwG Frankfurt (BRAK-Mitt. 2010, 223) entschie-
den, dass eine berufsrechtliche, sanktionierbare
Pflicht des Rechtsanwalts zur Herausgabe der Hand-
akten weder aus § 50 BRAO noch aus der General-
klausel des § 43 BRAO hergeleitet werden könne.

RECHT AUF EINSICHT IN WIRTSCHAFTSPRÜFER-
BERICHT DER RECHTSANWALTSKAMMER

BRAO § 73 Abs. 2 Nr. 7, § 89; VwVfG § 29

* 1. Ein Mitglied einer Rechtsanwaltskammer hat
einen Anspruch auf die Einsicht in den vollständigen
Prüfbericht der Wirtschaftsprüfer nebst Anlagen für
das abgelaufene Geschäftsjahr.
* 2. Damit ein Kammermitglied von seinem Einsichts-
recht in sachgerechter Weise Gebrauch machen
kann, ist diesem gegen Erstattung der Übersen-
dungskosten eine Kopie des vollständigen Prüfbe-
richts an seine Kanzlei zu überlassen.
AGH Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 12.4.2013 – 2 AGH 13/12

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Mit Urteil vom 11.6.2012 (BRAK-Mitt. 2012, 230) hat
der Niedersächsische AGH entschieden, dass einem
Rechtsanwalt das Akteneinsichtsrecht in seine Perso-
nalakte ohne vorherige Anmeldung und unabhängig
von der Anwesenheit eines Geschäftsführers auch in
den Geschäftszeiten der Rechtsanwaltskammer nicht
jederzeit zusteht. In Ermangelung näherer inhaltlicher
Ausgestaltung durch gesetzliche Vorschriften bleibe
es der Rechtsanwaltskammer grundsätzlich selbst
überlassen, wie sie ihre Arbeitsläufe organisiert. Inso-
fern obliege es auch ihrem pflichtgemäßen Ermessen,
etwaige Kollisionen zwischen diesen Arbeitsabläufen
und dem gesetzlich statuierten Einsichtsrecht des
Rechtsanwalts zu lösen. Vor diesem Hintergrund dür-
fe eine Rechtsanwaltskammer verlangen, dass ihr ein
etwaiges Akteneinsichtsbegehren zunächst kund-
getan und ihr entsprechend Gelegenheit gegeben
wird, ihr pflichtgemäßes Ermessen auszuüben.
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WERBESCHREIBEN AN GESELLSCHAFTER EINER
FONDSGESELLSCHAFT

BRAO § 43b; UWG § 4 Nr. 11; Richtlinie 2006/123/EG
Art. 24

Ein Rechtsanwalt verstößt nicht zwingend gegen
das Verbot der Werbung um Praxis (§ 43b BRAO),
wenn er einen potentiellen Mandanten in Kenntnis
eines konkreten Beratungsbedarfs (hier: Inan-
spruchnahme als Kommanditist einer Fondsgesell-
schaft auf Rückzahlung von Ausschüttungen) per-
sönlich anschreibt und seine Dienste anbietet. Ein
Verstoß liegt jedenfalls dann nicht vor, wenn der
Adressat einerseits durch das Schreiben weder be-

lästigt, genötigt oder überrumpelt wird und er sich
andererseits in einer Lage befindet, in der er auf
Rechtsrat angewiesen ist und ihm eine an seinem
Bedarf ausgerichtete sachliche Werbung hilfreich
sein kann (Fortführung von BGH, Urt. v. 1.3.2001 –
I ZR 300/98, BGHZ 147, 71, 80 – Anwaltswer-
bung II = BRAK-Mitt. 2001, 189; BGH, Urt. v. 15.3.
2001 – I ZR 337/98, WRP 2002, 71, 74 – Anwalts-
rundschreiben = BRAK-Mitt. 2001, 229).

BGH, Urt. v. 13.11.2013 – I ZR 15/12

AUS DEM TATBESTAND:
[1] Die Parteien vertreten als Rechtsanwälte Anleger
der in Insolvenz befindlichen Fondsgesellschaft „G.
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KG“ (nachfolgend: Fondsgesellschaft). Deren Komman-
ditisten werden – teilweise schon im Klagewege – vom
Insolvenzverwalter auf Rückzahlung von Ausschüttun-
gen in Anspruch genommen.
[2] Im September 2010 versandte die Bekl. an zahlrei-
che von ihr nicht anwaltlich vertretene Kommanditis-
ten der Fondsgesellschaft ein im Folgenden in Aus-
zügen wiedergegebenes, an den jeweiligen Empfänger
persönlich adressiertes Schreiben:
„In vorbezeichneter Angelegenheit zeigen wir an, dass
wir mehrere Kommanditisten vertreten, die vom Insol-
venzverwalter der G. KG vor dem LG D. aus Komman-
ditistenhaftung in Anspruch genommen werden.
Wir halten eine Verteidigung gegen die Klagen min-
destens insoweit für erfolgsversprechend, sofern und
soweit die Kommanditisten nicht direkt an der G. KG,
sondern nur mittelbar, und zwar als Treugeber über
die Treunehmerin, die M., beteiligt waren. Es gibt darü-
ber hinaus einige weitere aussichtsreiche Ansatzpunk-
te, wie z.B. eine mögliche Verjährung der Ansprüche.
Aus den uns vorliegenden Unterlagen … ergibt sich
weiter, dass sich der Insolvenzverwalter mit zwei größe-
ren Anlegergruppen in Vergleichsgesprächen befindet.
Gerne erörtern wir mit Ihnen diese diversen Aspekte
der Angelegenheit ausführlich telefonisch oder in einem
persönlichen Gespräch.

Wir weisen insbesondere darauf hin, dass es für Kom-
manditisten, die bereits in Anspruch genommen wer-
den bzw. bei denen dies noch bevorsteht, sinnvoll sein
kann, sich zum Zwecke gemeinsamer Interessenver-
tretung zusammenzuschließen, um gegenüber dem In-
solvenzverwalter eine stärkere Verhandlungsposition
aufzubauen.

Wir sind auch interessiert am Erfahrungs- und Gedan-
kenaustausch mit Anwaltskollegen, die Sie eventuell in
dieser Angelegenheit bereits vertreten.“

[3] Das Schreiben erreichte auch Mandanten des Kl.

[4] Der Kl. ist der Ansicht, das Schreiben sei eine gem.
§ 3, § 4 Nr. 11 UWG i.V.m. § 43b BRAO unzulässige
Werbung um die Erteilung eines Auftrags im Einzelfall.
Er hat beantragt, die Bekl. zu verurteilen, es zu unter-
lassen, bei den von ihr nicht vertretenen Kommanditis-
ten der G. KG in einem persönlich an diese Kommandi-
tisten gerichteten Schreiben um die Erteilung eines
Mandats zur Abwehr der vom Insolvenzverwalter ge-
gen die Kommanditisten geführten Klage auf Rückzah-
lung der Ausschüttungen wie folgt zu werben (es folgt
das oben wiedergegebene Schreiben).

[5] Der Kl. hat die Bekl. ferner auf Auskunft in An-
spruch genommen und Feststellung der Schadens-
ersatzpflicht beantragt.

[6] Das LG hat die Klage abgewiesen. Das Berufungs-
gericht hat die Bekl. antragsgemäß verurteilt (OLG
München, GRUR-RR 2012, 163). Mit der vom Senat zu-
gelassenen Revision, deren Zurückweisung der Kl. be-
antragt, verfolgt die Bekl. ihren Klageabweisungsantrag
weiter.

AUS DEN GRÜNDEN:
[7] I. Das Berufungsgericht hat angenommen, dem Kl.
stünden die geltend gemachten Ansprüche aus § 8,
§ 9, § 3, § 4 Nr. 11 UWG i.V.m. § 43b BRAO, § 242
BGB zu. Das beanstandete Schreiben verstoße gegen
das Werbeverbot gem. § 43b BRAO. Eine Werbung
sei i.S.d. Vorschrift auf die Erteilung eines Auftrags im
Einzelfall gerichtet, wenn der Rechtsanwalt einen po-
tentiellen Mandanten umwerbe, bei dem ein konkreter,
dem Rechtsanwalt bekannter Beratungsbedarf beste-
he. Auf eine konkrete Beeinträchtigung der Interessen
des Adressaten komme es nicht an. Im Streitfall seien
diese Voraussetzungen erfüllt. Der Bekl. sei bekannt
gewesen, dass der Insolvenzverwalter der Fondsgesell-
schaft die von ihr angeschriebenen Kommanditisten in
der Vergangenheit auf Rückzahlung von Ausschüttun-
gen in Anspruch genommen habe. Es habe deshalb
nicht nur ein potentieller, sondern ein aktueller Bedarf
an anwaltlicher Beratung in Bezug auf die Möglichkei-
ten und Erfolgsaussichten einer Verteidigung gegen
die Forderungen des Insolvenzverwalters bestanden.
Das Rundschreiben der Bekl. habe darauf abgezielt,
diesen konkreten Bedarf zu decken. Eine solche Wer-
bung sei gem. § 43b BRAO unzulässig, ohne dass es
weiterer Umstände wie etwa einer unsachlichen Beläs-
tigung der Adressaten, einer tatsächlichen Einschrän-
kung ihrer Entschließungsfreiheit oder sonstiger Mo-
mente bedürfe.
[8] II. Die gegen diese Beurteilung gerichtete Revision
der Bekl. führt zur Aufhebung des Berufungsurteils
und zur Wiederherstellung des die Klage abweisenden
erstinstanzlichen Urteils. Das beanstandete Schreiben
verstößt nicht gegen § 43b BRAO. Es ist auch nicht
aus anderen Gründen wettbewerbswidrig.
[9] 1. Die Annahme des Berufungsgerichts, das Schrei-
ben der Bekl. v. September 2010 verstoße gegen § 43b
BRAO, hält der rechtlichen Überprüfung nicht stand.

[10] a) Gem. § 43b BRAO ist Werbung einem Rechts-
anwalt nur erlaubt, soweit sie über die berufliche Tätig-
keit in Form und Inhalt sachlich unterrichtet und nicht
auf die Erteilung eines Auftrags im Einzelfall gerichtet ist.
[11] aa) Nach der Rechtsprechung des Senats kommt
eine Einschränkung der Werbemöglichkeit bei verfas-
sungskonformer Auslegung des § 43b BRAO nur dann
in Betracht, wenn sie im Einzelfall durch ausreichende
Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt ist sowie dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht (BGH,
Urt. v. 1.3.2001 – I ZR 300/98, BGHZ 147, 71, 74 f. –
Anwaltswerbung II = BRAK-Mitt. 2001, 189; Urt. v.
27.1.2005 – I ZR 202/02, GRUR 2005, 520, 521 =
WRP 2005, 738 – Optimale Interessenvertretung) =
BRAK-Mitt. 2005, 199; vgl. zur inhaltsgleichen Rege-
lung des § 57a StBerG BGH, Urt. v. 29.7.2009 – I ZR
77/07, GRUR 2010, 349, Rdnr. 22 – EKW-Steuerbera-
ter = BRAK-Mitt. 2010, 86). In der Vergangenheit hat
der Senat allerdings angedeutet, dass er eine Werbung
um Aufträge bereits dann als unzulässig erachtet, wenn
der Umworbene in einem konkreten Einzelfall der Bera-
tung oder Vertretung bedarf und der Werbende dies in
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Kenntnis der Umstände zum Anlass für seine Werbung
nimmt. Eine solche Werbung versuche – vergleichbar
mit der offenen Werbung um die Erteilung eines Auf-
trags im Einzelfall – in einer oft als aufdringlich empfun-
denen Weise auszunutzen, dass sich der Umworbene
beispielsweise in einer Lage befinde, in der er auf Hilfe
angewiesen sei und sich möglicherweise nicht frei für
einen Anwalt entscheiden könne (BGHZ 147, 71, 80 –
Anwaltswerbung II; BGH, Urt. v. 15.3.2001 – I ZR
337/98, WRP 2002, 71, 74 – Anwaltsrundschreiben =
BRAK-Mitt. 2001, 229). Dagegen hat der Senat solche
Fälle nicht als vom Verbot erfasst angesehen, in denen
sich der Rechtsanwalt an Personen wendet, bei denen
er keinen konkreten Handlungs- oder Beratungsbedarf,
sondern – beispielsweise wegen einer erfolgten Geset-
zesänderung – ein bloß generelles Interesse an seiner
Leistung erwartet. Er hat es als zulässig erachtet, die-
sen Adressaten einen konkreten Handlungs- oder Bera-
tungsbedarf erst mit den in der Anwaltswerbung ent-
haltenen Angaben zu einer konkreten Fallgestaltung
bewusst zu machen. In einer solchen Situation fehlte
es an einer gezielten persönlichen und daher gegebe-
nenfalls als aufdringlich empfundenen Kontaktaufnah-
me (BGH, WRP 2002, 71, 74 – Anwaltsrundschreiben).
[12] bb) Teilweise werden jedoch in Rechtsprechung
und Schrifttum strengere Anforderungen an ein Wer-
beverbot gestellt. So sei eine Werbung um die Ertei-
lung eines Auftrags im Einzelfall nicht bereits dann un-
zulässig, wenn der Rechtsanwalt einen potentiellen
Mandanten in Kenntnis eines konkreten Beratungs-
bedarfs persönlich anspreche. Ein Verbot setze viel-
mehr zusätzlich voraus, dass die Werbung in ihrer indi-
viduellen Ausgestaltung geeignet sei, das Schutzgut
des § 43b BRAO konkret zu gefährden (KG, GRUR-RR
2010, 437, 438 f.; Kleine-Cosack, BRAO, 6. Aufl.,
§ 43b, Rdnr. 21 ff.; Prütting, Henssler/Prütting, BRAO,
3. Aufl., § 43b, Rdnr. 44; Huff, NJW 2003, 3525,
3527; Dahns, NJW-Spezial 2010, 702, 703; Degen,
NJW 2011, 867 f.). Es bedürfe einer sorgfältigen Prü-
fung aller Umstände des Einzelfalls, ob eine gemein-
wohlschädliche Aufdringlichkeit vorliege, die ein Ver-
bot rechtfertigen könne. Maßgeblich sei, ob ein der An-
sprache durch den Rechtsanwalt entgegenstehender
Wille des potentiellen Mandanten ersichtlich sei. Fer-
ner komme es auf das Verhältnis zwischen der Art
und Intensität des konkreten Beratungsbedarfs (aktuel-
ler Todes-, Krankheits- oder Unglücksfall, Strafverfol-
gung oder lediglich drohende wirtschaftliche Verluste
durch eine notleidend gewordene Geldanlage) auf der
einen Seite und der Intensität der anwaltlichen man-
datsbezogenen Werbung im Sinne einer Bedrängung,
Nötigung oder Überrumpelung auf der anderen Seite
an (vgl. OLG Naumburg, NJW-RR 2008, 445, 446;
Kleine-Cosack, a.a.O., § 43b, Rdnr. 29 ff.).
[13] Das Erfordernis einer konkreten Gefährdung der
Schutzgüter des § 43b BRAO wird damit begründet,
dass es eine Werbeform nicht schon per se unzulässig
mache, dass ein Umworbener konkreten Beratungs-
bedarf habe. Befinde sich jemand in einer Situation, in
der er auf Rechtsrat angewiesen sei, werde ihm eine

an seinem Bedarf ausgerichtete sachliche Werbung re-
gelmäßig Nutzen bringen können. Erst in Fällen, in de-
nen sich ein Anwalt in einer aufdringlichen Art aufnöti-
ge oder einen Verbraucher überrumpele, müssten klare
Grenzen gezogen werden, beispielsweise bei der Aus-
nutzung eines Unglücksfalls. Werde dagegen einem
Fondsanleger in sachlicher Weise anwaltlicher Rat an-
geboten, könne nicht ohne weiteres davon ausgegan-
gen werden, dass der Umworbene nicht in der Lage
sei zu entscheiden, ob er Kontakt zu dem Anwalt auf-
nehmen, gar nicht aktiv werden oder einen anderen An-
walt seines Vertrauens zu Rate ziehen wolle (vgl. Kleine-
Cosack, a.a.O., § 43b, Rdnr. 24 ff.; Hellwig, NJW 2005,
1217, 1219; Dahns, NJW-Spezial 2010, 702, 703).

§ 43b BRAO ist
richtlinienkonform
auszulegen

[14] cc) Diese Ansicht ist zumindest seit dem 28.12.
2009 vorzugswürdig. Seit
diesem Zeitpunkt ist § 43b
BRAO im Hinblick auf die
Richtlinie 2006/123/EG v.
12.12.2006 über Dienst-

leistungen im Binnenmarkt anhand des Maßstabs des
Art. 24 der Richtlinie richtlinienkonform auszulegen;
ein Werbeverbot ist danach nur bei einer durch eine Ab-
wägung der Umstände des Einzelfalls festzustellenden
konkreten Gefährdung der unionsrechtlich geschützten
Interessen gerechtfertigt.
[15] (1) Die Bestimmung des § 43b BRAO regelt die be-
rufsrechtlichen Grenzen, innerhalb deren Rechtsanwälte
für ihre Dienstleistung werben dürfen. Die Vorschrift
stellt damit eine berufsrechtliche Regelung über die kom-
merzielle Kommunikation i.S.v. Art. 4 Nr. 12 der Richt-
linie 2006/123/EG dar, die die Rechtsanwaltschaft und
damit einen reglementierten Beruf i.S.v. Art. 4 Nr. 11
der Richtlinie 2006/123/EG i.V.m. Art. 3 Abs. 1 Buchst. a
der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen sowie i.V.m. § 4 BRAO betrifft.
[16] (2) Gem. Art. 44 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123/
EG setzen die Mitgliedstaaten die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erfor-
derlich sind, um der Richtlinie bis 28.12.2009 nach-
zukommen. Seit diesem Tag ist § 43b BRAO im Lichte
des Wortlauts und des Zwecks des Art. 24 der Richt-
linie 2006/123/EG auszulegen (vgl. EuGH, Urt. v. 4.7.
2006 – C-212/04, Slg. 2006, I-6057 = NJW 2006,
2465, Rdnr. 108, 124 – Adeneler – ELOG).
[17] (3) Gem. Art. 24 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123/
EG sind absolute Verbote der kommerziellen Kommuni-
kation für reglementierte Berufe untersagt. Gem. Erwä-
gungsgrund 100 der Richtlinie 2006/123/EG sind mit
absoluten Verboten nicht solche gemeint, die sich auf
den Inhalt der kommerziellen Kommunikation bezie-
hen, sondern solche, die diese allgemein und für ganze
Berufsgruppen in einer oder mehreren Formen untersa-
gen, beispielsweise ein Verbot von Werbung in einem
bestimmten Medium oder in einer Reihe von Medien.
Der Gerichtshof der Europäischen Union hat entschie-
den, dass von einem absoluten Verbot i.S.d. Art. 24
Abs. 1 der Richtlinie 2006/123/EG auszugehen ist,
wenn eine nationale Bestimmung eine kommerzielle
Kommunikation unabhängig von ihrer Form, ihrem In-
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halt oder den verwendeten Mitteln untersagt (EuGH,
Urt. v. 5.4.2011 – C-119/09, Slg. 2011, I-2551 =
EuZW 2011, 681, Rdnr. 41 f. – Société fiduciaire natio-
nale d'expertise comptable).
[18] Daraus ergibt sich, dass ein Werbeverbot nur in
Betracht kommt, wenn sich ein Verbotsgrund im Einzel-
fall aus der Form, aus dem Inhalt oder aus dem ver-
wendeten Mittel der Werbung ergibt. Allein der Um-
stand, dass ein potentieller Mandant in Kenntnis von
dessen konkretem Beratungsbedarf angesprochen
wird, genügt diesen Anforderungen nicht.
[19] (4) Nach Art. 24 Abs. 2 der Richtlinie 2006/123/
EG stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die kom-
merzielle Kommunikation durch Angehörige reglemen-
tierter Berufe die Anforderungen der berufsrechtlichen
Regeln erfüllt, die im Einklang mit dem Gemeinschafts-
recht je nach Beruf insbesondere die Unabhängigkeit,
die Würde und die Integrität des Berufsstandes sowie
die Wahrung des Berufsgeheimnisses gewährleisten
sollen. Berufsrechtliche Regelungen über die kommer-
zielle Kommunikation dürfen nicht diskriminierend sein
und müssen durch einen zwingenden Grund des Allge-
meininteresses gerechtfertigt und verhältnismäßig sein.
[20] Wie sich aus dieser Bestimmung („insbesondere“)
ergibt, sind die Schutzgüter, deren Beeinträchtigung
eine Einschränkung der kommerziellen Kommunikation
rechtfertigen können, nicht auf die in Art. 24 Abs. 2
Satz 1 der Richtlinie 2006/123/EG ausdrücklich ge-
nannten Gesichtspunkte, also die Unabhängigkeit, die
Würde und die Integrität der Rechtsanwaltschaft sowie
die Wahrung des Berufsgeheimnisses, beschränkt. Viel-
mehr sind bei der Auslegung auch der systematische
Regelungszusammenhang des Art. 24 der Richtlinie
2006/123/EG und damit die Interessen der Verbrau-
cher zu beachten (EuGH, EuZW 2011, 681, Rdnr. 28 –
Société fiduciaire nationale d'expertise comptable).

Schutz vor Belästi-
gung, Nötigung
und Überrumpelung
gerechtfertigt

[21] Daraus folgt, dass ein Werbeverbot zum Schutz
des potentiellen Mandan-
ten vor einer Beeinträchti-
gung seiner Entscheidungs-
freiheit durch Belästigung,
Nötigung und Überrumpe-
lung gerechtfertigt sein

kann. Aus der gesetzlichen Anordnung einer Verhält-
nismäßigkeitsprüfung ergibt sich ferner, dass eine Inte-
ressenabwägung im Einzelfall vorzunehmen ist. Dabei
sind neben der Beeinträchtigung der Unabhängigkeit,
der Würde oder der Integrität der Rechtsanwaltschaft
auch Art und Grad der Beeinträchtigung der Entschei-
dungsfreiheit des Verbrauchers durch Form, Inhalt
oder das verwendete Mittel der Werbung zu berück-
sichtigen. Außerdem kommt es darauf an, ob und in-
wieweit die Interessen des Verbrauchers deshalb nicht
beeinträchtigt sind, weil er sich in einer Situation befin-
det, in der er auf Rechtsrat angewiesen ist und ihm
eine an seinem Bedarf ausgerichtete sachliche Wer-
bung Nutzen bringen kann.
[22] b) Nach diesen Grundsätzen ist das beanstande-
te Werbeschreiben der Bekl. nicht zu beanstanden.

[23] Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen,
dass für die angeschriebenen Anleger ein der Bekl. be-
kannter aktueller Bedarf an anwaltlicher Beratung be-
stand, weil der Insolvenzverwalter der Fondsgesell-
schaft bereits in der Vergangenheit an diese Anleger
herangetreten war, sie zur Rückzahlung von Ausschüt-
tungen aufgefordert und teilweise bereits Ansprüche
klageweise geltend gemacht hatte. Daraus lässt sich
indessen noch keine hinreichend konkrete Beeinträchti-
gung der Interessen der Anleger entnehmen, weil in
der Situation eines konkreten Beratungsbedarfs gera-
de ein Interesse der Anleger an einer bedarfsgerechten
sachlichen Werbung bestehen kann. Umstände, die
dafür sprechen könnten, dass die Entscheidungsfrei-
heit der angeschriebenen Anleger durch die Besonder-
heiten ihrer Situation oder durch die Art und Weise der
werblichen Ansprache beeinträchtigt gewesen wäre,
hat das Berufungsgericht nicht festgestellt. Sie sind
auch sonst nicht ersichtlich. So bestand für die Kom-
manditisten keine Situation, in der die Gefahr des Ver-
lustes erheblicher Vermögenswerte derart unmittelbar
gedroht hätte, dass eine überlegte und informations-
geleitete Entscheidung für oder gegen das Angebot
der Bekl. erheblich erschwert gewesen wäre.

Sachliches Schreiben

Das beanstandete Schreiben war schließlich in Form
und Inhalt sachlich abge-
fasst. Belästigende oder be-
drängende Elemente finden

sich dort ebenso wenig wie Gesichtspunkte, die mit der
Würde, Integrität und Unabhängigkeit des Berufsstan-
des des Rechtsanwalts nicht im Einklang stehen.
[24] 2. Das Berufungsurteil erweist sich auch nicht aus
anderen Gründen als richtig (§ 561 ZPO). Das Beru-
fungsgericht hat nicht festgestellt, dass die Angaben
in dem beanstandeten Schreiben irreführend gewesen
wären oder dass die Bekl. gezielt in die Beziehung des
Kl. zu seinen Mandanten eingegriffen hätte.
[25] III. Der Streitfall wirft keine entscheidungserhebli-
chen Fragen zur Auslegung des Unionsrechts auf, die
ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof
der Europäischen Union erfordern. Hinsichtlich der Aus-
legung der Richtlinie 2006/123/EG bestehen keine ver-
nünftigen Zweifel. Die Bestimmung des § 43b BRAO ist
– wie dargelegt – einer restriktiven Auslegung zugäng-
lich, die mit Art. 24 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2006/
123/EG im Einklang steht. Dementsprechend ist auch
keine Vorlage an den Gerichtshof der Europäischen Uni-
on veranlasst (vgl. EuGH, Urt. v. 6.10.1982 – 283/81,
Slg. 1982, 3415 = NJW 1983, 1257, 1258 – C.I.L.F.I.T.).
[26] IV. Das angefochtene Urteil ist danach aufzuhe-
ben. Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden,
weil das Berufungsurteil nur wegen der Anwendung
des Gesetzes auf den festgestellten Sachverhalt auf-
zuheben und die Sache nach diesem Sachverhalt zur
Endentscheidung reif ist (§ 563 Abs. 3 ZPO).

HINWEISE DER REDAKTION:
Zukünftig ist eine anwaltliche Einzelfallwerbung
stets sorgfältig daraufhin zu überprüfen, ob für
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potentielle Mandanten eine konkrete Gefahr der Be-
lästigung, Nötigung oder Überrumpelung besteht

und dadurch die Entscheidungsfreiheit der Umwor-
benen konkret beeinträchtigt sein könnte.

FACHANWALTSCHAFTEN
*LEITSATZ DER REDAKTION (ORIENTIERUNGSSATZ)

VORAUSSETZUNGEN FÜR DAS VORLIEGEN
EINES FALLES

FAO § 5

* 1. Ob mehrere Fälle als ein identischer Fall zu be-
handeln sind, hängt davon ab, ob bei verständiger
Würdigung aller Umstände von einem einheitlichen
Lebenssachverhalt auszugehen ist, der in mehrere
Fälle aufgespalten wurde, oder ob in sich geschlos-
sene, von anderen Sachverhalten deutlich unter-
scheidbare Lebenssachverhalte juristisch aufzuar-
beiten waren.
* 2. Bei der erstgenannten Konstellation liegt nur
ein Fall vor. Bei der letztgenannten Gestaltung sind
mehrere Fälle anzunehmen, wobei allerdings in der
Regel nicht alle mit dem Faktor „1“ gewichtet wer-
den können. Diese Grundsätze gelten auch bei
sog. „Serienfällen“.
* 3. „Serienfälle“ können – je nach Fallgestaltung –
unterschiedliche Fälle, aber auch nur einen ein-
zigen Fall darstellen.
* 4. Ist ein Fachanwaltsanwärter nur für einen ein-
zigen Mandanten tätig geworden, gegen den von
sechs Arbeitnehmern – in der Sache und in der
rechtlichen Begründung identische – Klagen auf
Feststellung der Fortgeltung eines Tarifvertrags

unter Anwendbarkeit bestimmter tarifrechtlicher
Bestimmungen erhoben worden sind, und hat der
Anwalt daraufhin sechs gleichlautende Erwide-
rungsschriften gefertigt, ist dies als ein zusammen-
gehörender Lebenssachverhalt zu werten.

BGH, Beschl. v. 25.9.2013 – AnwZ (Brfg) 52/12

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Mit Beschluss vom 20.4.2009 (BRAK-Mitt. 2009,
177) hat der BGH betont, dass in Fällen, in denen
sich einem Rechtsanwalt in unterschiedlichen Sach-
verhalten wiederholt dieselben erbrechtlichen Fragen
stellen, dies zwar zu einer Mindergewichtung der
Wiederholungsfälle führen könne, nicht aber dazu,
dass diese Fälle von vornherein nicht mehr als erb-
rechtliche Fälle anzusehen wären. Mit Urteil vom
8.4.2013 (BRAK-Mitt. 2013, 135) hat der BGH im
Anschluss an diese Entscheidung entschieden, dass
eine – auch erhebliche – Mindergewichtung vor-
zunehmen ist, wenn Wiederholungsfälle eng mit-
einander verknüpft sind, etwa weil Ihnen im Wesent-
lichen derselbe Lebenssachverhalt zugrunde liegt
oder sie Teil eines Verfahrensverbundes sind (vgl.
hierzu auch den kritischen Beitrag von Offermann-
Burckart, BRAK-Mitt. 2013, 94).

VERGÜTUNG
*LEITSATZ DER REDAKTION (ORIENTIERUNGSSATZ)

VERFAHRENSGEBÜHR BEI ANTRAG AUF
ZURÜCKWEISUNG DES RECHTSMITTELS VOR
DESSEN BEGRÜNDUNG

RVG § 2, § 13; RVG-VV Nr. 3200; ZPO § 91 Abs. 1
Satz 1 Halbsatz 2

Wird der Antrag auf Zurückweisung des Rechtsmit-
tels bereits vor Zustellung der Rechtsmittelbegrün-
dung gestellt, das Rechtsmittel aber dann begrün-

det, ist eine 1,6-fache Verfahrensgebühr nach
Nr. 3200 VV RVG unabhängig davon erstattungs-
fähig, ob das Verfahren später durch Rücknahme,
durch Sachentscheidung oder in sonstiger Weise
beendet wird (Abweichung von BGH, Beschl. v. 3.7.
2007 – VI ZB 21/06, NJW 2007, 3723 = BRAK-Mitt.
2007, 229).

BGH, Beschl. v. 23.10.2013 – V ZB 143/12

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de
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ZULASSUNG
*LEITSATZ DER REDAKTION (ORIENTIERUNGSSATZ)

ZULASSUNG ALS RECHTSANWALT BEIM BGH

BRAO §§ 164 ff.

* 1. Das Verfahren auf Zulassung als Rechtsanwalt
beim BGH ist ein gestuftes Verwaltungsverfahren.
* 2. Das Bundesministerium der Justiz ist bei seiner
Entscheidung über die Zulassung neuer Rechts-
anwälte bei dem BGH nicht an die vom Wahlaus-
schuss als angemessen angesehene Zahl von neuen
Rechtsanwälten gebunden. Insoweit können aus
der Wahlliste weniger oder bis zu doppelt so viele
Rechtsanwälte zugelassen werden, wie der Aus-
schuss für angemessen gehalten hat. Genauso wenig
besteht eine Bindung an die vom Wahlausschuss
für richtig gehaltene Reihenfolge der Kandidaten.
* 3. Dem Bundesministerium der Justiz stünde nur
dann kein Spielraum für sachlich gerechtfertigte zu-
sätzliche Zulassungen zu, wenn dies den Erforder-
nissen der Rechtspflege zuwiderlaufen würde, ins-
besondere damit die Gefahr eines ruinösen Wett-
bewerbs unter den Revisionsanwälten entstehen
könnte oder die auskömmliche Lebensgrundlage
der bereits beim BGH tätigen Anwälte bedroht wäre.
BGH, Beschl. v. 11.10.2013 – AnwZ 4/13

AUS DEN GRÜNDEN:
[1] I. Der Ast. gehört zu den 34 Kandidaten, die dem
Wahlausschuss für Rechtsanwälte bei dem BGH von
der BRAK und der RAK beim BGH vorgeschlagen wor-
den sind. Am 29.7.2013 fand die Wahl statt. Der Aus-
schuss entschied, dem Ag., der über die Zulassung als
Rechtsanwalt beim BGH entscheidet, insgesamt 16 Per-
sonen zu benennen; der Ast. wurde hierbei auf Platz 9
gewählt. Mit Schreiben v. 19.9.2013 teilte der Ag. dem
Ast. mit, dass er beabsichtige, die vom Ausschuss auf
die Plätze 1 bis 8 gewählten Personen als Rechts-
anwälte beim BGH zuzulassen; er werde deshalb dem
Zulassungsantrag des Ast. nicht entsprechen. Der Ast.
hat daraufhin Klage gegen die ablehnende Entschei-
dung des Ag. erhoben (AnwZ 3/13) und beantragt, im
Wege der einstweiligen Anordnung diesem zu unter-
sagen, vor Abschluss des Klageverfahrens die auf den
Plätzen 1 bis 8 der Wahlliste stehenden Personen als
Rechtsanwälte beim BGH zuzulassen.
[2] II. Der Antrag hat keinen Erfolg; es besteht kein An-
ordnungsgrund.
[3] 1. Nach § 112c Abs. 1 Satz 1 BRAO, § 123 Abs. 1
Satz 1 VwGO kann auf Antrag das Gericht eine einst-
weilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand
treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Ver-
änderung des bestehenden Zustands die Verwirk-
lichung eines Rechts des Ast. vereitelt oder wesentlich

erschwert werden könnte. An dieser Voraussetzung
fehlt es. Entgegen der Auffassung des Ast. ist ihm ein
Abwarten auf das Ergebnis der Hauptsache zumutbar.
Der Ast. kann auch nach der vom Ag. beabsichtigten
Zulassung der auf den Plätzen 1 bis 8 der Liste des
Wahlausschusses stehenden Rechtsanwälte sein Ziel
der Zulassung zum Rechtsanwalt beim BGH weiterver-
folgen. Insoweit ist die Situation anders als die bei der
Besetzung von Notarstellen, bei der durch die Ernen-
nung des Mitbewerbers auf eine ausgeschriebene
Stelle vollendete Tatsachen geschaffen werden – die
Bewerbung auf eine ausgeschriebene Notarstelle be-
zieht sich ausschließlich auf diese Stelle; wird diese be-
setzt, ist das durch Ausschreibung eingeleitete Verfah-
ren beendet; eine zusätzliche Stelle wäre wiederum
nach § 6, § 6b BNotO förmlich auszuschreiben und
nach für alle Bewerber gleichen Eignungsmaßstäben
zu besetzen – und deshalb etwaige Rechte des zu Un-
recht übergangenen Bewerbers ohne die Gewährung
einstweiligen Rechtsschutzes leerlaufen (vgl. zum No-
tarbestellungsverfahren BGH, Beschl. v. 28.11.2005 –
NotZ 18/05, BGHZ 165, 139, 142 f.; BVerfG, NJW
2006, 2395, 2396); eine vergleichbare Rechtslage
liegt hier nicht vor.

Gestuftes Verwal-
tungsverfahren

[4] 2. Das Verfahren auf Zulassung als Rechtsanwalt
beim BGH ist ein gestuftes
Verwaltungsverfahren (vgl.
Senat, Beschl. v. 18.2.2005
– AnwZ 3/03, BGHZ 162,

199, 204 = BRAK-Mitt. 2005, 190 und v. 11.9.2006 –
AnwZ 1/06, BGHZ 169, 77 Rdnr. 8 = BRAK-Mitt. 2007,
28). Die Entscheidung darüber, welche Bewerber dem
Wahlausschuss vorgeschlagen werden, obliegt der
BRAK sowie der RAK beim BGH (§ 166 BRAO). Aus de-
ren Vorschlagslisten benennt der Wahlausschuss dem
Bundesministerium der Justiz die doppelte Zahl von
Rechtsanwälten, die er für die Zulassung beim BGH
für angemessen hält (§ 168 Abs. 2 BRAO). Hierbei
steht dem Wahlausschuss ein gerichtlich nur einge-
schränkt überprüfbarer Beurteilungsspielraum sowohl
bezüglich der Angemessenheit der Zulassungen als
auch der Eignung der Bewerber im Rahmen der Bes-
tenauslese zu (vgl. Senat, Beschl. v. 18.2.2005, a.a.O.,
S. 207 f.; Beschl. v. 5.12.2006 – AnwZ 2/06, BGHZ
170, 137, Rdnr. 27, 39 m.w.N. = BRAK-Mitt. 2007,
77). Über die Zulassungen entscheidet dann das Bun-
desministerium der Justiz (§ 170 Abs. 1 BRAO). Dieses
ist an die Wahl des Ausschusses im Rahmen von § 164
BRAO gebunden. Danach kann als Rechtsanwalt beim
BGH zugelassen werden, wer durch den Wahlaus-
schuss benannt wird; dementsprechend sind auch nur
die Anträge dieser Personen der Mitteilung des Aus-
schussvorsitzenden an das Bundesministerium der Jus-
tiz beizufügen (§ 169 Abs. 2 BRAO). Der Wahlaus-
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schuss hat insoweit die Zulassung von 8 Rechtsanwäl-
ten als angemessen angesehen und dem Ag. deshalb
insgesamt 16 Personen benannt.

Keine Bindung an
Zahl neuer RAe
und Reihenfolge

Der Ag. ist aber bei seiner Entscheidung über die Zulas-
sung nicht an diese vom
Wahlausschuss als ange-
messen angesehene Zahl
von neuen Rechtsanwälten
gebunden; insoweit kön-

nen aus der Wahlliste weniger oder bis zu doppelt so
viele Rechtsanwälte zugelassen werden, wie der Aus-
schuss für angemessen gehalten hat (vgl. Senat, Beschl.
v. 11.9.2006, a.a.O., Rdnr. 16 ff.; siehe auch BVerfG,
NJW 2008, 1293, Rdnr. 38). Genauso wenig besteht
eine Bindung an die vom Wahlausschuss für richtig ge-
haltene Reihenfolge unter den Kandidaten (vgl. Senat,
Beschl. v. 11.9.2006, a.a.O., Rdnr. 14 f. und v. 5.12.
2006, a.a.O., Rdnr. 55). Hierbei sind die Entscheidun-
gen des Ag. wegen des auch insoweit bestehenden Be-
urteilungsspielraums ebenfalls gerichtlich nur einge-
schränkt überprüfbar (vgl. Senat, Beschl. v. 18.2.2005,
a.a.O., S. 200 und v. 11.9.2006, a.a.O., Rdnr. 15, 23).
[5] 3. Der Ag. darf allerdings die Zahl der Neuzulas-
sungen im Rahmen der Bewerberliste des Wahlaus-
schusses nicht nach Belieben festlegen. Nicht anders
als der Wahlausschuss in seiner Entscheidung nach
§ 168 Abs. 2 BRAO hat sich der Ag. bei der abschlie-
ßenden Festlegung der Zahl der zuzulassenden Rechts-
anwälte an den Bedürfnissen einer geordneten Rechts-
pflege zu orientieren. Er muss insoweit darauf achten,
dass einerseits eine ausreichende Versorgung der
Rechtsuchenden an revisionsanwaltlicher Beratung und
Vertretung garantiert ist, andererseits die bei dem BGH
singular zugelassenen Rechtsanwälte im Hinblick auf
ihre Berufsausübungsfreiheit, vor allem aber auch im
Hinblick auf die mit der Singularzulassung verfolgten
Interessen des Gemeinwohls ausreichende Möglich-
keiten revisionsanwaltlicher Betätigung haben. Dies
ändert aber nichts daran, dass der Ag. einen Beurtei-
lungsspielraum hat, innerhalb dessen er die heranzu-
ziehenden Gesichtspunkte in gewissem Umfang an-
ders gewichten kann als der Wahlausschuss. Dabei
kann er im Interesse der Rechtspflege etwa auch da-
rauf hinwirken, durch eine begrenzte Ausweitung der
vom Wahlausschuss für erforderlich gehaltenen Neu-
zulassungen weitere besonders qualifizierte Rechts-
anwälte für die Rechtsanwaltschaft bei dem BGH zu
gewinnen (vgl. Senat, Beschl. v. 11.9.2006, a.a.O.,
Rdnr. 22 f.). Das BVerfG hat in diesem Sinne zur Be-
grenzung der Zahl postulationsfähiger Prozessvertreter
beim BGH darauf hingewiesen, dass das im Allgemein-
interesse liegende gesetzgeberische Ziel, den Rechts-
anwälten beim BGH mit dem Ziel der Vermeidung von
Rechtsmitteln ohne hinreichende Erfolgsaussichten
eine Filterfunktion zuzuweisen, gefährdet wäre, wenn
so viele Rechtsanwälte zugelassen würden, dass hier-
durch ein ruinöser Wettbewerb unter den Revisions-

anwälten einsetzen würde. Außerdem erfordert das
Verhältnismäßigkeitsgebot mit Blick auf die verfas-
sungsrechtlich unbedenkliche beschränkte Postulati-
onsfähigkeit der Rechtsanwälte beim BGH, dass den
dadurch in ihrer beruflichen Betätigung erheblich ein-
geschränkten Rechtsanwälten trotz der gebotenen
Konzentration auf das Revisionsrecht ein Geschäfts-
anfall verbleibt, der ausreichend ist, damit ihre Berufs-
ausübung ihnen eine ihrer Stellung auskömmliche Le-
bensgrundlage ermöglicht (vgl. BVerfG, NJW 2008,
1293, Rdnr. 36), ungeachtet dessen, dass mit der Zu-
lassungsbeschränkung kein Schutz vor Konkurrenz zur
Sicherung einer besseren Einkommenssituation beab-
sichtigt ist (BVerfG, a.a.O., Rdnr. 42).

[6] 4. Vor diesem Hintergrund fehlt es im vorliegenden
Fall an einem Anordnungsgrund. Unterstellt man den
Vortrag des Ast. als zutreffend, wonach der Bedarf er-
heblich höher liegt, der Ag. seinen Beurteilungsspiel-
raum überschritten hat und die anhängige Klage Er-
folg haben wird, wäre es dem Ag. nicht unmöglich, zu-
sätzlich zu den bisher vorgesehenen und dann bereits
zugelassenen 8 Rechtsanwälten auch den Ast. zu be-
rücksichtigen. Hieran würde sich auch nichts ändern,
wenn sich der angenommene Bedarf von 8 Personen
zwar im Rahmen des Beurteilungsspielraums des Ag.
halten würde, aber dieser seinen Spielraum bei der
Auswahl der Kandidaten zum Nachteil des Ast. über-
schritten hätte. Für die mit der Berücksichtigung des
Ast. verbundene Abweichung vom angenommenen Be-
darf bestünde ein sachlicher Grund; hiermit würde –
neben der Beseitigung des dem Ast. widerfahrenen Un-
rechts – dem Anliegen Rechnung getragen, einen noch
besser und damit besonders geeigneten Rechtsanwalt
beim BGH zuzulassen, ein Aspekt, der im Rahmen des
Beurteilungsspielraums des Ag. Berücksichtigung fin-
den darf (vgl. nur Senat, Beschl. v. 11.9.2006, a.a.O.,
Rdnr. 23). Dem Ag. stünde nur dann kein Spielraum
für sachlich gerechtfertigte zusätzliche Zulassungen zu,
wenn dies den Erfordernissen der Rechtspflege zuwi-
derlaufen würde, insbesondere damit die Gefahr eines
ruinösen Wettbewerbs unter den Revisionsanwälten
entstehen könnte oder die auskömmliche Lebensgrund-
lage der bereits beim BGH tätigen Rechtsanwälte be-
droht wäre. Dafür spricht nach Auffassung des Senats
bislang nichts.

HINWEISE DER REDAKTION:
Mit Beschluss vom 25.6.2013 (BRAK-Mitt. 2013, 232)
hat der BGH entschieden, dass ein für die Wahl von
Rechtsanwälten beim Bundesgerichtshof vorgeschla-
gener Bewerber vor der Entscheidung des Wahlaus-
schusses kein Recht auf Einsicht in die ihn betreffen-
den Gutachten, seine Bewerberakte und die allgemei-
ne Verfahrensakte hat. Gem. § 167a Abs. 1 BRAO
steht einem Rechtsanwalt, der in die Vorschlagsliste
aufgenommen worden ist, jedoch das Recht zu, die
Protokolle des Wahlausschusses einzusehen.
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SONSTIGES
*LEITSATZ DER REDAKTION (ORIENTIERUNGSSATZ)

FREIE WAHL DES RECHTSANWALTS DURCH
DEN VERSICHERUNGSNEHMER

EWG-RL 344/87 Art. 4 Abs. 1 lit. a

1. Art. 4 Abs. 1 Buchst. A der Richtlinie 87/344
EWG des Rates vom 22. Juni 1987 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Rechtsschutzversicherung ist dahin auszulegen,
dass er dem entgegensteht, dass ein Rechtsschutz-
versicherer, der in seinen Versicherungsverträgen
festlegt, dass rechtlicher Beistand grundsätzlich
von seinen Mitarbeitern gewährt wird, sich darüber
hinaus ausbedingt, dass die Kosten für rechtlichen
Beistand durch einen vom Versicherungsnehmer
frei gewählten Rechtsanwalt oder Rechtsvertreter
nur dann übernahmefähig sind, wenn der Versiche-
rer der Ansicht ist, dass die Bearbeitung der Ange-
legenheit einem externen Rechtsvertreter übertra-
gen werden muss.

2. Für die Antwort auf die erste Frage ist nicht von
Bedeutung, ob nach nationalem Recht in dem be-
treffenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren
rechtlicher Beistand vorgeschrieben ist oder nicht.

EuGH, Urt. v. 7.11.2013 – C-442/12

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Mit Urteil vom 4.12.2013 (IV ZR 215/12, BRAK-Mitt.
2014, 42 – nachfolgend in diesem Heft) hat der
BGH entschieden, dass die durch § 127, § 129
VVG, § 3 Abs. 3 BRAO gewährleistete freie Anwalts-
wahl finanziellen Anreizen eines Versicherers in Be-
zug auf eine Anwaltsempfehlung nicht entgegen-
steht, wenn die Entscheidung über die Auswahl des
Rechtsanwalts beim Versicherungsnehmer liegt und
die Grenze des unzulässigen psychischen Drucks
nicht überschritten wird.

MIT ANWALTSEMPFEHLUNG VERBUNDENES
SCHADENFREIHEITSSYSTEM EINER RECHTS-
SCHUTZVERSICHERUNG

BRAO § 3 Abs. 3; VVG § 127 Abs. 1, § 129

Die durch § 127, § 129 VVG, § 3 Abs. 3 BRAO ge-
währleistete freie Anwaltswahl steht finanziellen
Anreizen eines Versicherers in Bezug auf eine An-
waltsempfehlung (hier: Schadenfreiheitssystem mit
variabler Selbstbeteiligung) nicht entgegen, wenn

die Entscheidung über die Auswahl des Rechts-
anwalts beim Versicherungsnehmer liegt und die
Grenze unzulässigen psychischen Drucks nicht
überschritten wird.
BGH, Urt. v. 4.12.2013 – IV ZR 215/12

AUS DEM TATBESTAND:
[1] Die Kl. – eine RAK – verlangt von dem beklagten
Rechtsschutzversicherer u.a., die Verwendung von Be-
stimmungen in seinen Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB
2009) zu unterlassen, die ein Schadenfreiheitssystem
mit variabler Selbstbeteiligung im Zusammenhang mit
einer Anwaltsempfehlung betreffen.
[6] Die Parteien streiten um die Rechtmäßigkeit der
Regelung des schadenfreien und des schadenbelaste-
ten Verlaufs i.S.d. ARB 2009.
[7] Deckungsanfragen beantwortet die Bekl. wie folgt:
„Es steht Ihnen frei, zur Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen in dieser Angelegenheit einen Rechtsanwalt
Ihrer Wahl zu beauftragen. Wir möchten Ihnen hierfür
die Kanzlei (Name der Kanzlei, Anschrift, Telefonnum-
mer, E-Mail-Adresse) empfehlen. Folgen Sie unserer An-
waltsempfehlung und beauftragen Sie die genannte
Kanzlei, entfällt die Rückstufung Ihrer Schadenfreiheits-
klasse. Dadurch vermeiden Sie eine höhere Selbstbetei-
ligung im nächsten Rechtsschutzfall.“
[10] Das LG (LG Bamberg, VersR 2011, 1515) hat die
auf Unterlassung und Erstattung vorgerichtlicher Ab-
mahnkosten gerichtete Klage abgewiesen, da die All-
gemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) der Bekl.
das Recht des Versicherungsnehmers auf freie Anwalts-
wahl nicht einschränkten und keine gravierende Ein-
flussnahme auf seine Auswahlentscheidung vorliege.

AUS DEN GRÜNDEN:
[13] Die Revision hat Erfolg.
[14] I. Nach Auffassung des Berufungsgerichts soll
das Recht auf freie Anwaltswahl jegliche Interessenkol-
lision von vornherein vermeiden. Die Einschränkung in
§ 127 Abs. 1 Satz 1 VVG, wonach sich die freie An-
waltswahl auf den Kreis der Rechtsanwälte be-
schränkt, deren Vergütung der Versicherer nach dem
Versicherungsvertrag trägt, berechtige den Versicherer
lediglich zu objektiven Leistungsbeschränkungen. Eine
solche liege nicht vor. Durch die Vertragsgestaltung
der Bekl. entgehe dem Versicherten, der sich gegen
die Wahl eines von der Bekl. empfohlenen Rechts-
anwalts entscheide, die hierfür in Aussicht gestellte Be-
lohnung, was von diesem als nachteilig empfunden
werde. Dies führe beim Versicherten zu einer unzulässi-
gen mittelbaren Beeinträchtigung des Rechts auf freie
Anwaltswahl, da § 127 VVG jede direkte oder indirekte
Einschränkung der freien Anwaltswahl verbiete.
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[15] II. Das hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand.
[20] 2. Das Berufungsgericht hat jedoch rechtsfehler-
haft angenommen, dass der Kl. die von ihr geltend ge-
machten Ansprüche zustehen. Mangels Verletzung des
Rechts auf freie Anwaltswahl kann die Kl. weder aus
§ 1, § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UKlaG, § 307 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 2 Nr. 1 BGB, § 127 Abs. 1, § 129 VVG (hierzu un-
ten a) noch aus § 8 Abs. 1, § 3 Nr. 2, § 3, § 4 Nr. 11
UWG, § 127, § 129 VVG und § 1, § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 UKlaG, § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB, § 3 Abs. 3
BRAO (hierzu unten b) Unterlassung verlangen.
[21] a) Zwar ist die Kl. anspruchsberechtigte Stelle
i.S.d. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UKlaG (vgl. BGH, Urt. v.
2.4.1998 – I ZR 4/96, GRUR 1998, 835 unter I). Eben-
so folgt aus einer Abweichung von halbzwingenden
Vorschriften des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG)
zum Nachteil des Versicherungsnehmers die für einen
Anspruch aus § 1 UKlaG erforderliche Unwirksamkeit
nach § 307 BGB (Senatsurt. v. 12.10.2011 – IV ZR
199/10, BGHZ 191, 159, Rdnr. 19). Die gem. § 129
VVG halbzwingende Norm des § 127 VVG ist aber
nicht verletzt. Die angegriffenen Bestimmungen in
§ 5a Abs. 5 ARB 2009 verstoßen nicht gegen das Recht
des Versicherungsnehmers auf freie Anwaltswahl.
[22] aa) Die zunächst vorzunehmende Auslegung der
streitgegenständlichen Klauseln ergibt, dass die Bekl.
entgegen der Ansicht der Kl. die Liste ihrer Partner-
anwälte nicht offenbaren muss und folglich dem Ver-
sicherungsnehmer hieraus auch keine Auswahl zu er-
möglichen braucht.
[23] Allgemeine Versicherungsbedingungen sind nach
gefestigter Rechtsprechung des Senats so auszulegen,
wie ein durchschnittlicher Versicherungsnehmer sie
bei verständiger Würdigung, aufmerksamer Durch-
sicht und Berücksichtigung des erkennbaren Sinn-
zusammenhangs verstehen muss. Dabei kommt es
auf die Verständnismöglichkeiten eines Versicherungs-
nehmers ohne versicherungsrechtliche Spezialkenntnis-
se und damit auch auf seine Interessen an (Senatsurt.
v. 19.12.2012 – IV ZR 21/11, VersR 2013, 354,
Rdnr. 11; v. 11.12.2002 – IV ZR 226/01, BGHZ 153,
182, 185 f.; v. 23.6.1993 – IV ZR 135/92, BGHZ 123,
83, 85 f.).
[24] § 5a Abs. 5a) bb) und b) bb) ARB 2009 knüpfen die
Fiktion der Schadenfreiheit und eines nicht schadenbe-
lasteten Verlaufs daran, dass „ein Rechtsanwalt aus
dem Kreis der aktuell vom Versicherer empfohlenen
Rechtsanwälte beauftragt wird“. Dem durchschnitt-
lichen Versicherungsnehmer erschließt sich aus den Be-
stimmungen über die Kostenerstattung in der Rechts-
schutzversicherung (vgl. § 5 Abs. 1 ARB 2009) zunächst,
dass der Versicherer primär keine Sachleistung erbringt,
sondern lediglich Kosten erstattet. Daher weiß der
durchschnittliche Versicherungsnehmer, dass er selbst
den Anwalt zu beauftragen hat. Dies bestätigen ihm
die streitgegenständlichen Klauseln ausdrücklich. Ihr
weitergehender Regelungsgehalt erschöpft sich darin –
für den Fall, dass der Versicherungsnehmer einen
Rechtsanwalt wählt, der aus dem Kreis der vom Ver-
sicherer empfohlenen Anwälte stammt – eine Schaden-

freiheit und einen nicht schadenbelasteten Verlauf zu
fingieren. Auf welche Art und Weise der Versicherungs-
nehmer informiert wird, damit dieser einen empfohlenen
Anwalt beauftragen kann, regeln die Klauseln dagegen
für ihn erkennbar nicht. Sie besagen nicht, dass der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer den Kreis aller Part-
neranwälte offenzulegen und dem Versicherungsnehmer
die Auswahl hieraus zu überlassen hätte. Die von den
Klauseln allein eröffnete Möglichkeit des Versicherungs-
nehmers zur Beeinflussung des Schadenfreiheitssystems
durch Mandatierung eines empfohlenen Anwalts be-
steht bereits, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer lediglich einen Rechtsanwalt nennt. Mit dieser
Information kann der Versicherungsnehmer entschei-
den, ob er den ihm benannten Anwalt beauftragen will
oder sich stattdessen einen anderen Anwalt suchen
möchte. Umgekehrt greift die Klausel auch ein, wenn
der Versicherungsnehmer – etwa auf Grund eines vor-
herigen Mandatsverhältnisses – einen auf der aktuellen
Empfehlungsliste des Versicherers befindlichen Rechts-
anwalt mandatiert, selbst wenn in der Deckungszusage
des Versicherers ein anderer Anwalt genannt worden
sein sollte. Daher wird der durchschnittliche Versiche-
rungsnehmer den angegriffenen Klauseln auch keine
weitergehenden Rechte wie etwa Ansprüche auf Offenle-
gung aller Partneranwälte des Versicherers entnehmen.

Anreizsystem nicht
grds. unzulässig

[25] bb) Die Freiheit der Anwaltswahl schließt nicht
jegliche Anreizsysteme des
Versicherers hinsichtlich
der vom Versicherungs-
nehmer zu treffenden Ent-

scheidung aus, welchen Rechtsanwalt er mandatiert.
[26] (1) Gem. § 127 Abs. 1 Satz 1 VVG ist der Ver-
sicherungsnehmer berechtigt, zu seiner Vertretung in
Gerichts- und Verwaltungsverfahren den Rechtsanwalt,
der seine Interessen wahrnehmen soll, aus dem Kreis
der Rechtsanwälte, deren Vergütung der Versicherer
nach dem Versicherungsvertrag trägt, frei zu wählen.
Dies bedeutet kein gesetzliches Recht des Versicherers,
den Rechtsanwalt auszuwählen, sondern eröffnet ihm
lediglich die Möglichkeit, allgemeine Kriterien des De-
ckungsumfangs herauszuarbeiten. Im Rahmen des so
festgelegten Leistungsumfangs steht dem Versiche-
rungsnehmer die Auswahl des Rechtsanwalts frei
(Hillmer-Möbius, Schwintowksi/Brömmelmeyer, VVG,
2. Aufl., § 127, Rdnr. 3). Nach § 127 Abs. 1 Satz 2
VVG gilt dies auch, wenn der Versicherungsnehmer
Rechtsschutz für die sonstige Wahrnehmung recht-
licher Interessen in Anspruch nehmen kann.
[27] (2) Nach richtlinienkonformer Auslegung des
§ 127 VVG ist die Freiheit der Anwaltswahl nicht mit
einem Verbot sämtlicher Anreizsysteme seitens des
Versicherers gleichzusetzen. Liegt die Entscheidung
über die Auswahl des Rechtsanwalts beim Versiche-
rungsnehmer, ist nach der maßgeblichen Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) eine un-
vollständige Deckung der Kosten zulässig, sofern die
freie Anwaltswahl nicht ausgehöhlt wird, d.h. die Be-
schränkung der Kostenübernahme eine angemessene
Wahl des Vertreters durch den Versicherungsnehmer
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nicht faktisch unmöglich macht. Durch somit grund-
sätzlich zulässige finanzielle Anreize wird die Anwalts-
wahl des Versicherungsnehmers erst unfrei, wenn die
Verbindung zwischen Anwaltswahl und finanziellem
Anreiz die Grenze des unzulässigen psychischen
Drucks überschreitet.
[28] (a) Die in § 127 VVG inhaltsgleich übernommene
(BR-Drucks. 707/06, S. 229) Vorschrift des § 158m
VVG a.F. ist im Zuge der Umsetzung der Richtlinie des
Rates v. 22.6.1987 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für die Rechtsschutzversiche-
rung (87/344/EW G – im Folgenden Rechtsschutzver-
sicherungsrichtlinie) in das VVG aufgenommen worden
(Schilasky, Einschränkungen der freien Rechtsanwalts-
wahl in der Rechtsschutzversicherung 1998, S. 176).
Die Rechtsschutzversicherung gehört damit zu den we-
nigen Bereichen des Versicherungsvertragsrechts, die
gemeinschaftsweit harmonisiert sind (Schauer, RdW
2009, 702). Nationale Umsetzungsnormen wie § 127
VVG sind bei ihrer Anwendung richtlinienkonform aus-
zulegen (EuGH, NJW 1994, 2473, Rdnr. 26).
[29] (b) Zur Vermeidung von Interessenkollisionen nach
Aufhebung der bis zum Inkrafttreten der Rechtsschutz-
versicherungsrichtlinie in Deutschland üblichen Sparten-
trennung muss neben organisatorischen Vorgaben (vgl.
hierzu Art. 3 der Rechtsschutzversicherungsrichtlinie)
nach Art. 4 der Rechtsschutzversicherungsrichtlinie die
freie Anwaltswahl in jedem Rechtsschutzversicherungs-
vertrag für die Vertretung in Gerichts- und Verwal-
tungsverfahren sowie bei der Entstehung konkreter Inte-
ressenkollisionen vorgesehen sein. § 158m VVG a.F.
diente der Umsetzung dieser Vorgaben. Wegen der in
Deutschland – anders als in anderen EU-Staaten – nicht
möglichen Eigenwahrnehmung der Interessen des Ver-
sicherungsnehmers durch den Versicherer wurde dabei
festgelegt, dass dem Versicherungsnehmer das Recht
auf freie Anwaltswahl nicht nur bei Gerichts- und Ver-
waltungsverfahren zu steht, sondern auch im Bereich
der außergerichtlichen Wahrnehmung (vgl. BT-Drucks.
11/6341, S. 37; Schilasky, a.a.O., S. 185).
[30] Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich, dass
§ 158m VVG a.F. allein der Richtlinienumsetzung die-
nen sollte. Es sollten über das EG-rechtlich seinerzeit
Gebotene hinaus nur einige, in diesem Zusammenhang
nicht interessierende Korrekturen der damaligen Ge-
setzeslage vorgenommen werden (BT-Drucks. 11/6341,
S. 19). Die Gesetzesbegründung betont, das Recht der
Rechtsschutzversicherung nicht umfassend regeln zu
wollen, sondern sich anlässlich der Umsetzung der
Richtlinie auf die dringendsten Regelungen zu be-
schränken (BT-Drucks. 11/6341, S. 34 f.). Deshalb kann
dem § 158m VVG a.F. keine über die Richtlinienumset-
zung hinaus gehende nationale Regelung zur Gewähr-
leistung der freien Anwaltswahl entnommen werden.
[31] (c) Der EuGH hat in zwei Leitentscheidungen den
inhaltlichen Rahmen dafür festgelegt, was die Rechts-
schutzversicherungsrichtlinie unter der Freiheit der An-
waltswahl versteht. Hierbei hat er klargestellt, dass
nicht jede Verbindung der Auswahl des Rechtsanwalts
durch den Versicherungsnehmer mit einer Beschrän-

kung der Kostenübernahme durch den Versicherer zu
einer Unfreiheit der Anwaltswahl führt.
[32] (aa) Die Entscheidung Eschig gegen Uniqa (NJW
2010, 355) betraf eine sog. „Massenschadenklausel“
in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen eines
österreichischen Versicherers (hierzu OGH, VersR
2010, 1625; Fenyves, ÖJZ 2010, 468 und Versiche-
rungsrundschau 2006, 22), nach welcher der Versiche-
rer in Versicherungsfällen mit einer Schädigung einer
größeren Anzahl von Versicherungsnehmern durch
dasselbe Ereignis den Rechtsvertreter des Versiche-
rungsnehmers selbst auswählen konnte. Das hat der
EuGH als Verstoß gegen Art. 4 Abs. 1 Buchst. a der
Rechtsschutzversicherungsrichtlinie angesehen: Nach
Art. 3 bis 5 der Rechtsschutzversicherungsrichtlinie ste-
he jedem Versicherungsnehmer die freie Wahl des
Rechtsvertreters innerhalb der in den einzelnen Arti-
keln festgelegten Grenzen allgemein und eigenständig
zu (EuGH, a.a.O., Rdnr. 46), dieses Recht sei in Ge-
richts- und Verwaltungsverfahren nicht an die Entste-
hung einer konkreten Interessenkollision geknüpft
(EuGH, a.a.O., Rdnr. 52, 58) und der Gemeinschafts-
gesetzgeber habe keine Ausnahmen für Massenschä-
den vorgesehen (EuGH, a.a.O., Rdnr. 60).
[33] (bb) In seiner späteren Entscheidung Stark gegen
D. A. S. (NJW 2011, 3077; bestätigt durch Urt. v.
7.11.2013 – C-442/12, Rdnr. 27) hat der EuGH deutlich
gemacht, dass Einschränkungen der Kostenübernahme
durch den Versicherer nicht zwangsläufig mit einer Be-
schränkung der freien Anwaltswahl des Versicherungs-
nehmers gleichzusetzen sind. In den zugrunde liegen-
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen eines ös-
terreichischen Versicherers war geregelt, dass sich das
Recht des Versicherungsnehmers auf freie Anwaltswahl
nur auf Personen bezieht, die ihren Kanzleisitz am Ort
des Gerichtes oder der Verwaltungsbehörde haben. Da-
rin liegt nach Ansicht des EuGH keine Verletzung des
Rechts auf freie Anwaltswahl: Der Deckungsumfang
für die mit dem Tätigwerden eines Rechtsvertreters ver-
bundenen Kosten sei in der Richtlinie nicht ausdrücklich
geregelt (EuGH, a.a.O., Rdnr. 32). Die Wahlfreiheit i.S.v.
Art. 4 Abs. 1 der Rechtsschutzversicherungsrichtlinie
gebe mithin keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten
vor, unter allen Umständen die vollständige Deckung
der im Rahmen der Vertretung eines Versicherungsneh-
mers entstandenen Kosten unabhängig vom Ort des
Kanzleisitzes zu gewährleisten, sofern die freie Anwalts-
wahl nicht ausgehöhlt werde. Letzteres sei anzuneh-
men, wenn die Beschränkung der Übernahme dieser
Kosten eine angemessene Wahl des Vertreters durch
den Versicherungsnehmer faktisch unmöglich mache.
Das zu prüfen, sei Sache der nationalen Gerichte
(EuGH, a.a.O., Rdnr. 33; vgl. auch Armbrüster, VuR
2012, 167, 168; Wendenburg, NJW 2011, 3064,
3066); einer Vorlage an den EuGH bedarf es daher
nicht (Art. 267 Abs. 3 AEUV).
[34] (d) Diese maßgeblichen Vorgaben des EuGH sind
durch die Gerichte der Mitgliedstaaten zu beachten.
Dabei kann zur streitgegenständlichen Frage, wann
die Grenze zur unzulässigen Verletzung der freien An-
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waltswahl überschritten wird, auch die einschlägige
Rechtsprechung in anderen Mitgliedstaaten, die die
Rechtsschutzversicherungsrichtlinie in ihr nationales
Recht überführt haben, eine Verständnishilfe sein.

[35] Ein überzeugender Ansatz ist insoweit dem – wenn
auch zeitlich vor den Entscheidungen des EuGH ergan-
genen – Urteil des Österreichischen Obersten Gerichts-
hofs (OGH) v. 22.5.2002 (VersR 2003, 1330; hierzu
Pichler, Österreichisches Anwaltsblatt 2008, 199,
200 f.) zu entnehmen. Die diesem Urteil zugrunde lie-
genden Allgemeinen Versicherungsbedingungen sahen
pro Versicherungsfall eine Selbstbeteiligung des Ver-
sicherungsnehmers von 20 % der Kosten, mindestens
3.000 Schilling (ca. 220 Euro) vor, die dann entfiel,
wenn der Versicherungsnehmer einen vom Versicherer
vorgeschlagenen Anwalt wählte. Der OGH hat diese
Klausel als Verstoß gegen das Art. 4 der Rechtsschutz-
versicherungsrichtlinie umsetzende nationale Recht
des § 158k Abs. 1 VersVG angesehen. Maßgebliches
Kriterium für eine fehlende Gesetzes- und Richtlini-
enkonformität sei, ob der dem Versicherungsnehmer
offerierte Vorteil des Wegfalls eines Selbstbehalts die
sachlich gerechtfertigte Grenze insofern überschreite,
als der Versicherungsnehmer wegen der Größe des an-
gebotenen Vorteils einem psychischen Zwang unterlie-
ge, von der freien Vertreterwahl jedenfalls nicht Ge-
brauch zu machen, um des ihm vom Versicherer dafür
angebotenen Vermögensvorteils nicht verlustig zu ge-
hen (OGH, a.a.O.). Diese Gefahr sei bei dem in Rede
stehenden Selbstbehalt von 20 % der Kosten – d.h. un-
ter Einschluss nicht nur der Kosten für den eigenen
Anwalt, sondern auch aller anderen Verfahrenskosten
– gegeben. Damit hat der OGH – durchaus i.S.d. Aus-
höhlungsgedankens in dem späteren EuGH-Urteil in
der Rechtssache Stark (a.a.O.) – entscheidend darauf
abgestellt, ob ungeachtet der verbleibenden Auswahl
des Rechtsanwalts die Verbindung zwischen Anwalts-
wahl und Selbstbehalt auf den Versicherungsnehmer
einen psychischen Zwang ausübt.

Unzulässigkeit erst
bei psychischem
Druck

[36] cc) Nach richtlinienkonformer Auslegung des
§ 127 VVG an Hand der
Vorgaben des EuGH und
unter Einbeziehung der
damit übereinstimmenden
vom OGH entwickelten

Grundsätze ist die Grenze zur Verletzung des Rechts
auf freie Anwaltswahl erst überschritten, wenn die streit-
gegenständliche Vertragsgestaltung einen unzulässi-
gen psychischen Druck zur Mandatierung des vom
Versicherer vorgeschlagenen Anwalts ausübt. Dies ist
unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Umstände
zu entscheiden. Dabei kann es keinen Unterschied ma-
chen, ob man den Verzicht auf eine Höherstufung bei
Befolgung der Anwaltsempfehlung begrifflich als Vor-
teil oder die andernfalls erfolgende Rückstufung als
Nachteil betrachtet; von der Vermeidung eines Nach-
teils kann die gleiche psychische Zwangswirkung wie
von einem Vorteil ausgehen. Maßgebend ist insoweit
insbesondere:

[37] (1) Bei der Wirkweise des Anreizes zur Befolgung
der Anwaltsempfehlung ist zu unterscheiden, ob sich
dieser bereits auf den aktuell zu regulierenden Rechts-
schutzfall auswirkt oder erst auf einen späteren. Mögli-
che Auswirkungen auf den – in der Regel nicht konkret
vorhersehbaren – nächsten Versicherungsfall setzen den
Versicherungsnehmer weniger unter Druck als finanziel-
le Konsequenzen für den momentan zu deckenden
Rechtsschutzfall. Unter diesem Gesichtspunkt ist die psy-
chische Einflussnahme durch die streitgegenständlichen
AVB eher gering, weil sich der gebotene Anreiz nicht
auf den aktuellen Rechtsschutzfall finanziell auswirkt.
[38] (2) Unter dem Aspekt der Dauerhaftigkeit der Aus-
wirkungen ist zu beurteilen, wie lange die Entscheidung
des Versicherungsnehmers in zeitlicher Hinsicht nach-
wirkt. Die psychische Beeinflussung ist umso geringer,
je kürzer sich der Verzicht auf den finanziellen Anreiz
auswirkt. Aus der maßgeblichen Sicht des durch-
schnittlichen Versicherungsnehmers erfolgt nach § 5a
Abs. 3a) ARB 2009 („Jährliche Besserstufung“) i.V.m.
der Tabelle in Abs. 6a) ARB 2009 auch in den SF-Klas-
sen M0 bis M6 eine bessere Einstufung, wenn der Ver-
trag während eines Versicherungsjahres schadenfrei
verlaufen ist. Dies bietet dem Versicherungsnehmer
die Möglichkeit, in angemessenem Zeitraum trotz sei-
nes Verzichts auf einen vom Versicherer empfohlenen
Anwalt in die gleiche Position wie ein Versicherungs-
nehmer zu kommen, der der Empfehlung des Versiche-
rers gefolgt ist.
[39] (3) Zur finanziellen Bedeutung des Anreizes als
weiteren bedeutsamen Umstand gilt, dass der psy-
chische Druck mit der Höhe des finanziellen Anreizes
steigt. Gleichzeitig ist jedoch zu beachten, dass auch
moderate Beträge im Zusammenspiel mit den anderen
o.g. Faktoren zu einer psychischen Zwangswirkung füh-
ren können. Insoweit vermag jedenfalls die hier in
Rede stehende finanzielle Größenordnung einer Rück-
stufung von maximal 150 Euro pro Schadenfall – unab-
hängig davon, ob man diese als gering bewertet oder
nicht – für sich genommen weder bereits eine unzuläs-
sige psychische Zwangswirkung auszuschließen noch
diese allein zu begründen.
[40] dd) Unter Berücksichtigung der so umschriebenen
richtlinienkonformen Auslegung hat das Berufungs-
gericht § 127 VVG zu Unrecht als verletzt angesehen.
[41] (1) Hier wird die Bedeutung des finanziellen An-
reizes in der Größenordnung einer Rückstufung von
maximal 150 Euro durch die Wirkungsweise des Anrei-
zes (keine Auswirkung auf die Regulierung des anste-
henden Rechtsschutzfalles, sondern nur auf den Selbst-
behalt für den nächsten Versicherungsfall) und die be-
grenzte Nachwirkung einer Entscheidung gegen den
Anreiz (durch Zeitablauf kann sich der Selbstbehalt
auf das Niveau eines Kunden, der der Empfehlung ge-
folgt ist, wieder absenken) so weit verringert, dass auf
den durchschnittlichen Versicherungsnehmer einer
Rechtsschutzversicherung kein rechtlich maßgeblicher
psychischer Zwang ausgeübt wird, den von der Bekl.
empfohlenen Anwalt zu mandatieren. Er mag der An-
waltsempfehlung des Versicherers der Einfachheit hal-
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ber oder mangels besseren Wissens um die Qualität
anderer Anwälte folgen. Eine rechtlich beachtliche
übermäßige Beeinflussung, nur wegen der Konsequen-
zen für den Selbstbehalt den vorgeschlagenen Anwalt
zu mandatieren, besteht jedoch nicht.
[42] (2) Die hiergegen gerichteten Einwände überzeu-
gen nicht.
[43] (a) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts
führt § 129 VVG nicht dazu, jede Einwirkung auf den
Versicherungsnehmer als unzulässige Verletzung des
Rechts auf freie Anwaltswahl zu betrachten. Richtig
ist zwar, dass durch den halbzwingenden Charakter
des § 127 VVG eine Verletzung des Rechts auf freie
Anwaltswahl – so sie denn vorliegt – nicht durch finan-
zielle Vorteile wie eine vergünstigte Prämie kompen-
siert werden kann. Das ergibt sich bereits daraus,
dass nach der Rechtsprechung des BGH im Rahmen
der Inhaltskontrolle nach § 307 BGB eine an sich gege-
bene unangemessene Benachteiligung nicht mit einem
vom Kunden zu zahlenden geringeren Preis gerechtfer-
tigt werden kann (BGH, Urt. v. 16.11.1992 – II ZR
184/91, BGHZ 120, 216, 226; v. 12.5.1980 – VII ZR
166/79, BGHZ 77, 126, 131; vgl. Klimke, Die halbzwin-
genden Vorschriften des VVG 2004, S. 86). Allerdings
ist damit nicht die vorgelagerte Frage beantwortet,
ob § 127 VVG verletzt ist. Eine nachteilige Abweichung
von halbzwingenden Vorschriften setzt zumindest vo-
raus, dass eine Vereinbarung den Versicherungsneh-
mer in irgendeiner Hinsicht schlechter stellt als das Ge-
setz (Klimke, a.a.O., S. 28). Dazu muss ihm eine Rechts-
position entzogen werden, die ihm durch die halbzwin-
gende gesetzliche Regelung eingeräumt werden soll
(Klimke, a.a.O.). Hinsichtlich des Rechts auf freie An-
waltswahl ist dies nach den vorstehenden Ausführun-
gen so lange nicht anzunehmen, wie der Versiche-
rungsnehmer den Anwalt selbst auswählen kann und
seine Entscheidung keinem unzulässigen psychischen
Druck ausgesetzt ist.
[44] (b) Es gibt ferner keinen Widerspruch zur Entschei-
dung des BGH v. 26.10.1989 – I ZR 242/87, BGHZ
109, 153. Dort wurde es als Verstoß gegen § 242 BGB
und § 1 UWG angesehen, dass ein Mieterverein gegen-
über dem Versicherer aus einem Gruppenversicherungs-
vertrag das Recht für sich in Anspruch nahm, für seine
Mitglieder den Rechtsanwalt zu benennen: Dadurch
werde dem Versicherten das Recht zur Anwaltswahl ge-
nommen. Soweit in dieser Entscheidung ausgeführt ist,
dass das persönliche Vertrauensverhältnis des Mandan-
ten zu seinem Anwalt die sachliche Grundlage des
Mandatsverhältnisses bilde und die Anwaltswahl des-
halb grundsätzlich auch nur von dem in seinen Interes-
sen betroffenen Rechtssuchenden selbst wahrgenom-
men werden könne, sind diese Grundsätze hier ge-
wahrt. Da der Versicherungsnehmer die Auswahl des
Rechtsanwalts selbst trifft und dabei keinem maßgeb-
lichen psychischen Zwang ausgesetzt ist, bleibt das
persönliche Vertrauen des Versicherungsnehmers zu
seinem Anwalt Grundlage des Mandatsverhältnisses.
[45] (c) Solange nach den zuvor dargestellten Grund-
sätzen das Recht des Versicherungsnehmers auf freie

Anwaltswahl unangetastet bleibt, ergibt sich auch kei-
ne Verschlechterung der Situation des Versicherungs-
nehmers im Hinblick auf einen möglichen Interessen-
konflikt zwischen dem Wunsch des Versicherungsneh-
mers nach Durchsetzung seiner Rechte und dem
Interesse des Versicherers an einer kostengünstigen
Regulierung (vgl. zum Interessenkonflikt in der Rechts-
schutzversicherung BGH, Urt. v. 20.2.1961 – II ZR
139/59, NJW 1961, 1113 unter II 3 und BT-Drucks.
16/3655, S. 51).

[46] (d) Soweit die Kl. in den Gebührenvereinbarungen
zwischen der Bekl. und deren Partneranwälten finan-
zielle Nachteile für die betroffenen Anwälte erkennt,
übersieht sie, dass es in der vom Senat zu beurteilen-
den Vertragsbeziehung allein um das Verhältnis zwi-
schen Versicherer und Versicherungsnehmer geht.
Dessen Interessen aus dem Versicherungsvertrag sind
tangiert, wenn der Versicherer einen Partneranwalt
empfiehlt, der dem Versicherungsnehmer eine schlech-
tere Leistung als die durch das Mandatsverhältnis ge-
schuldete erbringt. Zwar ist es nicht generell aus-
zuschließen, dass Vorgaben einer Gebührenverein-
barung zwischen Versicherer und Anwalt in eine
unzureichende Geschäftsbesorgung des Anwalts für
den Versicherungsnehmer umschlagen können. Nach
dem Sachvortrag der Kl. ist dies hier jedoch nicht anzu-
nehmen. Insbesondere lassen die von der Kl. auf-
gezeigten Abschläge in der Honorierung der Partner-
anwälte der Bekl. für sich genommen nicht den Schluss
auf eine unzureichende Geschäftsbesorgung für den
Versicherungsnehmer zu.

[47] b) Da das Recht auf freie Anwaltswahl durch die
in Rede stehenden Klauseln nicht berührt wird, schei-
den auch Unterlassungsansprüche gem. § 8 Abs. 1, 3
Nr. 2, § 3, § 4 Nr. 11 UWG, § 127, § 129 VVG und
§ 1, § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UKlaG, § 307 Abs. 1
Satz 1 BGB, § 3 Abs. 3 BRAO aus.

[48] aa) Nach § 3, § 4 Nr. 11 UW G handelt unlauter,
wer einer gesetzlichen Vorschrift zuwiderhandelt, die
auch dazu bestimmt ist, im Interesse der Marktteilneh-
mer das Marktverhalten zu regeln. Es kann dahinste-
hen, ob es sich bei den Bestimmungen der § 127,
§ 129 VVG um gesetzliche Vorschriften i.S.d. § 4 Nr. 11
UWG handelt, da jedenfalls die von der Kl. geltend ge-
machte Verletzung des § 127 VVG nicht besteht.

[49] bb) Gem. § 3 Abs. 3 BRAO hat jedermann im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften das Recht, sich in
Rechtsangelegenheiten aller Art durch einen Rechts-
anwalt seiner Wahl beraten und vor Gerichten, Schieds-
gerichten oder Behörden vertreten zu lassen. Dieses
Wahlrecht wird – ebenso wie das aus § 127 VVG –
nicht durch das streitge genständliche Schadenfreiheits-
system der Bekl. in rechtlich erheblicher Weise berührt.

[50] III. Die Entscheidung des Berufungsgerichts stellt
sich nicht aus anderen Gründen als richtig dar.

[51] 1. Die Voraussetzungen eines Unterlassungs-
anspruchs aus § 1, § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UKlaG,
§ 307 Abs. 1 Satz 1 BGB sind nicht gegeben.
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Keine unangemesse-
ne Benachteiligung

[52] Es besteht keine unangemessene Benachteiligung
entgegen dem Gebot von
Treu und Glauben. Diese
setzt voraus, dass der Ver-
wender durch einseitige

Vertragsgestaltung missbräuchlich eigene Interessen
auf Kosten seines Vertragspartners durchzusetzen ver-
sucht, ohne von vornherein auch dessen Belange hin-
reichend zu berücksichtigen und ihm einen angemesse-
nen Ausgleich zuzugestehen (Senatsurt. v. 10.10.2012
– IV ZR 10/11, VersR 2013, 46, Rdnr. 42 m.w.N.). Die
Anwendung dieses Maßstabs erfordert eine Ermittlung
und Abwägung der wechselseitigen Interessen (Senats-
urt. v. 10.10.2012, a.a.O.). Da nach den o.g. Grundsät-
zen eine Verletzung des Rechts auf freie Anwaltswahl
ausscheidet, besteht unter diesem Gesichtspunkt auch
keine unangemessene Benachteiligung des Versiche-
rungsnehmers. Ebenso führen – entgegen der Ansicht
der Kl. – die Honorarabschläge in den Gebührenver-
einbarungen der Bekl. mit ihren Partneranwälten nicht
dazu, dass der Versicherungsnehmer unangemessen
benachteiligt wird; wie ebenfalls zuvor dargelegt ist
nach dem Vorbringen der Kl. hier nicht ersichtlich,
dass dies zu einer unzureichenden Geschäftsbesorgung
für den Versicherungsnehmer führt.

Keine
Intransparenz

[53] 2. Die Kl. kann mangels Intransparenz nicht gem.
§ 1, § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 UKlaG, § 307 Abs. 1
Satz 1 und 2 BGB Unter-
lassung verlangen.

[54] Anders als die Kl. meint, ist die Formulierung,
nach der Schadenfreiheit gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer aus dem „Kreis der aktuell vom Versicherer
empfohlenen Rechtsanwälte“ einen Anwalt beauftragt,
nicht deshalb intransparent, weil offen gelassen wird,
ob sich der Begriff „aktuell“ auf den Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses oder den des Rechtsschutzfalles be-
zieht. Dem um Verständnis bemühten durchschnitt-
lichen Versicherungsnehmer erschließt sich, dass hier-
bei der Versicherungsfall maßgeblich ist, da sich für
ihn die Frage der Mandatierung eines Anwalts erst zu
diesem Zeitpunkt stellt. Es entspräche auch nicht sei-
nen Interessen, der Anwaltsempfehlung statt der im
Deckungsfall aktuellen eine bei länger zurückliegen-
dem Vertragsschluss unter Umständen schon mehrere
Jahre alte Liste zu Grunde zu legen. Ebenso wenig ent-
hält die Klausel ein einseitiges Leistungsbestimmungs-
recht der Bekl., da in den AVB die Leistungen des Ver-
sicherers im Einzelnen vertraglich festgelegt sind.
Schließlich macht das streitgegenständliche Bedin-
gungswerk hinreichend deutlich, welche wirtschaftli-
chen Vor- und Nachteile (vgl. Senatsurt. v. 10.10.2012
– IV ZR 10/11, VersR 2013, 46, Rdnr. 75 ff.; v. 24.3.
1999 – IV ZR 90/98, BGHZ 141, 137, 143) für den Ver-
sicherungsnehmer im Schadenfreiheitssystem der Bekl.
mit der Anwaltsempfehlung verbunden sind.

[55] 3. Die Voraussetzungen für einen Unterlassungs-
anspruch aus § 8 Abs. 1, 3 Nr. 2, § 3, § 4 Nr. 1 UWG
sind nicht erfüllt.

[56] Nach dem festgestellten Sachverhalt, der weitere
Feststellungen nicht erwarten lässt und deshalb eine
Zurückverweisung an das Berufungsgericht erübrigt,
führen die in Rede stehenden Regelungen jedenfalls
nicht zu einer unangemessenen unsachlichen Beein-
trächtigung, die in ihrer Intensität der Ausübung von
Druck in menschenverachtender Weise vergleichbar
ist. Der von der Bekl. in Aussicht gestellte finanzielle
Vor- oder Nachteil ist nicht geeignet, die Rationalität
der Entscheidung des Versicherungsnehmers für oder
gegen die Beauftragung eines von der Bekl. empfohle-
nen Anwalts vollständig in den Hintergrund treten zu
lassen (vgl. BGH, Urt. v. 24.6.2010 – I ZR 182/08,
GRUR 2010, 850, Rdnr. 13; v. 29.10.2009 – I ZR
180/07, GRUR 2010, 455, Rdnr. 17 jeweils m.w.N.).
Ebenso wenig ist das Schadenfreiheitssystem der Bekl.
ein unverhältnismäßiges Hindernis nicht vertraglicher
Art, mit dem die Ausübung der vertraglichen Rechte
des Verbrauchers verhindert werden soll. Schließlich
ist die von der Kl. herangezogene Fallgruppe der Beein-
flussung von Verkaufsförderern (vgl. hierzu BGH, Urt.
v. 24.6.2010 – I ZR 182/08, GRUR 2010, 850,
Rdnr. 16 ff. und v. 2.7.2009 – I ZR 147/06, GRUR
2009, 969, Rdnr. 10 ff.) nicht einschlägig, da hier der
Versicherer eine Empfehlung abgibt und es nicht um
seine Beeinflussung durch Personen außerhalb des Ver-
sicherungsvertragsverhältnisses geht.
[57] 4. Ein Unterlassungsanspruch aus § 8 Abs. 1, 3
Nr. 2, § 3, § 4 Nr. 4 UWG besteht nicht.
[58] Ohne Rechtsfehler hat das LG die – vom Beru-
fungsgericht offen gelassene – Frage eines Verstoßes
gegen diese Bestimmung mit der Begründung verneint,
dass es sich bei den beanstandeten Regelungen nicht
um Verkaufsförderungsmaßnahmen wie Preisnachläs-
se, Zugaben oder Geschenke handelt und zudem deren
Inhalt für jeden aufmerksamen informierten Versiche-
rungsnehmer klar und verständlich ist. Da keine wei-
teren Feststellungen zu erwarten sind, kann der Senat
die Frage selbst in Übereinstimmung mit dem LG be-
antworten.
[59] 5. Weitere Ansprüche im Zusammenhang mit dem
Vortrag der Kl., dass die Bekl. bei Empfehlung eines
Anwalts, der eine Gebührenvereinbarung mit ihr unter-
hält, auch finanzielle Vorteile erzielt und den Versiche-
rungsnehmer hierüber im Unklaren lässt, sind nicht
Gegenstand des Verfahrens geworden.

NÖTIGUNG DURCH ANWALTLICHES
MAHNSCHREIBEN

StGB § 240 Abs. 1 bis 3; StPO § 111i Abs. 2, § 260
Abs. 4

1. Zur Nötigung durch ein anwaltliches Mahn-
schreiben.
2. …
3. …
BGH, Urt. v. 5.9.2013 – 1 StR 162/13
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AUS DEN GRÜNDEN:
[1] Der Angeklagte wurde wegen versuchter Nötigung
in zwei Fällen und wegen versuchter Steuerhinterzie-
hung zu einer zur Bewährung ausgesetzten Gesamt-
freiheitsstrafe von einem Jahr und zwei Monaten ver-
urteilt. Zudem wurde festgestellt, dass hinsichtlich eines
Geldbetrages i.H.v. 139.690,33 Euro wegen entgegen-
stehender Ansprüche Verletzter nicht auf den Verfall
von Wertersatz erkannt werden konnte (§ 111i Abs. 2
StPO). Die auf die näher ausgeführte Sachrüge gestütz-
te Revision des Angeklagten bleibt ohne Erfolg (§ 349
Abs. 2 StPO). Dies bedarf der näheren Ausführung
nur zu einigen Aspekten des Schuldspruchs wegen ver-
suchter Nötigung sowie zu einigen Aspekten der Fest-
stellung nach § 111i Abs. 2 StPO.

[3] 1. Zu den Betrügereien des gesondert verfolgten
Ö.:

[4] Ab März 2009 hatte der gesondert verfolgte Ö.
den Gewinnspieleintragungsdienst „e.“ über die von
ihm in der Schweiz gegründete T. AG vertrieben, wobei
diese sich externer – überwiegend in der Türkei ansässi-
ger – Call-Center bediente. Auch die Verträge wurden
in näher bezeichneter Weise telefonisch abgeschlossen;
hierbei erteilten die Kunden auch die Ermächtigung
zum Lastschrifteinzug. Eine Eintragung der Kunden
als Teilnehmer an Gewinnspielen erfolgte nicht. Gleich-
wohl ließ Ö. die Teilnehmerbeiträge bei den Kunden
mittels des Lastschriftverfahrens einziehen.

[5] Nachdem es bei immer mehr Kunden aus unter-
schiedlichen Gründen zu Rücklastschriften gekommen
war, wollte Ö. diese Kunden durch ein Anwaltsschrei-
ben so einschüchtern, dass sie die in Wahrheit unbe-
rechtigten Forderungen bezahlten.

[6] Außerdem hatte Ö. Rücklastschriften aus einem an-
derweit vertriebenen „Gewinneintragungsprodukt“ na-
mens „w.“ angekauft. Er ging dabei davon aus, dass
auch hier die Kunden tatsächlich nicht bei Gewinnspie-
len eingetragen worden waren. Anhaltspunkte dafür,
dass er sich insoweit geirrt hätte, sind nicht ersichtlich.

[7] 2. Verabredung zwischen Ö. und dem Angeklagten:

[8] Ö. konnte den damals als Syndikus tätigen Ange-
klagten als „Inkassoanwalt“ für das „Masseninkasso“
gewinnen, nachdem er ihm Inhalt und Vertriebssystem
der Gewinnspieleintragungsdienste erläutert hatte.

[9] Ö. und der Angeklagte vereinbarten im Wesentli-
chen Folgendes:

[10] Der Angeklagte sollte je ein Mahnschreiben an
die Kunden von „e.“ und an die „Rücklastschriftkunden“
von „w.“ entwerfen. Ö. würde den jeweiligen Entwurf
anschließend um die betreffenden Kundendaten ergän-
zen und dann als individualisierte Anschreiben an die
Kunden von „e.“ und „w.“ versenden lassen. Schreiben
von Kunden sollte der Angeklagte beantworten; soweit
diese sich beschwerten, „kündigten“ oder Strafanzeige
erstatteten, sollte er ohne weitere Rücksprache diesen
etwa bereits früher geleistete Zahlungen zurückerstat-
ten. Kunden, die nicht zahlten, sollten keinesfalls ver-
klagt oder angezeigt werden.

[11] Wie viel Geld der Angeklagte für seine Tätigkeit –
zur Ermöglichung von Steuerhinterziehung im Wesent-
lichen in bar – erhalten sollte, sollte letztlich von der
Höhe der eingehenden Zahlungen abhängig sein. Wei-
tere Einzelheiten wurden nicht festgelegt.
[13] 3. Zu den einzelnen „Mahnaktionen“:
[14] a) Erste „Mahnaktion“ (Tat Ziffer II.1 der Urteils-
gründe):
[15] Abredegemäß entwarf der Angeklagte je ein Mahn-
schreiben an die Kunden von „e.“ und an die Kunden
von „w.“.
[16] (1) Mahnschreiben „e.“:
[17] Der Entwurf des Angeklagten für die Kunden von
„e.“ lautet auszugsweise wie folgt:

„Sehr geehrter Herr/Frau […],
hierdurch zeige ich an, die rechtlichen Interessen der
T.… zu vertreten.
Meine Mandantin ist Inhaberin der Forderung … aus
der … Dienstleistung „e.“ … Die telefonische Auftrags-
erteilung durch Sie … wurde … aufgezeichnet und Sie
wurden … für eine Vielzahl von Gewinnspielen ange-
meldet; die vereinbarte Leistung wurde erbracht.
Leider hat meine Mandantin feststellen müssen, dass
das vereinbarte Entgelt nicht von Ihrem Konto einge-
zogen werden konnte, obwohl Sie im Rahmen der Auf-
tragserteilung eine Einzugsermächtigung erteilt hatten
…
Ich bin nunmehr mit der Durchsetzung der berechtig-
ten Forderung gegen Sie beauftragt worden; dies wer-
de ich konsequent tun.
Da Sie sich bereits in Verzug befinden, stellt meine
Mandantin das gesamte, für die verbleibende Restlauf-
zeit des Vertrages vereinbarte Entgelt gemäß der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen fällig und Sie haben
zusätzlich auch die Kosten meiner Inanspruchnahme
zu tragen. Damit ergibt sich die folgende Gesamtforde-
rung:

Hauptforderung: 95,70 Euro

Gebührenforderung:

1,3 Gebühr gem. Nr. 2300 VV RVG 32,50 Euro
Post- u. Telekomm.-Entgelte gem. Nr. 7200 VV RVG 6,50 Euro

Summe Gebühren: 39,00 Euro

Rücklast-/Auskunfts-/Mahnkosten meiner Mandantin: 8,50 Euro

Gesamtforderung: 143,20 Euro

Ich fordere Sie hiermit auf, die obige Gesamtforderung
hier eingehend bis spätestens zum […] auf mein (…)
Konto zu überweisen. (…)
Nach fruchtlosem Ablauf obiger Frist wird meine Man-
dantin ihre Forderung – ohne weitere Ankündigung –
gerichtlich geltend machen; hierdurch würden Ihnen
ganz erhebliche zusätzliche Kosten und Unannehmlich-
keiten entstehen. So würde im Rahmen einer gericht-
lichen Auseinandersetzung auch öffentlich, dass Sie
vereinbarungsgemäß auch zu Gewinnspielen nicht ju-
gendfreien Inhalts angemeldet wurden.
Die möglichen Folgen einer gerichtlichen Auseinander-
setzung können von Negativeinträgen bei bekannten
Kreditauskunfteien bis hin zu Konten- und Gehaltspfän-
dungen reichen. Dies alles lässt sich vermeiden, wenn
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Sie nun Ihren vertraglichen Verpflichtungen nachkom-
men und Zahlung leisten.
Sollte die obige Gesamtforderung von Ihnen dennoch
nicht fristgerecht gezahlt werden, behält sich meine
Mandantin darüber hinaus vor, den Sachverhalt der
zuständigen Staatsanwaltschaft zur Überprüfung we-
gen des Verdachts eines Betruges vorzulegen.
(…) Hochachtungsvoll
A. Rechtsanwalt
– maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig –“.
[18] Das in dem Entwurf genannte Konto hatte der An-
geklagte eigens für Zahlungseingänge der Kunden von
„e.“ eingerichtet.
[19] (2) Mahnschreiben „w.“:
[20] Der Entwurf des Angeklagten für die Kunden von
„w.“ stimmte weitgehend mit dem Entwurf des Schrei-
bens von „e.“ überein, auch hinsichtlich der geltend ge-
machten Geldbeträge. Lediglich der Hinweis auf die
Teilnahme an „Gewinnspielen nicht jugendfreien In-
halts“ war hier entfallen. Außerdem war ein anderes
– ebenfalls eigens hierfür eingerichtetes – Konto ange-
geben.
[21] (3) Abwicklung:
[22] Insgesamt ließ Ö. ab dem 9.6.2009 bis Mitte Juli
2009 8.873 Briefe an Kunden von „e.“ und „w.“ versen-
den, was insgesamt zu einem Geldeingang i.H.v.
190.940,97 Euro auf den vom Angeklagten eingerich-
teten Konten führte. Es ist jedoch nicht sicher, ob die
Kunden „nur aufgrund der Androhung mit einer Straf-
anzeige und nicht schon aufgrund des Drucks eines an-
waltlichen Mahnschreibens gezahlt haben“.
[23] b) Zweite „Mahnaktion“ (Tat Ziffer II. 2 der Ur-
teilsgründe):
[24] Der Erfolg der ersten „Mahnaktion“ veranlasste Ö.
zu einer weiteren, im Ablauf identischen, aber noch
umfangreicheren zweiten „Mahnaktion“.
[25] Er hatte hierfür die Schweizer Gesellschaft U. AG
gegründet. Diese kaufte Forderungen von insgesamt
drei Firmen aus behaupteten Gewinnspieleintragungen
gegen „Rücklastschriftkunden“. Eine dieser Firmen ge-
hörte Ö. selbst; an einer weiteren Firma war er hälftig
beteiligt. Hinsichtlich der Eintragung dieser Kunden für
Gewinnspiele verhielt es sich ebenso wie im Falle der
angekauften Forderungen von „w.“.
[26] Anfang November 2009 fertigte der Angeklagte
auf Anforderung von Ö. den Entwurf eines Mahnschrei-
bens an diese „Rücklastschriftkunden“.
[27] Dieser Entwurf stimmte mit dem für „w.“ erstell-
ten Entwurf im Wesentlichen überein. Abweichungen
ergaben sich zur Höhe der Hauptforderung; außerdem
war auch hier ein vom Angeklagten ebenfalls neu ein-
gerichtetes Konto angegeben.
[28] Der weitere Ablauf entspricht dem Ablauf der ers-
ten „Mahnaktion“. Unter dem 18.11.2009 wurden
Mahnschreiben an insgesamt 34.000 „Rücklastschrift-
kunden“ verschickt. Dies führte zum Eingang von ins-
gesamt 667.715,09 Euro auf dem neuen Konto. Auch
hinsichtlich des Grundes der Überweisungen gilt das-
selbe wie bei der ersten „Mahnaktion“.
[29] 4. Weitere Geldbewegungen:

[30] a) Mit den Geldern, die auf den für die „Mahn-
aktionen“ eingerichteten (insgesamt also drei) Konten
eingegangen waren, geschah zunächst Folgendes:
[31] Insgesamt überwies der Angeklagte auf ein Konto
der Firma T. AG 167.157,20 Euro und auf ein Konto
der U. AG des Ö. 645.000 Euro. An Kunden, die sich
beschwert hatten, überwies der Angeklagte deren frü-
here Zahlungen von insgesamt 6.808,53 Euro zurück.
[32] Auf sein eigenes Privatkonto transferierte der An-
geklagte insgesamt 38.702,88 Euro. Nachdem zwei
der für die Mahnaktionen eingerichteten Konten auf-
gelöst wurden, weil die Bank diese gekündigt hatte,
flossen dem Angeklagten auch die dort noch vorhan-
denen Restguthaben i.H.v. insgesamt 987,45 Euro zu.
[33] b) Außerdem erhielt der Angeklagte Ende 2009
von Ö. in der Schweiz (mindestens) 100.000 Euro in bar.
[34] Im Zuge der Mahnaktionen flossen dem Ange-
klagten also dauerhaft insgesamt 139.690,33 Euro
zu, ohne dass eine Abrechnung erfolgt wäre.
[35] 5. Zu den Vorstellungen des Angeklagten:
[36] Der Angeklagte hatte es als „pfiffig“ empfunden,
dass Ö. durch die Einschaltung in der Türkei ansässi-
ger Call-Center – so die Auffassung des Angeklagten
– die „deutschen Vorschriften des unlauteren Wett-
bewerbs“ umgangen hätte.
[37] Er hielt es für möglich, dass Ö. die Mahnschrei-
ben an alle Kunden versenden würde, bei denen es zu
einer Rücklastschrift gekommen war, also auch an sol-
che, die die Lastschrift von sich aus rückgängig ge-
macht hatten. Er nahm dabei an, dass die Kunden
u.a. wegen der telefonischen Akquise ein „jederzeitiges
Widerrufsrecht nach § 312 BGB“ hätten.
[38] Dies war nach der Auffassung des Angeklagten
der Grund dafür, dass bei Strafanzeigen, Beschwerden
und „Kündigungen“ durch die Kunden bereits geleis-
tete Zahlungen zurückerstattet werden sollten, wäh-
rend Kunden, die nicht bezahlten, entgegen der Andro-
hung in den Mahnschreiben keinesfalls verklagt oder
angezeigt werden sollten.
[39] Die Strafkammer konnte nicht feststellen, dass
der Angeklagte zu irgendeinem Zeitpunkt wusste,
dass die Forderungen trotz unterbliebener Eintragung
der Kunden in die Gewinnspiele und damit betrüge-
risch geltend gemacht wurden. Daran änderte sich
auch nichts, nachdem der Angeklagte im weiteren Ver-
lauf schon kurz nach Versendung der ersten Mahn-
schreiben im Juni 2009 von Strafanzeigen gegen die
T. AG erfuhr und er Beschwerdeschreiben von Kunden
erhielt, die geltend machten, dass sie den Vertrag
schon zuvor „widerrufen“ hätten.
[40] II. Die Strafkammer hat diese Feststellungen, so-
weit hier von Interesse, wie folgt rechtlich gewürdigt:
[41] 1. Durch die Ankündigung in den Mahnschreiben,
ggf. behalte sich seine Mandantin die Einschaltung der
Staatsanwaltschaft zur Überprüfung des Betrugsver-
dachts – also eine Strafanzeige – vor, habe der Ange-
klagte mit einem empfindlichen Übel gedroht. Er habe
damit, so bringt die Strafkammer in der Sache zum
Ausdruck, nicht etwa nur ein von ihm unbeeinflusstes
mögliches Verhalten seiner Mandantin angekündigt;
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vielmehr habe er aus der Sicht eines verständigen Le-
sers vorgegeben, Einfluss auf diese Entscheidung der
Mandantin zu haben, zumal er in den Schreiben auch
ankündigte, er werde die rechtlichen Interessen seiner
Mandantin konsequent durchsetzen.
[42] Auch wenn der Angeklagte vom Kern der Betrüge-
reien des Ö. keine Kenntnis gehabt habe, folge die Ver-
werflichkeit seines Verhaltens (§ 240 Abs. 2 StGB) aus
seinen tatsächlichen und rechtlichen Vorstellungen
beim Abfassen der Mahnschreiben. Da der Grund der
Zahlung im Einzelfall nicht genau feststellbar sei (vgl.
oben A.I.3.a.3. und A.I.3.b.), sei nur von Versuch aus-
zugehen.
[44] B. Der Schuldspruch wegen versuchter Nötigung
enthält keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Ange-
klagten.

Versuchte Nötigung

[45] 1. Zu Recht hat die Strafkammer den Hinweis des
Angeklagten, seine Man-
dantin behalte sich im
Falle der Nichtzahlung die

Erstattung einer Strafanzeige vor, als (versuchte) Nöti-
gung i.S.v. § 240 StGB gewertet.
[46] Eine Nötigung setzt voraus, dass mit einem Übel
(a.) gedroht wird (b.), wobei das Übel empfindlich
sein muss (c.). Außerdem muss die Androhung des
Übels zu dem angestrebten Zweck gem. § 240 Abs. 2
StGB als verwerflich anzusehen sein (d.).
[47] a) Bei einem Übel handelt es sich um eine künfti-
ge nachteilige Veränderung der Außenwelt (vgl. Fi-
scher, StGB, 60. Aufl., § 240, Rdnr. 32; Toepel, NK-
StGB, 4. Aufl., § 240, Rdnr. 103). Dies trifft für eine
Strafanzeige zu, weil daraus zumindest ein Ermittlungs-
verfahren mit seinen vielfältigen nachteiligen Folgen
erwachsen kann (vgl. Kudlich/Melloh, JuS 2005, 912;
weitere Nachweise bei Sinn, MüKo-StGB, 2. Aufl.,
§ 240, Rdnr. 78).
[48] b) Der Täter droht mit einem Übel, wenn er (sei es
zutreffend oder nicht) behauptet, er habe auf dessen
Eintritt Einfluss (vgl. BGH, Urt. v. 29.11.2011 – 1 StR
287/11; zusammenfassend Fischer, a.a.O., Rdnr. 31
m.w.N.). Soll das Übel von einem Dritten verwirklicht
werden, muss er also die Vorstellung erwecken wollen,
er könne den Dritten in der angekündigten Richtung
beeinflussen und wolle dies für den Fall der Verweige-
rung des verlangten Verhaltens auch tun (vgl. BGH,
Beschl. v. 2.12.2008 – 3 StR 203/08, NStZ 2009, 692,
693; Träger/Altvater, LK-StGB, 11. Aufl., § 240,
Rdnr. 56; insoweit vergleichbar zur Erpressung BGH,
Beschl. v. 17.8.2006 – 3 StR 238/06, NStZ-RR 2007,
16; Urt. v. 18.1.1955 – 2 StR 284/54, BGHSt 7, 197,
198 jew. m.w.N.). Andernfalls läge lediglich eine nicht
von § 240 StGB erfasste Warnung vor (vgl. BGH,
Beschl. v. 2.12.2008 – 3 StR 203/08, NStZ 2009, 692,
693; Urt. v. 17.1.1957 – 4 StR 393/56, NJW 1957,
596, 598).
[49] Allerdings kann eine scheinbare Warnung eine
Drohung enthalten (Vogel, LK-StGB, 12. Aufl., § 253,
Rdnr. 8). Die Abgrenzung von Warnung und Drohung
ist ebenso aus der Sicht des Empfängers zu bestimmen
wie die Frage, ob das, was angekündigt ist, ein emp-

findliches Übel ist (vgl. hierzu BGH, Urt. v. 29.11.
2011 – 1 StR 287/11; Vogel, a.a.O., Rdnr. 7).
[50] Der Angeklagte hat in dem Schreiben mitgeteilt,
die rechtlichen Interessen der Mandantin würden nun-
mehr von ihm wahrgenommen. Die Forderung der
Mandantin sei berechtigt und er werde sie konsequent
durchsetzen. Zahlungen seien auf sein Konto zu leis-
ten. Dieser Gesamtzusammenhang des Briefes ergibt,
dass der Angeklagte mit der von ihm gewählten For-
mulierung, die „Mandantin“ behalte sich die Erstat-
tung einer Strafanzeige vor, zwar vordergründig ledig-
lich gewarnt hat, aber dennoch hinreichend deutlich
zum Ausdruck gebracht hat, er habe auf die Erstat-
tung einer Strafanzeige maßgeblichen Einfluss. Daher
ist nicht ersichtlich, dass die Strafkammer mit der An-
nahme, der Angeklagte habe sich selbst Einfluss auf
die Erstattung einer Strafanzeige zugeschrieben, die
Grenzen möglicher tatrichterlicher Auslegung über-
schritten haben könnte (vgl. speziell zur Ankündigung
eines Rechtsanwalts, der Mandant werde Strafanzeige
erstatten Kudlich/Melloh, JuS 2005, 912, Fn. 4).
[51] c) Empfindlich i.S.v. § 240 Abs. 1 StGB ist ein an-
gedrohtes Übel, wenn der in Aussicht gestellte Nach-
teil so erheblich ist, dass seine Ankündigung den Be-
drohten i.S.d. Täterverlangens motivieren kann (vgl.
Fischer, a.a.O., § 240, Rdnr. 32a m.w.N.).

Androhung einer
Strafanzeige

[52] Die Androhung einer Strafanzeige ist im Grund-
satz geeignet, den Bedroh-
ten zur Begleichung gel-
tend gemachter Geldforde-
rungen zu motivieren.

[53] Besonderheiten des Einzelfalls, die dazu führten,
dass die Empfindlichkeit des Übels – auch unter Be-
rücksichtigung normativer Gesichtspunkte – gleich-
wohl zu verneinen wäre, sind hier nicht zu erkennen.
[54] Derartige Besonderheiten können insbesondere
dann vorliegen, wenn und soweit gerade von dem Be-
drohten in seiner (häufig: beruflichen) Lage erwartet
werden kann, dass er der Drohung in besonnener
Selbstbehauptung standhält (BGH, Beschl. v. 28.1.1992
– 5 StR 4/92, NStZ 1992, 278 [Bedrohung eines Vor-
gesetzten mit der Aufdeckung angeblicher Straftaten
Untergebener]; BGH, Urt. v. 28.1.1976 – 2 StR 696/75,
NJW 1976, 760 [Bedrohung eines Beamten mit einer
Dienstaufsichtsbeschwerde]; in vergleichbarem Sinne
[zu § 105 StGB] auch BGH, Urt. v. 23.11.1983 – 3 StR
256/83, BGHSt 32, 165, 174; vgl. auch Horn/Wolters,
SK-StGB, 59. Lfg., § 240, Rdnr. 10).
[55] Vergleichbare Besonderheiten liegen hier nicht
vor. Die Empfänger der Schreiben befanden sich in kei-
ner Lage, die das Gewicht der Bedrohung mit einer ge-
gen sie gerichteten Strafanzeige verringern könnte.
Vielmehr erlangte für sie die Drohung durch das
Mahnschreiben eines Rechtsanwalts ein besonderes
Gewicht, wie dies auch beabsichtigt war. Ebenso wie
die Position des Bedrohten das Gewicht einer Drohung
mindern kann, kann es sich – wie hier – durch die be-
rufliche Stellung des Drohenden erhöhen.
[56] Der Senat teilt auch nicht die Auffassung der Re-
vision, wonach hier deshalb nicht mit einem empfindli-
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chen Übel gedroht sei, weil Verbraucher ein „besonde-
res Interesse“ daran hätten, sich einem Straf- oder Zi-
vilverfahren zu stellen, in dem es um die von ihnen be-
strittene Inanspruchnahme von Leistungen geht (so
missverständlich OLG Karlsruhe, NStZ-RR 1996, 296
[unter Hinweis auf BGH, Beschl. v. 28.1.1992 – 5 StR
4/92, NStZ 1992, 278] für einen Streit über die Inan-
spruchnahme von Leistungen aus Telefonsexverträgen).
Ein derartiger Rechts- oder Erfahrungssatz besteht
nicht.
[57] d) Rechtswidrig i.S.v. § 240 Abs. 2 StGB ist die An-
drohung eines Übels, wenn sie im Verhältnis zum je-
weilig angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen
ist.

Sozial unverträglich

[58] (1) Dies ist dann der Fall, wenn die Verquickung
von Mittel und Zweck mit
den Grundsätzen eines ge-
ordneten Zusammenlebens

unvereinbar ist, sie also „sozial unerträglich“ ist (so
schon BGH, Beschl. v. 19.6.1963 – 4 StR 132/63,
BGHSt 18, 389, 391; vgl. auch Träger/Altvater, LK-
StGB, 11. Aufl., § 240, Rdnr. 69, 86; die in diesem Zu-
sammenhang auch verwendete, inhaltlich identische
Formulierung, wonach verwerflich sei, was „nach richti-
gem allgemeinem Urteil sittlich zu missbilligen“ sei,
geht auf noch ältere Rechtsprechung [BGH, Großer Se-
nat für Strafsachen, Beschl. v. 18.3.1952 – GSSt 2/51,
BGHSt 2, 194, 196] zurück).
[59] (2) Die Besonderheit des vorliegenden Falles be-
steht darin, dass die objektive Lage und die Kenntnis
des Angeklagten auseinanderfielen.
[60] Objektiv hat der Angeklagte Ö. darin unterstützt,
Geld für nicht erfolgte Eintragungen in Gewinnspiele
einzutreiben. Es bedarf keiner Darlegung, dass dies
im aufgezeigten Sinne verwerflich ist.
[61] Demgegenüber hat die Strafkammer aber nicht
festgestellt, dass der Angeklagte Betrügereien oder
sonstiges unseriöses Gebaren von Ö. für möglich hielt.
[62] Wäre nicht schon bei dem Sachverhalt, den der
Angeklagte sich vorstellte, die Drohung mit der Straf-
anzeige als verwerflich anzusehen, läge letztlich ein
Tatbestandsirrtum vor, der den Vorsatz ausschließt
(vgl. schon BGH, Urt. v. 30.4.1953 – 3 StR 674/52,
LM § 240 StGB Nr. 3; Toepel, a.a.O., § 240, Rdnr. 195).
[63] So verhält es sich hier nicht.
[64] aa) Wie dargelegt, gingen die Vereinbarungen
zwischen Ö. und dem Angeklagten dahin, jede Befas-
sung von Staatsanwaltschaft und/oder Gericht mit
den Vorgängen zu vermeiden. Eigene Ansprüche soll-
ten dort nicht geltend gemacht, geltend gemachte An-
sprüche von Kunden sollten ohne Weiteres umgehend
voll erfüllt werden.
[65] Dies kann den Angeklagten jedenfalls nicht in der
Auffassung bestärkt haben, die Forderungen Ö. seien
ordnungsgemäß zustande gekommen, sondern belegt,
dass ihm die zivilrechtlichen Beziehungen zwischen Ö.
und seinen Kunden gleichgültig waren. Dem ent-
spricht, dass Kundenbeschwerden ohne irgendeine
Überprüfung immer Erfolg hatten. Da aber diese zivil-
rechtlichen Beziehungen von der Frage, ob und inwie-

weit sich die Kunden in irgendeiner Weise strafbar ge-
macht haben können, nicht zu trennen ist, war ihm
auch dies gleichgültig. Hierauf hebt die Strafkammer
zu Recht ab. Es ist auch nicht ersichtlich, dass die
Strafkammer eine gebotene Erörterung gegenläufiger
Gesichtspunkte (vgl. BGH, Urt. v. 29.11.2011 – 1 StR
287/11) unterlassen hätte. Vielmehr verfasste er auch
dann noch weitere, im Kern unveränderte Entwürfe, die
er Ö. uneingeschränkt zur Verfügung stellte, nachdem
die erwarteten Beschwerdeschreiben von Kunden und
Strafanzeigen kurz nach Versendung der ersten Mahn-
schreiben im Juni 2009 eingegangen waren.
[66] bb) Ebenso wenig ist unter diesen Umständen er-
sichtlich, dass die Strafkammer gehalten gewesen wä-
re, aus den nur schwer nachvollziehbaren rechtlichen
Erwägungen des Angeklagten (sie gingen von Haustür-
widerrufsgeschäften aus, obwohl Fernabsatzverträge
vorlagen) auf Vorstellungen des Angeklagten zu schlie-
ßen, die – träfen sie zu – sein Verhalten nicht als ver-
werflich erscheinen ließen.
[67] cc) Dies gilt auch, soweit die Revision geltend
macht, die Strafkammer hätte näher bezeichnete Mög-
lichkeiten von rechtlichen Detailüberlegungen des An-
geklagten über formale Fragen des Widerrufsrechts er-
wägen müssen.
[68] Naheliegende und damit erörterungsbedürftige
Möglichkeiten zeigt sie damit nicht auf (vgl. BGH,
Beschl. v. 25.9.2012 – 1 StR 407/12, wistra 2013, 67,
68).
[69] Vielmehr hat der Angeklagte es Ö. ermöglicht,
seine Berufsbezeichnung als Anwalt einzusetzen, um
dadurch generell die Position der Adressaten als fak-
tisch aussichtslos erscheinen zu lassen. Letztlich sollten
auf diese Weise juristische Laien durch die Autorität ei-
nes Organs der Rechtspflege zur Hinnahme der nur
scheinbar vom Angeklagten stammenden Wertungen
veranlasst werden. Der Angeklagte wollte, dass sie
sich lediglich noch vor die Wahl gestellt sahen, entwe-
der – als kleineres Übel – die Forderungen des Ö. so-
fort zu erfüllen, ohne dass es aus seiner Sicht darauf
ankam, ob die Forderungen berechtigt waren oder
nicht, oder andernfalls mit größeren Übeln rechnen zu
müssen (vgl. hierzu schon OLG Karlsruhe, Die Justiz
1981, 212, 213). Dies waren neben einer zivilrecht-
lichen Verurteilung, Konten- und Gehaltspfändungen,
Negativeinträgen in Kreditauskunfteien und – teilweise
– einer öffentlichen Erörterung der Teilnahme an Ge-
winnspielen „nicht jugendfreien Inhalts“ auch die Er-
stattung einer Strafanzeige wegen Betruges.
[70] dd) Auf dieser Grundlage hat die Strafkammer
die Verquickung von Mittel und Zweck im Ergebnis zu-
treffend als verwerflich i.S.v. § 240 Abs. 2 StGB bewer-
tet.
[71] Angesichts der Eindeutigkeit dieses Ergebnisses
(vgl. allgemein zur revisionsrechtlichen Bedeutung ein-
deutiger Ergebnisse BGH, Urt. v. 4.6.2013 – 1 StR
32/13, NJW 2013, 2530, 2536; Urt. v. 14.3.2003 – 2
StR 239/02, NStZ 2003, 657) können die weiteren
von der Strafkammer noch angestellten Erwägungen
(z.B. zur gesonderten Geltendmachung von als nicht
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gerechtfertigt bewerteten Anwaltsgebühren) ebenso
auf sich beruhen wie das hiergegen gerichtete Vorbrin-
gen der Revision.
[72] 2. Es beschwert den Angeklagten nicht, dass er le-
diglich wegen versuchter Nötigung verurteilt wurde.
Die Strafkammer hat offenbar daraus, dass es im
Strafprozess keinen Beweis des ersten Anscheins gibt
(st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urt. v. 28.10.2010 – 4 StR
285/10 m.w.N.), gefolgert, dass die Kausalität der
Drohung für die Zahlung nur festzustellen sei, wenn
hierüber bei jedem einzelnen Kunden – und damit ins-
gesamt in nicht leistbarem Umfang (vgl. BGH, Beschl.
v. 2.11.2010 – 1 StR 544/09, NStZ 2011, 294, 295
m.w.N.) – Beweis erhoben würde (zur sachgerechten
Handhabung derartiger Fälle, auch schon im Ermitt-
lungsverfahren, vgl. BGH, Beschl. v. 6.2.2013 – 1 StR
263/12, NStZ 2013, 422, 423 f.).

ANMERKUNG:
Die Entscheidung setzt mehrere wichtige Signale:
1. Während der Gesetzgeber erst vor kurzem den
Versuch unternommen hat, unseriöse Geschäftsprak-
tiken – u.a. sog. Gewinnspiel-Eintragungsdienste und
Missbrauch im Zusammenhang mit Inkassodienstleis-
tungen – mit überwiegend zivilrechtlichen Mitteln ein-
zudämmen (Gesetz gegen unseriöse Geschäftsprakti-
ken vom 1.10.2013, BGBl. I, 3714), zeigen die Gerich-
te, dass das vorhandene strafrechtliche Instrumenta-
rium nicht nur ausreichend, sondern auch in beson-
derem Maße geeignet ist, derartige Ziele zu erreichen
(dazu bereits Möller, K & R 9/2012, Editorial). Unsys-
tematische Eingriffe in bestehende Kodifikationen,
wie etwa der neu geschaffene § 675 Abs. 3 BGB, wo-
nach Verträge, welche die Anmeldung oder Registrie-
rung zu Gewinnspielen zum Gegenstand haben, einem
Textformerfordernis unterliegen, erscheinen dem-
gegenüber nicht nur ungeeignet, sondern sie gefähr-
den die Konsistenz und Glaubwürdigkeit der Rechts-
ordnung. Durch die grundsätzliche Anerkennung
und Regelung eines entsprechenden Vertragstypus
kann letztlich sogar eine Förderung entsprechender
Geschäftsmodelle bewirkt werden (dazu die Stellung-
nahme Nr. 5/2013 der BRAK, abrufbar unter www.
brak.de).
2. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte genießen
zwar – zu Recht – gewisse Privilegien, sie stehen je-
doch nicht außerhalb der (Straf-) Rechtsordnung. An-
waltsprivilegien bestehen nicht um ihrer selbst willen,
sondern zum Schutze übergeordneter Ziele der Allge-
meinheit. Sie schützen den Anwalt nicht vor der Sank-
tionierung eines offensichtlichen Missbrauches seiner
Stellung als Organ der Rechtspflege. Der Einsatz der
anwaltlichen Autorität wirkt zwar per se weder straf-
begründend noch strafschärfend, kann es jedoch
durchaus rechtfertigen, eine ausgesprochene Dro-
hung als empfindliches Übel i.S.d. § 240 StGB zu qua-
lifizieren (Rdnr. 55 der vorstehenden Entscheidung).
3. Die Entscheidung stellt keine Bedrohung für die be-
rufliche Tätigkeit der gewissenhaft arbeitenden Mehr-
heit von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten dar.

Insbesondere darf auch zukünftig bei der Geltendma-
chung zivilrechtlicher Ansprüche in geeigneten Fällen
mit der Erstattung einer Strafanzeige gedroht wer-
den, ohne dass zugleich der Vorwurf der Nötigung er-
hoben werden wird. Eine solche Drohung wird nur
dann als verwerflich und damit rechtswidrig i.S.d.
§ 240 Abs. 2 StGB anzusehen sein, wenn dem Rechts-
anwalt einerseits bekannt ist, dass tatsächlich in kei-
nem Fall die Erstattung einer Strafanzeige beabsich-
tigt ist und zum anderen die von ihm geltend gemach-
ten Ansprüche zumindest teilweise nicht bestehen
(können).
4. Beteiligt sich eine Rechtsanwältin oder ein Rechts-
anwalt an einem strafbaren Geschäftsmodell, so
muss er sich nicht nur strafrechtlich, sondern auch
zivilrechtlich der Verantwortung stellen. Während die
Kontrolle der Mandatsbearbeitung mit wettbewerbs-
rechtlichen Mitteln nach der jüngsten Rechtspre-
chung des I. Zivilsenats (BGH, BRAK-Mitt. 2013, 234
– Standardisierte Mandatsbearbeitung) nicht mehr
in Betracht kommt, weil es insofern an dem Merkmal
der geschäftlichen Handlung fehlen soll, steht der
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen der
Geschädigten auch gegen den sich an einer rechts-
widrigen Tat beteiligenden Rechtsanwalt nichts ent-
gegen. Das AG Karlsruhe hat im Jahr 2009 eine
Rechtsanwältin zur Erstattung gegnerischer Anwalts-
kosten verurteilt, weil diese im Namen einer im Aus-
land ansässigen Gesellschaft massenweise nicht be-
stehende Forderungen geltend gemacht hat (vgl.
Möller, EWiR 2010, 17).

Rechtsanwalt Dr. Mirko Möller, LL.M., Dortmund

ZUGANG ZU EINEM GERICHTLICHEN
TELEFONVERZEICHNIS

BRAO § 1, § 2, § 3; GG Art. 2 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1;
IFG NRW § 4, § 9; DSG NRW § 3, § 16

1. Erfolgreiche Klage eines Rechtsanwalts auf Zu-
gang zu einem gerichtlichen Telefonverzeichnis.

* 2. Zur Annahme eines rechtlichen Interesses i.S.d.
§ 9 Abs. 1e IFG NRW sind nicht der Nachweis und
die gerichtliche Überprüfung erforderlich, dass die
Kenntnis eines gerichtlichen Telefonverzeichnisses
für einen Rechtsanwalt zur Verfolgung von Rechten
oder zur Abwehr von Ansprüchen erforderlich ist.

* 3. Dass Richter mit dem anrufenden Beteiligten
keine Erörterungen ohne Verletzung des rechtlichen
Gehörs führen, haben sie kraft ihrer richterlichen
Kompetenz selbst im Auge. Dafür bedarf es einer
von der Gerichtsleitung durchgeführten Verknap-
pung direkter Gespräche mit Rechtsanwälten durch
die diskrete Behandlung einer Telefonliste nicht.

VG Aachen, Urt. v. 17.7.2013 – 8 K 532/11

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de
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Neue Entwicklungen im Vertragsarztrecht 2014

21.3.2014, Heusenstamm, DAI-Ausbildungscenter
Rhein/Main

Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Aktuelle Entwicklung Energetische Gebäudesanierung
im Miet- und WEG-Recht

22.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

Sozialrecht

Gleichbehandlungsrecht und die Behindertenrechts-
konvention im Sozialrecht

19.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

Steuerrecht

Jahresarbeitstagung Steuerrecht

28.3.2014–29.3.2014, Berlin, InterContinental Hotel
Berlin

Unternehmensnachfolge

3.4.2014–5.4.2014, München, Hotel Vier Jahreszeiten
Kempinski München

Strafrecht

Effektive Strafverteidigung – Schwerpunkt: Beweis-
antragsrecht

28.3.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter

Transport- und Speditionsrecht

Neuere Entwicklungen und Strategien im Transport-
und Speditionsrecht – Teil 1

19.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

Verkehrsrecht

Praxisprobleme und aktuelle Entwicklungen im Fahr-
erlaubnisrecht – das neue Fahreignungsregister (FAER)

14.3.2014, Heusenstamm, DAI-Ausbildungscenter
Rhein/Main

Versicherungsrecht

Aktuelle Rechtsprechung zum Personenversicherungs-
recht: Schwerpunkt Lebensversicherung und Berufs-
unfähigkeit

20.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

Verwaltungsrecht

Update öffentliches Baurecht

15.3.2014, Berlin, DAI-Ausbildungscenter

21.3.2014, Bochum, DAI-Ausbildungscenter

VERANSTALTUNG

24. JAHRESTAGUNG DER INTER-PACIFIC BAR
ASSOCIATION UND KONFERENZ

Datum: 8.–11.5.2014

Ort: Vancouver Convention Centre, Vancouver,
Canada

Das Thema der Konferenz ist „Nachhaltigkeit in einer
endlichen Welt.“

Weitere Informationen: www.ipba2014.com.

PERSONALIA

REGINA WEIHRAUCH-WÜSTENHAGEN VERSTORBEN

Am 13. Dezember 2013 verstarb die ehemalige Prä-
sidentin der RAK Braunschweig Rechtsanwältin und
Notarin a.D. Regina Weihrauch-Wüstenhagen.

Rechtsanwältin Weihrauch-Wüstenhagen hatte ehren-
amtlich 10 Jahre als Mitglied des Niedersächsischen
Landesjustizprüfungsamtes im 2. Staatsexamen ge-
prüft und war 12 Jahre Mitglied im Vorstand der
Rechtsanwaltskammer des Oberlandesgerichtsbezirks

AKTUELLE HINWEISE | BRAK-MITTEILUNGEN 1/2014

IX

(Fortsetzung von S. VIII)

(Fortsetzung S. XI)

PERSONALIA

weiter bilden

Informieren, qualifizieren, profitieren –
ihre notwendigen Fachseminare buchen
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und
Juristen am liebsten nur bei einer ersten
Adresse www.otto-schmidt.de
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Braunschweig gewesen, zuletzt als Präsidentin der
Rechtsanwaltskammer (13.3.1999 bis 1.11.2000).

PRÄSIDENTENWECHSEL BEI DER RAK FRANKFURT

Im Anschluss an die Kammerversammlung hat der neu
gewählte Vorstand der RAK Frankfurt am 16.11.2013
Rechtsanwalt Dr. Michael Griem, Frankfurt, zum neuen
Präsidenten der RAK Frankfurt gewählt. Griem gehört
dem Vorstand der Kammer bereits seit 1997 und
dem Präsidium seit 2001 an.
Das weitere Präsidium der RAK Frankfurt setzt sich wie
folgt zusammen:
• Hans-Christian Hauck, Frankfurt, Vizepräsident
• Dr. Wulf Albach, Darmstadt, Schriftführer und Vize-

präsident
• Eckart C. Hild, Frankfurt, Vizepräsident
• Hans-Peter Benckendorff, Frankfurt, Schatzmeister

und Vizepräsident
• Lothar Thür, Frankfurt, Vizepräsident.

LESERBRIEF

LESERBRIEF ZU VAN BÜHREN, BRAK-MITT. 2013, 255FF.

Kollege Dr. van Bühren ist nicht als besonderer Freund
der Rechtschutzversicherungen bekannt und weist sich
auch mit seinem aktuellen Beitrag mit vollem Recht als
deren kundiger Kritiker aus. In einem Punkt ist aber so-
gar er viel zu verständnisvoll bis nachgiebig: er kon-
zediert auf der letzten Seite (258) den „Kostendruck
der Rechtschutzversicherer“. Dazu einmal ganz banal
folgende Überlegung: die Rechtschutzversicherung ist,
anerkanntermaßen, eine Form der Schadenversiche-

rung. Die Schadensquoten – Aufwendungen für Ver-
sicherungsfälle in Relation zu den Versicherungsbeiträ-
gen – betrugen im Jahre 2012
– in der Kfz-Haftpflicht: 95,4 %
– in der sonstigen Kfz-Versicherung: gut 92 %
– in den Bereichen Industrie/Gewerbe/Landwirtschaft:

knapp 85 %
– und in der Rechtschutzversicherung: gerade 70 % …

(Quelle: Gesamtverband der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft e.V. (Hrsg.), Statistisches Taschen-
buch der Versicherungswirtschaft 2013, Tafeln 66,
71–73, 77)

Die Verwaltungskostenquote einer deutschen Versiche-
rung beträgt nur im Ausnahmefall mehr als 5 %, die
„großen“ liegen deutlich drunter (sonst ginge das mit
der Kfz-Haftpflicht, s.o., ja auch gar nicht, wo der Wett-
bewerb tatsächlich mörderisch sein muss). Das bedeu-
tet: die Sparte „RSV“ ist die Cash Cow aller Univer-
salanbieter und jedes „Mitleid“ fehl am Platze. Erst
recht wenn man vergleicht:
– die typische Gewinnquote beim Roulette beträgt:

94 %
– die Gewinnquote bei Black Jack lässt sich von einem

„perfekten Spieler“ und nicht zu „feindlichen“ House
Rules steigern auf bis zu: 97 %

– die Einarmigen Banditen in Las Vegas schütten aus:
98 % der Einsätze; manche Casinos werben aus-
drücklich mit 99 %

Und Personal-, Wartungs-, Verwaltungskosten haben
auch Casinos. – Es ist also deutlich lukrativer, eine
deutsche Rechtschutzversicherung zu betreiben als
ein Spielcasino. Das sollte doch zu denken geben.
Rechtsanwalt Dr. Christian Naundorf, Berlin
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Jetzt bloß keinen
Fehler machen.

Ein fataler Fehler wäre es in jedem Fall, das Anwalts-Handbuch Insolvenzrecht nicht recht-
zeitig zu Rate zu ziehen. Denn darin finden Sie die gesamte Materie aus beiden Perspektiven
mandatsbezogen aufbereitet: aus Sicht des Insolvenzverwalters wie aus derjenigen des Bera-
ters auf Gläubiger- oder Schuldnerseite. Und zwar auf höchstem Niveau und neuestem Stand.

Wie es sich für ein echtes Arbeitshandbuch gehört, gibt es zu allem Hinweise auf Haftungs-
risiken und typische Fehler, Tipps zu Strategie und Taktik, Beispiele, Checklisten, Übersichten
und Musterformulierungen für die richtige Umsetzung in der Praxis.

Runkel/Schmidt (Hrsg.), Anwalts-Handbuch Insolvenzrecht. Jetzt Probe lesen und bestellen
bei www.otto-schmidt.de

Runkel/Schmidt (Hrsg.) Anwalts-Hand-
buch Insolvenzrecht Herausgegeben
von RA Hans P. Runkel und RA Dr. Jens
Schmidt. Bearbeitet von 18 hochkarätigen
Praktikern des Insolvenzrechts. 3., völlig
neu bearbeitete Auflage 2014, rd. 2.300
Seiten Lexikonformat, gbd. 159,– e.
Erscheint im Februar.
ISBN 978-3-504-18054-6

NEU

RIB_3_Anz_210x297_4c.indd 1 20.11.13 08:05



Danke, dass Sie uns
wieder gewählt haben.

Das große Meisterwerk des Zivilprozessrechts ist zum dreißigsten Mal in
der von ihm gewohnten Qualität erschienen.

Sämtliche Änderungen der 17. Legislaturperiode sind eingearbeitet. Al-
lein davon sind weit über 150 Normen betroffen. Ebenso wurde die gesam-
te neuere Literatur, die BGH-, OLG-, BVerfG- und EuGH-Rechtsprechung
wie immer kritisch verarbeitet. Und im europäischen Verfahrensrecht ist
der Kommentar natürlich genauso aktuell.

Der neue Zöller. Wer will noch mal, wer hat noch nicht? Jetzt Probe
lesen und bestellen bei www.der-neue-zoeller.de

Zöller ZPO. 30. Auflage 2014,
3.551 Seiten Lexikonformat, gbd. 169,– €.
ISBN 978-3-504-47019-7



Gut sortiert: Für jeden
Fall das richtige Muster.

NEU

Das Standardwerk für die Gestaltung aller arbeitsrechtlichen Sachverhalte, das mit seinen ausführ-
lich kommentierten Mustern weit über ein gewöhnliches Formularbuch hinausgeht, ist wieder auf
dem allerneuesten Stand.

Ob Standardformular oder Muster zu exotischen Themen aus dem Individual- oder kollektiven
Arbeitsrecht, ob materiellrechtliche oder verfahrensrechtliche Formulierung – mit diesem etablier-
ten Buch namhafter Fachanwälte bekommen Sie alles bestens geregelt.

Anwalts-Formularbuch Arbeitsrecht, inklusive CD mit allen Mustern und einem sehr guten Preis-
leistungsverhältnis: Jetzt reinschauen und am besten gleich bestellen bei www.otto-schmidt.de

Bauer/Lingemann/Diller/Haußmann
Anwalts-Formularbuch Arbeits-
recht Von FAArbR Prof. Dr. Jobst-Hu-
bertus Bauer, FAArbR und Notar Dr.
Stefan Lingemann, FAArbR Dr. Martin
Diller und FAinArbR Dr. Katrin Hauß-
mann. 5., überarbeitete Auflage 2014,
1.552 Seiten Lexikonformat, gbd., inkl.
CD 99,– e. ISBN 978-3-504-42668-2

BFA 5 Anz 180x260 4c 10_13.indd 1 22.10.2013 11:16:10



Kann nicht jeder:
Professional Class – Volkswagen für Selbstständige.
* Und für die, die es werden wollen.

Das Programm für Selbstständige

Unsere Mobilitätsmodule für Ihre Bedürfnisse:

z. B. Wartun
g & Verschle

iß-Aktion • K
askoSchutz •

HaftpflichtS
chutz

• ReifenClev
er-Paket • Eu

ropa Tank &
Service Kart

e Bonus

Mit Professional Class liegen Selbstständige, Freiberufler und Kleinunternehmer

immer goldrichtig. Denn hier steckt genau so viel Mobilität drin, wie Sie brauchen:

Top-Leasingangebot, günstiger Kasko- und Haftpf lichtSchutz, attraktive Prämie und

starke Service-Module mit enormen Preisvorteilen! Setzen auch Sie auf Kostentrans-

parenz und Planbarkeit – mit Professional Class: ein starkes Paket für Ihre Mobilität.

Jetzt einsteigen und profitieren: www.volkswagen.de/selbststaendige

Kraftstoffverbrauch des Passat Variant in l/100 km:

kombiniert 9,3 – 4,3, CO²-Emissionen in g/km: kombiniert 215 – 113.

Wartung & Verschleiß-Aktion, KaskoSchutz, HaftpflichtSchutz (nur in Verbindung mit KaskoSchutz, Leistungen gem. Bedingungen der Allianz Versicherungs-AG), ReifenClever-Paket

(verfügbar für ausgewählte Modelle), Europa Tank & Service Karte Bonus jeweils nur in Verbindung mit GeschäftsfahrzeugLeasing der Volkswagen Leasing GmbH, Gifhorner Str. 57,

38112 Braunschweig. Bonität vorausgesetzt. Prämie erhältlich bei nahezu jeder Neuwagenbestellung. Professional Class ist ein Angebot für alle Selbstständigen. Einzelheiten zur jeweils

erforderlichen Legitimation erfahren Sie bei Ihrem teilnehmenden Volkswagen Partner. Abbildung zeigt Sonderausstattung gegen Mehrpreis.

Kann nicht jeder:
Professional Class – Volkswagen für Selbstständige.
* Und für die, die es werden wollen.

Das Programm für Selbstständige

Unsere Mobilitätsmodule für Ihre Bedürfnisse:

www.volkswagen.de/selbststaendige



Halle 4 l Stand A25
Besuchen Sie uns:

Hannover, 10. – 14. März 2014

RA-Mobile macht Ihr iPhone kostenlos
zu einem professionellen Diktiergerät
höchster Qualität.Mit intuitiver
Bedienung incl. Gestensteuerung.
Die Aufnahmen in HD-Qualität sind
spracherkennungstauglich für die Hinter-
grund-Spracherkennung auf dem PCmit
Dragon Professional Legal für DictaNet.

Ihr Vorteil Nr. 1

www.ra-mobile.de
INFOLINE 08007264276

Kostenloser Download
imApp Store (Android erscheint Q2 2014)

iPad mini
iPad

iPhone
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